
Sozialistische 
Wochenzeitung 
Zeitung der DKP 

www.unsere-zeit.de 


Spätfolgen 

Die Folgen der großen Finanzkrise 2007 treffen 
erst jetzt die Deutsche Bank. Und werden auch zu 
einem Problem Schäubles. 
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Patrik Köbele über Faschismusgefahr 

Die ausschließliche Fokussierung des antifaschis¬ 
tischen Kampfes auf die AfD sei falsch, argumen¬ 
tiert der DKP-Vorsitzende. 
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Mehr Krieg 

Im Präsidentschaftswahlkampf der USA wird die Ausweitung der Kämpfe propagiert 



Polizei in San Franzisko während einer Demonstration der Bewegung „Black Lives Matter“ 


D ie heiße Phase des US-Wahl- 
kampfes ist angebrochen. Und 
damit die hohe Zeit der medi¬ 
al inszenierten Schlammschlachten. 
Und klar ist auch, welche Rolle der 
Kandidat der Republikanischen Par¬ 
tei, Donald Trump, bei dieser Präsi¬ 
dentenwahl spielen darf. Er ist der 
schmierig-halbseidene Pausenclown, 
der die ungeliebte, aber nichtsdesto- 
trotz längst auf Sieg gesetzte Kandi¬ 
datin Hillary Clinton ein wenig strah¬ 
lender erscheinen lassen darf. Die Wa¬ 
shington Post hat ein zehn Jahre altes, 
begrenzt schmeichelhaftes Video ver¬ 
öffentlicht, in dem sich Donald Trump 
seiner Erfolge als unerschrockener 
Schlüpferstürmer rühmt. Wie seiner¬ 
zeit Bill Clintons Affäre mit Monica 
Lewinsky ist das ein wunderbares Ab¬ 
lenkungsthema. Nur diesmal mit par¬ 
teipolitisch vertauschten Vorzeichen. 

Ernsthaft spielen Außenpolitik und 
die von den USA geführten Kriege im 
Wahlkampf und in den beiden Fernseh- 
Duellen zwischen Clinton und Trump 
keine Rolle, wohl aber die Frage, ob sie 


persönlich bereit sind, das Land in ei¬ 
nen noch größeren Krieg zu führen. Wie 
in früheren Wahlkämpfen wird aber 
immer vorausgesetzt, dass die militäri¬ 
sche Stärke des Landes das überragen¬ 
de Ziel sein muss. Dass mehr Krieg nö¬ 
tig ist, wird dagegen von beiden Seiten 
vorausgesetzt. Absurd erscheint, dass 
der Kandidat, der soziale Brutalität in 
seiner Show „Sie sind entlassen“ und 
Werbung für den lockeren Gebrauch 
von Schusswaffen zu seinen Marken¬ 
zeichen gemacht hat, wegen seiner an¬ 
geblich mangelnden Kriegsbereitschaft 
vom anderen Lager und den „unabhän¬ 
gigen Medien“ kritisiert wird. Dass er 
sich mit dem russischen Präsidenten 
Putin über Syrien einigen werde, wird 
Trump zum Vorwurf gemacht. Er wird 
als Putin-Freund denunziert. In der TV- 
Debatte der US-amerikanischen Vize¬ 
präsidentschaftskandidaten galt dage¬ 
gen Trumps Mann, der Republikaner 
Mike Pence, in der Mediendarstellung 
als klarer Gewinner. Er hatte, anders 
als Trump, scharfe Kritik an Russland 
geübt, warf Putin vor, korrupt zu sein 


und trat beim Fernseh-Match zudem 
dafür ein, im syrischen Bürgerkrieg 
eine harte Linie gegenüber Moskau zu 
verfolgen. „Die Provokationen durch 
Russland müssen mit amerikanischer 
Stärke beantwortet werden“, erklärte 
Pence. „Wenn Russland sich weiterhin 
an barbarischen Angriffen auf Zivi¬ 
listen in Aleppo beteiligt, müssen die 
Vereinigten Staaten darauf vorbereitet 
sein, das Assad-Regime militärisch an¬ 
zugreifen, um eine humanitäre Katast¬ 
rophe in Aleppo zu verhindern.“ 

Solche Äußerungen gefallen dem 
liberalen Mainstream. Im Wahlkampf 
wird die Öffentlichkeit so auf eine 
Ausweitung des Krieges in Syrien 
vorbereitet. Der Ruf nach „military 
action“ gegen die russischen und sy¬ 
rischen Streitkräfte ist nun in US-Me- 
dien und -Politik unüberhörbar. Die 
Ausrüstung der „Rebellen“ mit mo¬ 
derner Flugabwehrtechnik gilt als ge¬ 
setzt. Hillary Clinton fordert die Ein¬ 
richtung einer Flugverbotszone, wofür 
es keine völkerrechtliche Grundlage 
gibt und deren Durchsetzung erklär¬ 


termaßen den Krieg mit Russland be¬ 
deuten würde. Auch die Ausweitung 
der ökonomischen Sanktionen gegen 
Russland wird gefordert. 

In der Wirklichkeit außerhalb des 
Wahlkampfes hat die Regierung Ba¬ 
rack Obamas die monatelangen Waf¬ 
fenstillstandsverhandlungen mit Russ¬ 
land abgebrochen. Vorausgegangen 
waren Querschüsse aus dem Pentagon 
und jener verheerende und als „Ver¬ 
sehen“ deklarierte Angriff der US- 
Streitkräfte auf syrische Regierungs¬ 
truppen. Aus dem Weißen Haus ist zu 
dieser Sabotagepolitik mitten aus der 
eigenen Regierung nur dröhnendes 
Schweigen zu hören. In Aleppo droht 
Washington mitten im Wahlkampf 
eine schwere Niederlage. Zumal die 
Unterstützung der Türkei mehr und 
mehr wackelt. Daher werden alle 
Register gezogen. Und je größer die 
Krokodilstränen, desto grauenhafter 
das Abschlachten danach. Mit Hillary 
Clinton wäre dafür die richtige Frau 
am richtigen Platz. 

Klaus Wagener/Lucas Zeise 


Viel Geld für Grenzzäune 

Angela Merkel auf Tournee durch die ärmsten Staaten Afrikas 


Einen „Marshallplan für Afrika“ hat¬ 
te Entwicklungshilfeminister Gerd 
Müller (CSU) angeregt. Vor ihrem 
Aufbruch nach Mali am vergangenen 
Sonntag nahm Kanzlerin Merkel den 
Faden auf. Sie forderte von deutschen 
Unternehmen mehr Engagement in 
Afrika und kündigte an, mehr Geld 
für Entwicklungshilfe in die Hand 
nehmen zu wollen. 

„Migrationspartnerschaft“ heißt 
die neue Losung. Das heißt: Afrika¬ 
nische Regierungen bekommen Geld, 
wenn sie dafür ihre Grenzen undurch¬ 
lässig machen und so Flüchtlingsbe¬ 
wegungen eindämmen, mit Aussicht 
auf Bonuszahlungen. Ganz will man 
den Afrikanern aber die Aufsicht 
nicht überlassen. Wirtschaftliche In¬ 
teressen sind nur der Vorwand, hin¬ 
ter dem sich strategische Interessen 


der Berliner Politik verbergen. Rund 
700 Bundeswehrsoldaten stehen be¬ 
reits in dem bürgerkriegsgeschüttel¬ 
ten westafrikanischen Land mit seinen 
14,5 Millionen Einwohnern, 540 davon 
im Rahmen der UN-Truppe Minusma 
- „Die derzeit gefährlichste Mission 
der Bundeswehr“, wie Kriegsministe¬ 
rin von der Leyen einschätzt. 

Wohin Merkel auch reist, die Bun¬ 
deswehr ist schon da. In Malis Nach¬ 
barland Niger sind 40 deutsche Sol¬ 
daten stationiert. Als die Kanzlerin 
am Montagmorgen in Niamey, der 
Hauptstadt, landete, standen für die 
Gespräche mit Präsident Issoufou 
Mahamadou die selben Punkte auf 
der Agenda wie am Vortag in Bamako. 
Pikant an diesem Besuch ist aber, dass 
Frankreich gerade dieses Land als den 
Kern seiner Interessensphäre in Afri¬ 


ka betrachtet. Dass Berlin auch dort 
den Fuß in die Tür stellt, ist eine dip¬ 
lomatische Klatsche für den Partner in 
der EU-Dominanz, den flügellahmen 
französischen Präsidenten Frangois 
Hollande. Ausbau der eigenen Prä¬ 
senz rangiert in diesem ärmsten Land 
der Welt noch vor dem Aufhalten der 
Menschen, die im Norden ein besse¬ 
res Leben suchen. Von 150000 Men¬ 
schen auf der Flucht, die jährlich die 
zentralnigrische Stadt Agadez passie¬ 
ren, sprechen die offiziellen Zahlen. 
Um die von Europa fernzuhalten sol¬ 
len Millionen Euro bewegt werden. 
Mahamadou forderte mehr, allein Ni¬ 
ger brauche eine Milliarde - da aber 
bremste Merkel. 

Der letzte Besuch galt einem treu¬ 
en Handlanger der USA und der Eu¬ 
ropäischen Union. Die äthiopische 


Regierung exekutiert als Hilfspoli¬ 
zist in Ostafrika deren Politik, ob es 
um Flüchtlinge geht, die Spaltung des 
Sudan oder die Kontrolle des Dau¬ 
erkonfliktherds Somalia. Hier ergab 
sich ein dekorativer Besuchsanlass: 
Die Einweihung des von Deutsch¬ 
land finanzierten Julius-Nyerere-Ge- 
bäudes für Frieden und Sicherheit der 
Afrikanischen Union durch Merkel. 
Dabei fasste die Kanzlerin die Frucht 
ihrer Reiseerkenntnisse in die Worte: 
„Afrika gewinnt zunehmend an glo¬ 
baler Bedeutung, und deshalb ist es 
wichtig, wenn die afrikanischen Staa¬ 
ten in möglichst großer Einigkeit ihre 
Interessen vertreten.“ Solange diese 
sich mit denen der Herrschenden in 
der EU decken, möchte man hinzu¬ 
fügen. 

Manfred Idler 


Thema der Woche 


Zweiklassensystem 

Die neue „Position“ nimmt das System der 
Krankenversicherungen unter die Lupe: „Wir 
hatten viel zu wenig Personal, eine Hebam- 
me hat acht oder mehr Frauen betreut und 
die Pfleger und Ärzte standen selbst kurz vor 
dem Zusammenbruch. Auf der Komfortstati¬ 
on ist auch die Betreuung eine ganz andere. 
Da betreut eine Hebamme nicht halb so viele 
Frauen gleichzeitig, es gibt insgesamt viel 
weniger Betten und trotzdem nicht weniger 
Personal. Man kann sich wohlfühlen und 
wirklich erholen“ heißt es in einer Reportage 
über Erfahrung einer Kassenpatientin. 
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8ooo Demonstranten in Berlin 

Frieden droht! 

Keine Nachricht zu diesem Thema: 
Als die Friedens-Demonstration in 
Berlin am letzten Samstag beendet 
worden war, herrschte allüberall ein 
eisiges Medienschweigen. Weder die 
ARD noch das ZDF wollten die rund 
8000 Demonstranten wahrnehmen. 
Auch die einschlägigen Herrschafts¬ 
medien wie „Spiegel“, „Frankfurter 
Allgemeine“ oder „Zeit“ stellten kei¬ 
nen Mucks auf ihre aktuellen Seiten 
im Internet. Das waren einfach zu viel 
Demonstranten für die leidgeprüften 
Redaktionen. Und außerdem: Die hat¬ 
ten vorher schon geschwiegen, warum 
sollten sie jetzt was berichten? 

Wer sich trotz des allgemeinen 
Schweige-Gelübdes zu einer Art Be¬ 
richterstattung aufraffen wollte, nut¬ 
ze die beliebte Form der Polizei-Nach¬ 
richt: Der Polizeipräsident hat aber 
viel weniger Teilnehmer gezählt als 
der Veranstalter! Kannste mal sehen, 
wie verlogen diese Friedensdemons¬ 
tranten sind! - Raffiniert auch der 
West-Berliner „Tagesspiegel“: Der 
nannte die Gegend, durch die der De¬ 
monstrationszug lief, plötzlich „Ost- 
City“. Sonst nennt das Blatt die selbe 
Meile ehrfürchtig „Regierungs-Vier¬ 
tel“. Aber Ost-City klingt fast so wie 
Erich-Honecker-Gedächtnis-Demo. 



Ganz brachial nahm der örtlich¬ 
rechtliche Sender „rbb“ die Kurve: Er 
meldete ganz groß zwei antisemitische 
Plakate, die am selben Tag bei einer 
ganz kleinen, anderen Demonstrati¬ 
on mit einem ähnlichen Thema ge¬ 
tragen worden seien. Prima Metho¬ 
de: Frieden ist antisemitisch, also ge¬ 
sellschaftlich erledigt, also eigentlich 
ein zweiter Holocaust. Nichts scheint 
billig genug, um die teuren deutschen 
Waffenexporte weg zu reden. 

Dabei hatte man sich im Vorfeld so 
viel Mühe gegeben: Eine Ein-Mann- 
Friedensbewegung aus Aachen hatte 
gewarnt: Es könnte durchaus die fal¬ 
sche Demo sein, die da in Berlin statt¬ 
finden sollte. Jedenfalls referierte das 
die einstmals seriöse Quelle „Telepo¬ 
lis“. Und aus dem Dunkel unbekannter 
Geldflüsse meldete sich ein ungewisser 
Stephan Steins. Mit einer eigenen, total 
rrrrrrevolutionären Demo, stiftete er 
mit einem identischen Logo und einem 
ähnlichen Demonstrationsweg Verwir¬ 
rung und hatte so brav seine Schuldig¬ 
keit getan. 

Frieden droht: So viel hatte das an¬ 
sonsten eher minderbegabte Medien¬ 
kartell immerhin begriffen. - Bis zum 
nächsten Mal. Wenn die Länge des De¬ 
monstrationszuges endlich der Dauer 
jener vielen Reden entspricht, die auch 
diesmal die Aktion in guter Absicht 
aber schlechter Wirkung begleiteten. 
Uli Gellermann in „rationalgalerie.de“ 

Siehe auf Seite 8 
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Volker Metzroth zu den Spitzengesprächen 

„Wir zahlen nicht 
für Eure Rente..." 


Attacke auf die deutsche 
Exportwalze 

Schwäche der Deutschen Bank wird Schäubles Problem 
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Gebäude der Deutschen Bank in Frankfurt a.M. 


schallte es aus Konzern- und Bank¬ 
zentralen, nachdem Arbeitsminis¬ 
terin Nahles bei Spitzengesprächen 
Gewerkschaftern und Unternehmer¬ 
verbänden ihre rentenpolitischen 
Vorstellungen offenbarte. Auf den 
DGB und dessen Verlangen „Rente 
muss zum Leben reichen“ zugehend, 



stellte sie u.a. eine Beitragshöhe bis 
zu 22 Prozent in Aussicht. Da jeder 
weiß, dass daraus vor der Bundes¬ 
tagswahl nichts mehr werden wird, 
sei daran erinnert, dass Nahles ggf. 
nicht die erste SPD-Politikerin wäre, 
die es unverschämt fände, später an 
Wahlversprechen gemessen zu wer¬ 
den. 

Mehr zahlen wollen die Unterneh¬ 
mer keinesfalls und fordern die Förde¬ 
rung von Betriebsrenten, mehr „Eigen¬ 
vorsorge“ und ein höheres Rentenein¬ 
trittsalter. Klar, alles Lösungen, für die 
entweder der Staat mit Steuergeldern 
aufkäme oder die Arbeitenden mit 
höheren Beiträgen, niedrigeren Ren¬ 
ten und ihrer Gesundheit. Mit 69 kann 
man zwar noch in Aufsichtsräten par¬ 
lieren, aber kein Dach mehr decken 
oder Kranke umbetten. 


Dokumentiert 


Statt der erwarteten kräftigen 
Erhöhungen der Krankenkas- 
sen-Zusatzbeiträge für 2017 for¬ 
dern die demokratischen Ärztin¬ 
nen und Ärzte: 

1. Der Staat soll aufhören, sich 
am Gesundheitsfonds zu vergrei¬ 
fen - wie es jetzt bei der Zuweisung 
von 1,5 Mrd. Euro aus dem Gesund¬ 
heitsfonds an die Kassen geplant ist. 
Der Gesundheitsfonds darf nicht zur 
Manövriermasse staatlicher Finanz¬ 
politik werden. 

2. Künftige Ausgabensteigerun¬ 
gen in der Gesetzlichen Kranken¬ 
versicherung (GKV) sollen durch 
Rückkehr zur vollen Parität von Ar¬ 
beitgebern und Arbeitnehmern ge¬ 
tragen werden. Die Fachleute sind 
sich einig: Im kommendem Jahr wer¬ 
den die Ausgaben der gesetzlichen 
Krankenversicherung steigen. Der 
GKV-Schätzerkreis wird seine Prog¬ 
nose im Oktober bekannt geben. Da¬ 
nach wird die Steigerung der Zusatz¬ 
beiträge für das kommende Jahr fest¬ 
gelegt werden. Diese Zusatzbeiträge 
werden nur von den Versicherten 
und nicht von den Arbeitgebern auf¬ 
gebracht. Es ist unangenehm für die 
Regierungsparteien, dass ausgerech¬ 
net im Wahljahr die Zusatzbeiträ¬ 
ge deutlich steigen. Bundesminister 
Gröhe versucht es mit Rosstäusche¬ 
rei: Um den Anstieg der Zusatzbei¬ 
träge abzumildern, sollen den Kas¬ 
sen einmalig zusätzliche 1,5 Mrd. 
Euro aus dem Gesundheitsfonds zu¬ 
gewiesen werden. Der entsprechen¬ 
de Gesetzentwurf soll noch im Ok¬ 
tober, vor Verkündung der Beitrags¬ 
erhöhung, verabschiedet werden und 
diese damit abmildern. Mit dieser 
Zahlung sollen angeblich steigende 
Kosten für die medizinische Versor¬ 
gung von Flüchtlingen sowie Mehr- 


Den Vogel schießt ein sogenann¬ 
ter Rentenexperte ab: „Die Babyboo- 
mer-Generation hat es verpasst, die 
erforderliche Anzahl von Kindern zu 
bekommen ... Wenn man demogra¬ 
phisch versagt, muss man auch mit den 
Folgen leben.“ Ob er intellektuell ver¬ 
sagt oder schlicht einen an der Raffel, 
sorry, Waffel hat? Wer von steigender 
Produktivität nicht redet, sollte über 
Demographie schweigen. Auch des¬ 
halb, weil von den 25- bis 35-Jährigen 
jede(r) Siebte keinen berufsbefähi¬ 
genden Abschluss hat, da Kapital und 
Staat nicht mal in der Lage waren, die 
Ausbeutung von deren Arbeitskraft 
durch deren Qualifizierung zu orga¬ 
nisieren. Mehr Kinder bedeutet nicht 
automatisch mehr Beiträge, vor allem 
wenn man die Jugend schlecht bezahlt 
und prekär beschäftigt. 

Auf 1000 Euro Brutto kommen 
ca. 1250 Euro „Lohnkosten“ in die 
Bilanzen und 187 Euro in die Ren¬ 
tenkasse, 93,50 Euro davon als „Ar¬ 
beitgeberbeitrag“. Ein Prozentpunkt 
mehr schmälert den Profit mal ge¬ 
rade um 5 Euro, um 0,4 Prozent der 
„Lohnkosten“. 22 Prozent Beitrag 
hieße gegenüber heute minus 16,50 
Euro Profit pro 1 000 Euro Brutto. 
Daran stürbe kein Kapitalist. Schon 
gar nicht in Großindustrie, Banken 
usw., wo Lohnkostenanteile oft nicht 
mal die 10-Prozent-Marke weit über¬ 
schreiten. Letztlich nimmt der Kapi¬ 
talist weder die Bruttolöhne noch die 
„Arbeitgeberanteile“ aus dem Spar¬ 
strumpf seiner Oma, sondern aus 
dem, was seine Arbeiter und Ange¬ 
stellten erarbeitet haben. Ihre Lohn¬ 
arbeit ist auch ihre permanente Ei¬ 
genvorsorge für das Alter. In soweit 
stimmt die Aussage „Wir zahlen nicht 
für Eure Rente!“, das machen die Be¬ 
schäftigten eh zu 100 Prozent selbst. 


ausgaben für die Telemedizin getra¬ 
gen werden. 

Die Begründung ist fadenschei¬ 
nig. Bisher benötigen die Kassen das 
Geld noch nicht für die Versorgung 
von Flüchtlingen, da diese in den 
ersten 15 Monaten von den Kom¬ 
munen finanziert werden muss. Wie 
bei Arbeitslosengeld-II-Empfängern 
beträgt danach der staatliche Zu¬ 
schuss 90 Euro pro Versicherungs¬ 
pflichtigem und ist damit bei weitem 
nicht kostendeckend. Die medizini¬ 
sche Versorgung von Geflüchteten 
ist aber eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe, die dementsprechend von 
der öffentlichen Hand zu finanzie¬ 
ren ist. Was auf den ersten Blick wie 
ein Geschenk für die Krankenkassen 
aussieht, stellt sich bei näherem Be¬ 
trachten als Ausplünderung des Re¬ 
servetopfes der gesetzlich Versicher¬ 
ten dar. Mit der einmaligen Zahlung 
wird von einem prinzipiellen struktu¬ 
rellen Problem der Krankenversiche¬ 
rung, nämlich der deutlichen Unter¬ 
finanzierung versicherungsfremder 
Leistungen durch den Staatshaushalt, 
abgelenkt. 

Die Bundesregierung versucht 
von zwei strukturellen Problemen 
der Krankenversicherung abzulen¬ 
ken: der Unterfinanzierung versi¬ 
cherungsfremder Leistungen durch 
den Staatshaushalt und der einsei¬ 
tigen Belastung der Versicherten 
mit den zukünftigen Ausgabenstei¬ 
gerungen der GKV. Auch wir de¬ 
mokratischen Ärztinnen und Ärz¬ 
te fordern deshalb: Beiträge und 
Beitragssteigerungen der GKV 
müssen wieder paritätisch von den 
Arbeitgebern mitgetragen werden 
bei ausreichender staatlicher Fi¬ 
nanzierung versicherungsfremder 
Leistungen. 

Verein demokratischer Ärztinnen und Ärzte 


D ie einst mächtige Deutsche Bank 
ist zum Spielball der Politik ge¬ 
worden. Auf der Herbsttagung 
des Internationalen Währungsfonds 
(IWF) am vergangenen Wochenende in 
Washington standen die Bank und der 
Finanzminister des Heimatlandes der 
Bank, ein gewisser Wolfgang Schäuble, 
im Zentrum der Aufmerksamkeit. Es 
bündelten sich schon Jahre dauernde 
Konflikte, die sich jetzt auf die Frage 
zuspitzen, ob die deutsche Regierung 
ihre brutale Politik der Exportförde¬ 
rung und der Überschüsse im Waren¬ 
verkehr endlich ändern wird. 

Die Politik hoher Exportüberschüs¬ 
se hat in Deutschland seit dem 2. Welt¬ 
krieg Tradition. Sie ist in Deutschland 
auch populär. Es leuchtet unmittel¬ 
bar ein, dass ein Land mit Überschüs¬ 
sen von anderen nicht so leicht her¬ 
umgeschubst werden kann. Seine in¬ 
dustrielle Exportstärke bewirkt, dass 
Deutschland relativ gut mit der Dau¬ 
erwirtschaftskrise seit 2008 zurecht¬ 
kommt. Exporterfolge werden mit si¬ 
cheren Arbeitsplätzen identifiziert. Die 
Nachteile dieser Politik sind relativ zur 
hohen Produktivität niedrige Löhne, 
mehr Armut im Land und ganz allge¬ 
mein gesprochen, dass die Menschen in 
Deutschland unter ihren Verhältnissen 
zu leben gezwungen werden. 

Schlimmer ist der Exportüber¬ 
schuss dort, wohin die deutsche Ex¬ 
portwalze rollt. Die Länder des Euro 
sind am härtesten betroffen, ihre Indus¬ 
trie bleibt auf der Strecke. Die Arbeits¬ 
plätze brechen weg. Man kann auch 
sagen, die Arbeitslosigkeit wird nach 
Griechenland, Spanien, Portugal, aber 
auch nach Estland, Bulgarien und Lett¬ 
land exportiert. Selbst für die großen 
kapitalistischen Volkswirtschaften ist 
die Angelegenheit kein Spaß. Die feh¬ 
lende Nachfrage aus Deutschland ver¬ 
schärft überall in der Welt die Überpro¬ 
duktionskrise. Das ist eine Beschwer¬ 
nis, die auch dem Kapital dieser Länder 
zu schaffen macht. Seine Verwertungs- 
(oder auch Geschäfts-)bedingungen 
werden schlechter. Zwar versuchen sie 
durch Druck auf die Löhne ihre Ren¬ 
dite zu verbessern. Aber sie versuchen 
auch, politischen Druck auf die Bun¬ 
desregierung auszuüben, ihren Kurs ein 
wenig zu ändern. 

Deutsche Medien 
beginnen zu berichten 

Das geht nun schon einige Jahre so. Auf 
den G-7-, G-20-Treffen und den halb¬ 
jährlichen Generalversammlungen von 
IWF und Weltbank wird der deutschen 
Regierung von den anderen dringend 
nahegelegt, die Nachfrage im Inland 


in Schwung zu bringen, die Investitio¬ 
nen des Staates zu erhöhen und die der 
Privaten anzukurbeln. Aber der deut¬ 
sche Finanzminister hört in dieser Be¬ 
ziehung schlecht. Er weiß die deutsche 
Öffentlichkeit bis weit in die Gewerk¬ 
schaften und sogar die Linken hinter 
sich. Der Keynesianismus und alles was 
ihm ähnlich sieht wurde schon in den 
80er Jahren plattgemacht, das Gedan¬ 
kengut aus den Universitäten und Wirt¬ 
schaftsforschungsinstituten vertrieben. 
Wir mussten uns auch daran gewöhnen, 
dass die Presse in Deutschland den 
Ärger der anderen über die deutsche 
Wirtschaftspolitik einfach verschwieg. 

Auf der aktuellen Herbsttagung 
war es plötzlich anders. Sogar die nor¬ 
malerweise sehr regierungsfreundliche 
ARD erwähnte in der Tagesschau, dass 
Finanzminister Schäuble in Washing¬ 
ton vielfach kritisiert worden sei. Nicht 
nur die Regierungen der Euroländer, 
sondern die auf dem ganzen Globus 
haben es satt, die deutsche Exportwal¬ 
ze über ihre Länder rollen zu sehen. 
Der deutsche Überschuss in der Leis¬ 
tungsbilanz nähert sich neun Prozent 
am Bruttoinlandsprodukt. Dies wurde 
auf der Konferenz offensichtlich nicht 
nur ausgesprochen. Es zeigte auch ers¬ 
te Wirkung. Schäuble briefte die deut¬ 
schen Journalisten mit besonderem Ei¬ 
fer. Wirkungsvoller als Gespräche und 
Kommuniques, in denen Deutschland 
milde getadelt wird, dürfte ein anderes 
Druckmittel sein. Es ist die Deutsche 
Bank in Gefahr. Ihr Zustand ist derart 
schlecht, dass offen über eine Stützung 
durch den deutschen Staat geredet und 
geschrieben wird. Das wäre das Ende 
von Schäubles rigoroser „Sparpolitik“. 

Der US-Finanzminister Jack Lew 
empfahl den Europäern ganz generell, 
dafür Sorge zu tragen „ihre“ Banken 
mit genügend Eigenkapital auszustat¬ 
ten. „Wir haben deutlich gemacht, dass 
Europa nicht so viel getan hat“ wie die 
Vereinigten Staaten, sagte er. Tatsäch¬ 
lich herrscht in Europa das Prinzip, 
dass jeder Staat die bei ihm beheima¬ 
teten Banken stützt. Die Euro-Wäh- 
rungsunion gilt nur im Prinzip und ist 
noch nicht ausprobiert worden. Zudem 
haben die USA ihre Banken mit viel 
Geld zwangssaniert. Lews Ratschläge 
beziehen sich auf die Problemfälle, zu 
denen seit dem Frühjahr akut auch die 
Deutsche Bank zählt. 

Diese Bank wird erst jetzt von den 
Folgen der großen Finanzkrise 2007 
wirklich heimgesucht. In jenem war 
sie eine der weniger großen Banken 
weltweit, die nur wenig beschädigt und 
nur relativ geringe Abschreibungen auf 
ihre Guthaben und vergebenen Kredi¬ 


te machen mussten. Ihr schadete aller¬ 
dings die schlichte Tatsache, dass das 
Betätigungsfeld für Investmentban¬ 
ken in den Folgejahren zwar nicht ra¬ 
sant schrumpfte, aber doch nicht mehr 
so wunderbar blühte wie zuvor. Eben¬ 
falls mit einiger Verzögerung haben die 
Finanzaufsichtsbehörden in Großbri¬ 
tannien und den USA der Deutschen 
Bank erhebliche Strafen für Fehlver¬ 
halten am Devisen-, Derivate- und 
Bondmarkt auferlegt. Die letzte die¬ 
ser Strafen wurde erst in diesem Jahr 
ausgesprochen. Sie bezog sich auf den 
Verkauf von Hypothekenpapieren, de¬ 
ren Preis verfall 2006 und 2007 die Fi¬ 
nanzkrise ausgelöst hatte. Die Angele¬ 
genheit liegt also schon einige Jährchen 
zurück. Die Strafe für das Fehlverhal¬ 
ten lautet auf 14 Mrd. Dollar. Das ist 
ein hübsches Sümmchen. Auch die 
Deutsche Bank kann eine solche Stra¬ 
fe nicht aus der Portokasse bezahlen 
und auch nicht aus den Rückstellungen 
(von 5,5 Mrd. Euro), die sie für solche 
Zwecke schon vorgenommen hat. Die 
ganze Bank ist nach dem Absturz des 
Börsenkurses nur noch etwa 16 Mrd. 
Euro wert. 

Politische Strafe 

Auch andere europäische und auch 
US-Banken mussten und müssen we¬ 
gen ähnlicher Delikte hohe Strafen 
zahlen. Allerdings ist die Strafe für die 
Deutsche Bank besonders hoch. Das 
hat zum einen damit zu tun, dass die 
Bank vor zehn, zwölf Jahren zu den 
Marktführern in dem insgesamt betrü¬ 
gerischen Geschäftszweig zählte, den 
die US-Aufsichtsbehörden damals üb¬ 
rigens toleriert haben. Die hohe Stra¬ 
fe ist allerdings auch eine politische. 
Sie wurde vom US-Justizministerium 
ausgesprochen, also einem Arm der 
Exekutive. John Cryan, der Chef der 
Deutschen Bank, hat am vergangenen 
Freitag dort vorgesprochen, um über 
die endgültige Höhe dieser Strafe zu 
verhandeln. Es gab, wie indirekt ver¬ 
lautete, noch keine Einigung. Das hat 
auch damit zu tun, dass ein paar Stra¬ 
ßen weiter im IWF-Gebäude die Her¬ 
ren Lew und Schäuble sich auch nicht 
einigen konnten. Die IWF-Direktorin, 
die Französin Christine Lagarde, die 
das Schicksal der Deutschen Bank von 
Amts wegen nichts angeht, empfahl 
der Deutschen Bank dringend, sich mit 
dem US-Justizministerium bezüglich 
der angedrohten Strafe von 14 Mrd. 
Dollar zu einigen. Das ist nicht einfach 
ein unerbetener Rat, sondern ein Hin¬ 
weis an Schäuble, dass es auch andere 
Druckmittel gibt. 

Lucas Zeise 


Keine Ausplünderung des 
Reservefonds der Versicherten 
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Ein Streik, der 114 Tage dauerte 

1956/57 wurde die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall erstritten • Von Florian Hainrich 


I n diesen Tagen jährt sich zum 60. Mal 
der Beginn des Streiks für die Lohn¬ 
fortzahlung im Krankheitsfall. Da¬ 
bei ging es darum, die Lohnfortzahlung 
auch für Arbeiter durchzusetzen - zu¬ 
erst nur für die Arbeiter auf den Werften 
und in der Metallindustrie. Wenig später 
wurde dieser Tarifvertrag zum Gesetz, 
das heute für viele selbstverständlich ist. 

Was man sich heute kaum noch vor¬ 
stellen kann, war in den 50er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts bittere Realität. 
Wenn ein Arbeiter krank wurde, bekam 
er erst mal kein Geld. Erst nach Ablauf 
der sogenannten Karenztage erhielt er 
Krankengeld. Angestellte hingegen be¬ 
kamen ab dem ersten Krankentag Geld. 
Die sogenannten Karenztage wurden 
mit dem Mythos begründet, der Arbeiter 
sei seinem Wesen nach undiszipliniert 
und faul. Arbeiter würden dann massen¬ 
haft der Arbeit fernbleiben, so die Ar¬ 
gumentation der Bosse. Doch 1956 ent¬ 
wickelte sich gegen diese Ungleichbe¬ 
handlung Widerstand. Am 24. Oktober 
1956 begann einer der längsten Streiks 
in der Geschichte der Bundesrepublik. 
Er dauerte 114 Tage bis zum 14. Februar 
1957. Auch sonst unterschied sich dieser 
Streik von anderen Tarifkämpfen. 

Von Beginn gab es Druck durch den 
Gesamtverband der Metallindustriel¬ 
len, der einen Präzedenzfall befürchtete 
und vor allem die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall verhindern wollte. 18 000 
Kollegen bei fünfzehn Werften und 
Maschinenbaubetrieben traten in den 
Streik. Es sollten im Laufe der Ausein¬ 
andersetzung insgesamt 34 000 werden. 
Drei Schlichtungsangebote lehnten die 
Streikenden ab. Das erste, das vom Mi¬ 
nisterpräsidenten Schleswig-Holsteins, 
Kai Uwe von Hassel, stammte und keine 
der Kernforderungen der IG Metall be¬ 
rücksichtigte, wurde in einer Urabstim¬ 
mung von 97,4 Prozent abgelehnt. Das 
des Arbeitsministers von Nordrhein- 
Westfalen, Johannes Ernst, lehnten im¬ 
merhin 76,2 Prozent ab. Erst im vierten 
Anlauf gelang es der Gewerkschaftsfüh¬ 
rung, ein Ergebnis durchzusetzen, das 
aber auch weiterhin von einer Mehrheit 
abgelehnt wurde. Lediglich 39,7 Prozent 
stimmten für den Vorschlag. Damit war 
das notwendige Quorum von 25 Prozent 
plus eine Stimme erreicht. 

Das Ergebnis reduzierte die Anzahl 
der Karenztage und stellt damit einen 
Schritt zur Lohnfortzahlung dar, wie 
wir sie heute kennen. Im Sommer 1957 
stimmt der Bundestag unter Druck des 
Tarifergebnisses für das „Gesetz zur 
Verbesserung der wirtschaftlichen Si¬ 
cherung der Arbeiter im Krankheitsfäl¬ 
le“. Dabei war keine Lohnfortzahlung 
durch den Arbeitgeber, sondern ledig¬ 
lich ein Zuschuss zum Krankengeld 
vorgesehen. Dieser Zuschuss stockte 
das Krankengeld auf 90 Prozent des 
Nettoarbeitsentgelts auf. Der Anspruch 
gegen den Arbeitgeber bestand erst ab 


dem dritten Tag der Krankheit und für 
bis zu sechs Wochen. 

Vier Jahre später wurde durch das 
„Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes zur Verbesserung der wirt¬ 


schaftlichen Sicherung der Arbeiter im 
Krankheitsfalle“ der Krankengeldzu¬ 
schuss so angehoben, dass der Arbeiter 
seinen Nettolohn erhielt, und es bestand 
nur noch ein Karenztag. Die Lohnfort¬ 
zahlung für Arbeiter wurde erst 1969 
durch das „Gesetz über die Fortzahlung 
des Arbeitsentgelts im Krankheitsfalle 
und über Änderungen des Rechts der 
gesetzlichen Krankenversicherung“ er¬ 
reicht. 

1956 waren von 62 366 Arbeitern, 
die in der Metallindustrie Schleswig- 
Holsteins beschäftigt waren, 44 856 Mit¬ 
glieder der IG Metall. Das entspricht 
71,9 Prozent. Dieser hohe Organisa¬ 
tionsgrad war entscheidend. Aber der 
Kampf wurde auch deswegen gewon¬ 
nen, weil es gelang, die Bevölkerung zu 
gewinnen und sie in die Auseinander¬ 
setzung einzubeziehen. So wurden die 
Menschen über den Streikverlauf in¬ 
formiert. Es gab Sammlungen, um die 
Lohneinbußen, die durch das niedrige¬ 
re Streikgeld nicht ausgeglichen wurde, 
ein wenig erträglicher zu machen. Einen 
Höhepunkt erreichte diese Form der So¬ 
lidarität, als die Kapitalisten versuchten, 
die Streikenden unter anderem über die 
sogenannte Streikweihnacht mürbe zu 
machen. So wurden z.B. Weihnachtsge¬ 
schenke für die Kinder der Streikenden 
gesammelt. 

Zum Erfolg beigetragen hat die Ge¬ 
schlossenheit, die auch durch den rigo¬ 
rosen Umgang mit Streikbrechern mit 


Hilfe der solidarischen Bevölkerung er¬ 
reicht wurde. Die Schlechterstellung der 
Arbeiter, die als generelle Ungerechtig¬ 
keit gegenüber den Arbeitern erkannt 
wurde, spielte ebenfalls eine Rolle. Die 


Werftarbeiter stritten für die Gleichheit 
von Arbeitern und Angestellten ganz 
allgemein. Das erklärt die große Soli¬ 
darität der Bevölkerung mit dem Streik 
und den Streikzielen. 

Angriff von 1996 scheitert 

Vierzig Jahre später, also vor zwanzig 
Jahren, unternahm die damalige Bun¬ 
desregierung unter Helmut Kohl ei¬ 
nen Angriff auf die Lohnfortzahlung. 
Am 10 Mai 1996 wurden vier Geset¬ 
zesentwürfe in den Bundestag einge¬ 
bracht, in denen auch Änderungen des 
Entgeltfortzahlungsgesetzes vorgese¬ 
hen waren. Argumentiert wurde mit 
der wirtschaftlichen Entlastung der 
Unternehmen und - wie schon 1957 - 
mit dem angeblichen Missbrauch, frei 
nach dem Motto: die Leute feiern im¬ 
mer krank. Trotz Ablehnung durch den 
Bundesrat und heftiger Proteste der 
Gewerkschaften wurden die Gesetze 
am 13. September 1996 vom Bundes¬ 
tag mit absoluter Mehrheit beschlossen 
und traten am 1. Oktober 1996 in Kraft. 
Im Wesentlichen senkten sie die Lohn¬ 
fortzahlung von 100 auf 80 Prozent. Et¬ 
was abgemildert wurde die Schlechter¬ 
stellung der Lohnabhängigen durch die 
Tatsache, dass viele Tarifverträge eine 
lOOprozentige Lohnfortzahlung vorsa¬ 
hen. Aber auch die wurden unter Be¬ 
schuss genommen. Der damalige Chef 
von „Gesamtmetall“ Werner Stumpfe 
forderte die Mitgliedsbetriebe auf, die 


bestehenden Tarifverträge zu ignorie¬ 
ren und vom 1. Oktober an kranken 
Mitarbeitern den Lohn um 20 Prozent 
zu kürzen. Dem folgten nicht nur die 
Metallkapitalisten. Erst durch mas¬ 


siven Widerstand, der Verweigerung 
von Überstunden, mit Unterschriften¬ 
sammlungen und Streiks konnte dieser 
Angriff abgewehrt werden. Zum 1. Ja¬ 
nuar 1999, unter der Regierung Schrö¬ 
der, wurden die Änderungen von 1996 
weitgehend aufgehoben durch das Ge¬ 
setz zu Korrekturen in der Sozialversi¬ 
cherung und zur Sicherung der Arbeit¬ 
nehmerrechte. 

Folgerungen heute 

Es lässt sich feststellen, dass Tarifaus¬ 
einandersetzungen weit über reine 
Lohnkämpfe hinausgehen und erste 
Schritte auf dem Weg zu gesetzlichen 
Regelungen darstellen können. Das 
kann Jahre dauern, es kann auch immer 
wieder versucht werden, das Erreich¬ 
te zurückzudrehen. Es zeigt sich aber, 
dass diejenigen, die Tarifauseinander- 
setzungen auf die Auseinandersetzung 
um Löhne beschränken wollen, weil ge¬ 
sellschaftliche Belange nun einmal über 
Gesetze zu regeln seien, einem Irrtum 
unterliegen und den Druck unterschät¬ 
zen, den Streiks erzeugen können. Da¬ 
für allerdings bedarf es einer starken 
Verankerung der Forderung in den Be¬ 
legschaften, aber auch in anderen Teilen 
der Arbeiterklasse, um die Solidarität 
möglich zu machen, wie sie die Ausein¬ 
andersetzung um die Lohnfortzahlung 
auszeichnet. 

Ein aktuelles Beispiel für eine For¬ 
derung, die das Potential hat, eine ge¬ 
sellschaftliche Dynamik zu entfal¬ 
ten, ist die Personalbemessung in den 
Krankenhäusern. Ganz wie die Werft¬ 
arbeiter bei der Lohnfortzahlung nicht 
nur für sich kämpften sondern für die 
Botschaft „Gleichberechtigung von Ar¬ 
beitern und Angestellten“, geht es bei 
der Personalbemessung nicht nur um 
die Gesundheit der Beschäftigten in 
den Krankenhäusern, sondern um die 
Losung „Gesundheit darf keine Ware 
sein“, was sich damit gegen das beste¬ 
hende System der Fallpauschalen rich¬ 
tet. 

Daran haben wirklich alle ein Inter¬ 
esse, die oder deren Angehörige einmal 
ins Krankenhaus kommen. Wenn es uns 
gelingt, das deutlich zu machen, kön¬ 
nen auch die nicht im Gesundheitswe¬ 
sen Beschäftigten einen wichtigen Bei¬ 
trag leisten und den Kolleginnen und 
Kollegen den Rücken stärken. Berichte 
von den Kämpfen um die Lohnfortzah¬ 
lung wirken heute noch inspirierend. 
Im ziemlich streikarmen Deutschland 
ist es notwendig, diesen Teil der Ge¬ 
schichte der Arbeiterbewegung auf Ge¬ 
werkschaftsveranstaltungen zu vermit¬ 
teln. Der Jahrestag bietet einen guten 
Anlass, um am Beispiel der Lohnfort¬ 
zahlung deutlich zu machen: Kämpfen 
lohnt sich. 


DGB fordert 6 Prozent 
für Leiharbeiter 

Am 7. Oktober hat der DGB begonnen, 
mit den zuständigen Arbeitgeberver¬ 
bänden über neue Tarife für Leiharbei¬ 
ter zu verhandeln. Die Gewerkschaft 
fordert, das Entgelt um sechs Prozent, 
mindestens aber 70 Cent pro Stunde zu 
erhöhen. Außerdem will der DGB, dass 
die Bezahlung in Ost und West ange¬ 
glichen wird, der Tarifvertrag soll zwölf 
Monate gelten. 

Die Arbeitgeber boten an, bei einer 
Laufzeit von 48 Monaten ab Juli 2017 
das Entgelt um 2 Prozent pro Jahr zu 
erhöhen. Erst im Laufe der nächsten 
vier Jahre soll nach ihren Vorstellun¬ 
gen die Bezahlung in Ost und West für 
alle Leiharbeiter angeglichen werden. 
Der DGB hat die Unternehmer auf¬ 
gefordert, ihr Angebot bis zur nächs¬ 
ten Verhandlung am 11. November in 
Hamburg „deutlich nachzubessern“. 

Lobby-Studie für ÖPP 

In einer gemeinsamen Studie wol¬ 
len das „Institut der deutschen Wirt¬ 
schaft“ und der „Gesamtverband der 
deutschen Versicherungswirtschaft“ 
den „volkswirtschaftlichen Nutzen 
privater Infrastrukturbeteiligungen“ 
belegen. Gemeint ist der Ausverkauf 
öffentlicher, gesellschaftlich notwendi¬ 
ger Einrichtungen durch „Öffentlich¬ 
private Partnerschaften“ (ÖPP). Selbst 
diese von Konzernen finanzierte Stu¬ 
die deutet die Kosten von ÖPP-Pro- 
jekten an: Es gehe darum, „dass durch 
Effizienzvorteile privater Akteure so 
große Einsparungen bei Erstellung 
und Betrieb von bestimmten Projek¬ 
ten erzielt werden, dass die Nachteile 
in Form höherer Refinanzierungs- und 
Transaktionskosten gegenüber der 
konventionellen Beschaffung über¬ 
kompensiert werden.“ Die Lobbyisten 
stellen damit fest: Bei ÖPP-Projekten 
zahlt der Staat dafür, dass Unterneh¬ 
men Profite machen können. Tatsäch¬ 
lich hätte die Regierung die Möglich¬ 
keit, für sehr niedrige Zinsen Kredite 
aufzunehmen, um öffentliche Investi¬ 
tionen zu finanzieren. 

Jedes Kind gleich viel wert 

Als „unglaubliche Farce“ hat der Pari¬ 
tätische Wohlfahrtsverband die Koali¬ 
tionspläne bezeichnet, den Kinderzu¬ 
schlag für Geringverdiener um ledig¬ 
lich 10 Euro und das Kindergeld sogar 
nur um 2 Euro anzuheben. Es sei fa- 
milien- und armutspolitisch nicht ver¬ 
mittelbar, dass Kinder von Spitzenver¬ 
dienern auch weiterhin deutlich höher 
gefördert werden als Kinder von Nor¬ 
malverdienern und Hartz-IV-Bezieher 
beim Kindergeld sogar ganz leer aus¬ 
gehen, kritisiert der Verband. 

Der Hauptgeschäftsführer des Ver¬ 
bandes, Ulrich Schneider, sprach von 
einer „halbherzigen Mini-Anpassung“. 
Der Verband weist daraufhin, dass be¬ 
reits heute die monatliche Nettoentlas¬ 
tung durch die steuerlichen Kinderfrei¬ 
beträge für Spitzenverdiener um rund 
100 Euro höher liegt als das Kinder¬ 
geld, das Normalverdiener erhalten. 
Familien im Hartz-IV-Bezug gehen 
ganz leer aus, da das Kindergeld nach 
aktueller Rechtslage komplett auf den 
- nach Ansicht des Verbandes deutlich 
zu niedrigen und nicht bedarfsgerech¬ 
ten - Regelsatz angerechnet wird. „Je¬ 
des Kind muss dem Staat gleich viel 
wert sein“, so Schneider. 

Synergie suchen 

Was bedeutet die Milliardenübernah¬ 
me des spanischen Krankenhauskon¬ 
zerns Quirönsalud durch Fresenius 
Helios für die Beschäftigten? Ver.di 
rechnet in einem Informationsschrei¬ 
ben aus dem zuständigen Fachbereich 
nicht mit unmittelbaren Veränderun¬ 
gen nach der Übernahme, geht aber 
davon aus, dass der Konzern nach „Sy¬ 
nergieeffekten“ suchen wird, um Sach- 
und Personalkosten zu sparen, zum 
Beispiel durch eine Zentralisierung 
der Buchhaltung. Ver.di sucht nun über 
den Europäischen Gewerkschaftsbund 
und den Europäischen Betriebsrat den 
Kontakt zu den spanischen Kollegin¬ 
nen in den vom Konzern gekauften 
Krankenhäusern. 



DGB-Plakate zum i. Mai aus den Jahren 1956 (I.) und 1958 



24.10.1956: Beginn des Streiks der Metallarbeiter in Schleswig-Holstein 
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Kredit nur gegen Sozialabbau 

Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern: Schäuble will durchregieren 



Die Länder wollen Geld. Schäuble will ein „allgemeines Weisungsrecht“ für den Bund. 


ie Quelle der Armut ist der 
Reichtum. Auch das Steuersys¬ 
tem funktioniert so. Es bevor¬ 
zugt die Reichen. Lohnarbeit belastet 
der Fiskus stärker, Gewinne von Un¬ 
ternehmen und aus Vermögen werden 
geschont. Ein ähnliches Bild bei den 
öffentlichen Haushalten. Die Politik 
der Bundesregierung hat die Kommu¬ 
nen in die Schulden getrieben, nun ver¬ 
handeln Bund und Länder über einen 
neuen Finanzausgleich. Bundesfinanz¬ 
minister Schäuble fordert mehr Rechte 
für den Bund, um weiteren Sozialabbau 
durchzusetzen. 

Die „schwarze Null“ gilt für den 
Bundeshaushalt, aber den Städten und 
Gemeinden wird mit den wachsenden 
Aufgaben ein immer größerer Teil der 
Kosten aufgelastet. Es wachsen die 
Schulden, die sie zu bedienen haben. 
Die Zinszahlungen der Kommunen 
päppeln Banken und Sparkassen. Ka¬ 
tastrophen drohen für den Fall, dass 
die Zinsen steigen. Dabei ist die Ar¬ 
mut kommunaler Haushalte gewollt. 
Städte und Gemeinden sollen bei der 
Daseinsvorsorge kürzen, Sozialabbau 
forcieren und ihre Einrichtungen pri¬ 
vatisieren. 

Gemeinsam schieben Bund, Län¬ 
der und Gemeinden einen Schulden¬ 
berg von zwei Billionen Euro vor sich 
her, etwa 80 Prozent des Bruttoin¬ 
landsprodukts. Der kommunale An¬ 
teil am Schuldenberg wächst. Im Jah¬ 
re 2015 konnten Bund und Länder 
zwar 27 Milliarden Euro einsparen. 
Gleichzeitig aber wuchsen die Schul¬ 
den der Kommunen um 5,3 Milliarden. 
Von den 145 Milliarden kommunaler 
Kredite sind allein 50 Milliarden teure 
Kassenkredite. Im Bundesland Nord¬ 
rhein-Westfalen liegt die Gesamt¬ 
schuldenhöhe der Kommunen bei 50 
Milliarden, davon sind 27,5 Milliarden 
Euro Kassenkredite. 

Die kommunalen Spitzenverbän¬ 
de in Nordrhein-Westfalen stellten 
im Januar 2016 ein juristisches Gut¬ 


achten vor, das den Anspruch auf an¬ 
gemessene Finanzierung der Kom¬ 
munen begründen sollte. Die Finan¬ 
zierung der Kommunen dürfe nicht 
länger den Unwägbarkeiten des Lan¬ 
deshaushalts ausgeliefert sein. „Wir 
sehen die Gefahr, dass sich das Land 
dann auf dem Rücken seiner Kom¬ 
munen konsolidieren wird. Bislang 
haben die Regierungsfraktionen 
zwar immer beteuert, dass die Schul¬ 
denbremse nicht zu Lasten der Kom¬ 
munen gehen wird. Eine Absicherung 
in der Landesverfassung dafür gibt es 
aber nicht.“ Das Gutachten gipfelt in 
dem hilflos anmutenden Vorschlag, 
die grundgesetzliche Garantie der 
Kommunen auf eine finanzielle Min¬ 


destausstattung in der Landesverfas¬ 
sung NRW zu verankern. 

Dieser verzweifelte Rettungsver¬ 
such kommunaler Selbstverwaltung 
illustriert die Lage vor dem Hinter¬ 
grund der Auseinandersetzung von 
Bund und Ländern über einen neu¬ 
en Länderfinanzausgleich. Die recht¬ 
lichen Grundlagen des bisherigen Fi¬ 
nanzausgleichs, Maßstäbegesetz und 
Finanzausgleichsgesetz, treten mit 
Ablauf des 31. Dezember 2019 außer 
Kraft. Gleichzeitig laufen Solidarpakt 
II und Entflechtungsgesetz aus. Ab 
2020 greift die grundgesetzliche Schul¬ 
denbremse in vollem Umfang. 

Im vergangenen Jahr waren von 
den Ländern untereinander 9,62 Mil¬ 


liarden Euro umverteilt worden. Bay¬ 
ern zahlte mit 5,46 Milliarden Euro 
am meisten, Baden-Württemberg 
2,34 Milliarden, Hessen 1,72 Milliar¬ 
den und Hamburg 103 Millionen Euro. 
Berlin erhielt umgekehrt die größte 
Summe aus diesem Topf: 3,62 Milliar¬ 
den Euro. 

Ende 2015 hatten sich die Bundes¬ 
länder auf einen Vorschlag einigen 
können. Statt des Finanzausgleichs un¬ 
tereinander wollten sie 9,7 Mrd Euro 
aus der Bundeskasse. Monatelang pas¬ 
sierte nichts. Erst am Tage nach den 
Einheitsfeiern, am 4. Oktober, trafen 
sich Merkel und Schäuble mit den 
Vorsitzenden und den Finanzexperten 
der Koalitionsfraktionen sowie den 


Landesministerpräsidenten aus den 
Koalitionsparteien. Schäuble verlangt 
für die 8,5 Milliarden Euro, die er aus 
der Bundeskasse zu zahlen bereit ist, 
den Abbau von Rechten des Bundes¬ 
rats. Der soll weniger zu sagen haben. 
Schäuble will durchregieren. Künftig 
soll in fiskalischen Fragen eine einfa¬ 
che Mehrheit genügen. Vorher war die 
absolute Mehrheit nötig. Der Finanz¬ 
minister will zudem die „Stärkung 
der Rechte in der Steuerverwaltung“ 
und das „Allgemeine Weisungsrecht 
bei der Auftragsverwaltung“. Von den 
15 Punkten seines Forderungskata¬ 
logs heißt ein anderer: „Der Bund er¬ 
hält im Bereich der Steuerverwaltung 
ein allgemeines fachliches Weisungs¬ 
recht, soweit nicht alle Länder wider¬ 
sprechen.“ So kennen wir es von Grie¬ 
chenland und den anderen Ländern 
des europäischen Südens: Kredit nur 
unter der Bedingung von Sozial- und 
Demokratieabbau. 

Es ist Schäubles erpresserische 
Antwort auf die bescheidenen An¬ 
sprüche, wie sie vom Bielefelder Ober¬ 
bürgermeister Pit Clausen namens des 
NRW-Städtetages gestellt wurden. 
Angesichts der Bürgerkriegsflüchtlin¬ 
ge, der politisch Verfolgten in Nord¬ 
rhein-Westfalen und der Notwendig¬ 
keit ihrer Integration benötigten die 
Städte deutlich mehr Unterstützung 
von Land und Bund. „Besonders wich¬ 
tig sind genügend bezahlbarer Wohn- 
raum für alle, sind Spracherwerb, Kin¬ 
derbetreuung und Schulunterricht und 
ist die Vorbereitung der Menschen auf 
den Arbeitsmarkt.“ 

Das Weißbuch der Bundeswehr 
kündigt eine Steigerung der jährlichen 
Rüstungsausgaben von 2 Prozent des 
BIP bis zum Jahr 2024 an. Das sind 60 
Milliarden, 25 Milliarden Euro pro 
Jahr mehr als heute. Allein die Steige¬ 
rung ist zweieinhalb mal höher als die 
Summe, die von den Bundesländern 
im Zuge des Finanzausgleichs verlangt 
wird. Klaus Stein 


Misstrauen schüren 

Verfassungsschutz diffamiert Flüchtlingshelfer 


Braunes Wochenende 

Nazis greifen Polizeiwache an, Rechte Aufmärsche in Bautzen und Dortmund 


Das Bundesamt für Verfassungs¬ 
schutz diffamiert in einer Handrei¬ 
chung für Flüchtlingshelfer linke 
Solidarität mit Flüchtlingen als ex¬ 
tremistisch. „Die Bundesregierung 
sollte diese hetzerische Broschüre, die 
Misstrauen unter Flüchtlingshelfern 
schürt, schleunigst aus dem Verkehr 
ziehen“, forderte die Innenpolitische 
Sprecherin der Linksfraktion, Ulla 
Jelpke. Das Pamphlet trägt den Titel 
„Wie erkenne ich extremistische und 
geheimdienstliche Aktivitäten? Eine 
Handreichung für Flüchtlingshelfe¬ 
rinnen und -helfer“. 

„Gemäß der vom Verfassungs¬ 
schutz gepflegten unwissenschaftli¬ 
chen Extremismustheorie werden in 
der Broschüre Neonazis und Pegida, 
Salafisten, radikale Linke und die kur¬ 
dische PKK sowie ausländische Spio¬ 
ne munter durcheinandergeworfen“, 
moniert Jelpke weiter. Mordhetze 


Um unter anderem der Frage nach ei¬ 
ner wirksamen Kontrolle der Geheim¬ 
dienste nachzugehen, lädt die Huma¬ 
nistische Union für den 22. Oktober 
gemeinsam mit weiteren Datenschutz-, 
und Menschenrechtsorganisationen, 
darunter auch der Internationalen Liga 
für Menschenrechte (ILM), zu einem 
Kongress und einem Tribunal ein, das 
unter dem Motto „Geheimdienste vor 
Gericht“ steht. 

„Die Beteiligung des BND an den 
Überwachungsaktivitäten der NSA, die 
wiederholten Rechtsbrüche beim Ein¬ 
satz von V-Leuten durch den Verfas- 


und Brandanschläge gegen Flüchtlin¬ 
ge würden so auf die gleiche Ebene 
mit Kleiderspenden für Flüchtlinge 
und antirassistische Demonstrationen 
gestellt. Als Fallbeispiel vermeint¬ 
lich linksextremistischer Aktivitäten 
nennt die Broschüre eine Demonstra¬ 
tion vor einer Erstaufnahmestelle für 
Flüchtlinge mit Parolen wie „Hoch 
die internationale Solidarität“ und 
„Kein Mensch ist illegal“. Gewarnt 
wird außerdem vor ehrenamtlichen 
kurdischen Flüchtlingshelfern. Diese 
würden Flüchtlingen nicht nur Dol¬ 
metscherdienste bei Behördengän¬ 
gen anbieten, sondern sie auch in 
kurdische Vereine einladen. Als ter¬ 
roristisch diffamiert werden die kur¬ 
dischen Volksverteidigungseinheiten 
YPG, die derzeit in Syrien den er¬ 
folgreichsten Kampf gegen den soge¬ 
nannten Islamischen Staat (IS) füh¬ 
ren. mb 


sungsschutz sowie der Umgang mit den 
Kontrollgremien geben Anlass, eine ju¬ 
ristische Aufarbeitung und ein konse¬ 
quentes Handeln des Gesetzgebers ein¬ 
zufordern“, schreiben die Veranstalter 
in ihrer Ankündigung. Unter dem Mot¬ 
to „Vier Jahrzehnte Grundrechtsbruch: 
Ein Leben unter geheimdienstlicher 
Beobachtung“ berichtet der Rechtsan¬ 
walt und Bürgerrechtler Rolf Gössner 
über die Überwachung seiner Person 
durch die Geheimdienste. 

mb 

www.geheimdienste-vor-gericht.de 


Rund um das vergangene Wochen¬ 
ende ist es in verschiedenen bundes¬ 
deutschen Städten erneut zu Aktio¬ 
nen und Aufmärschen von Neonazis 
und Rassisten gekommen. Nachdem 
es vor mehr als drei Wochen in Baut¬ 
zen zu Angriffen von Faschisten auf 
Flüchtlinge gekommen war, mar¬ 
schierten am vergangenen Freitag 
erneut rund 300 Rechte in der ost¬ 
sächsischen Stadt auf. Während rund 
120 Menschen gegen die neuerliche 
Provokation der Nazis protestierten, 
attackierten diese Journalisten. 

„Es braucht in Sachsen ein klares 
Statement gegen diese Nazis, Rassis¬ 
ten und ,Besorgten 4 ! Diese Erkennt¬ 
nis ist nicht neu, aber die ,sächsischen 
Zustände 4 kranken am Ausbleiben 
des zivilgesellschaftlichen Aufstandes 
gegen den rechten Mob“, kritisierte 
Juliane Nagel, Landtagsabgeordnete 
der Linkspartei. 

Grundsätzlichere Kritik an den 
„sächsischen Zuständen“ übte hin¬ 
gegen der sächsische Linksparteichef 
Rico Gebhardt: „Ministerpräsident 
Stanislaw Tillichs (CDU) Ankündi¬ 
gungen, mehr für die Zivilgesellschaft 
und für politische Bildung zu tun, ha¬ 
ben es nicht aus dem Plenarsaal ge¬ 
schafft. Wenn die Christdemokraten 
weiter jede Selbstkritik unterlassen 
und die AfD durch Kopierversuche 
hoffähig machen, wird das die Gesell¬ 
schaftsmehrheit nicht dazu zu bewe¬ 
gen, selbst laut zu werden“, kritisierte 
Gebhardt in der „Jungen Welt“. Man 
dürfe „sich auch nicht wundern, dass 
der Sachsen-Mythos zum Sachsen- 
Chauvinismus geworden ist, der dazu 
beiträgt, dass Teile der Bevölkerung 
Fremde nicht freundlich empfangen 44 
warnte er weiter. 


In Magdeburg griffen unterdes¬ 
sen mehrere Neonazis am vergan¬ 
genen Sonnabend eine Polizeiwache 
an, nachdem einer ihrer Gesinnungs¬ 
genossen am Hauptbahnhof von der 
Bundespolizei festgenommen wor¬ 
den war. Die teils vermummten Na¬ 
zis bedrohten die Beamten über die 
Gegensprechanlage der Wache. Infol¬ 
ge dessen nahmen die Polizisten neun 
Männer und zwei Frauen in Gewahr¬ 
sam. 

In Dortmund nahmen am ver¬ 
gangenen Samstag rund 500 rechte 
Hooligans und Neofaschisten an ei¬ 
ner Kundgebung teil. Unter dem fa¬ 
denscheinigen Motto „Schicht im 
Schacht - Gemeinsam gegen den 
Terror“ hatte der Verein „Gemeinsam 
Stark - Deutschland“, der sich eige¬ 
nen Angaben zufolge der „Bewah¬ 
rung der patriotischen Interessen der 
Bürger in Deutschland“ verpflichtet 
sieht, zu den Protesten aufgerufen. 
Für ihren Aufmarsch hatten die ex¬ 
tremen Rechten unter anderem mit 
dem Konterfei des berüchtigten Neo¬ 
faschisten Siegfried Borchardt, bun¬ 
desweit auch als „SS-Siggi“ und eins¬ 
tiger Anführer der „Borussenfront 44 
bekannt, geworben. 

In den vergangenen Wochen war 
es in Dortmund wiederholt zu diver¬ 
sen Angriffen der Neonazis gekom¬ 
men, denen zugeschrieben wird, im 
August gezielt versucht zu haben, ei¬ 
nen Antifaschisten niederzustechen. 
Während die Polizei erst in der letzten 
Woche kundtat, dass die „konsequen¬ 
te Verhinderung und Verfolgung von 
rechtsextremistischen Straftaten“ der 
„wesentliche behördenstrategische 
Schwerpunkt der Dortmunder Poli¬ 
zei 44 sei, griffen Nazis kürzlich unter 


den Augen der Polizei außerdem die 
Besetzung eines Infostandes der DKP 
im Stadtteil Dortmund an (UZ vom 
7.10.2016). 

Die Polizei zog infolge des neu¬ 
erlichen Aufmarsches, an dem un¬ 
ter anderem Dortmunds ehemaliger 
Feuerwehrchef Klaus Schäfer und 
der nordrhein-westfälische NPD- 
Chef Claus Cremer teilnahmen, ein 
positives Fazit. „Zu den befürchte¬ 
ten Gewalttätigkeiten ist es in Dort¬ 
mund nicht gekommen. Mit starken 
Polizeikräften haben wir von Beginn 
an keinen Zweifel an unserem Ein¬ 
satzziel - gegen Straf- und Gewalt¬ 
täter konsequent vorzugehen - auf- 
kommen lassen“, erklärte Polizeifüh¬ 
rer Dieter Keil. 

Die nordrhein-westfälische Links¬ 
partei übte hingegen Kritik am Agie¬ 
ren der Polizei bei vergangenen Ein¬ 
sätzen. Keiner der neofaschistischen 
Straftäter der letzten Tage und Wo¬ 
chen sei von den Beamten gefasst 
worden. 

„Bei einer der letzten rechten 
Kundgebungen ignorierten die Beam¬ 
ten sogar die Bewaffnung eines Nazis 
mit einem Messer“, kritisierte Chris¬ 
tian Leye, Landessprecher der NRW- 
Linkspartei. Die Polizei stehe in der 
Pflicht, endlich Erfolge im Kampf 
gegen rechte Gewalttäter vorzuwei¬ 
sen, statt „regelmäßig die mittlerwei¬ 
le sattsam bekannten Floskeln abzu¬ 
sondern und faktisch doch untätig zu 
bleiben 44 monierte er außerdem. An 
den vergangenen antifaschistischen 
Protesten hatten sich neben Politike¬ 
rinnen und Politikern der Linkspar¬ 
tei auch DKP, SDAJ und das Bündnis 
Dortmund gegen Rechts beteiligt. 

Markus Bernhardt 
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Zoff um das Personal 

Linkspartei streitet um Spitzenkandidaten, nicht um Inhalte 


„Gutes Regieren“ 

Rot-Rot-Grün verhandelt in Berlin 


Bericht über Geschichte des Justizministeriums 
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Jasper Prigge über Selbstkritik, Schwule und die AfD 

Kretschmann sucht die 
neue Mitte 


se Stärkung der Partizipation aussehen 
könnte, erklärte der Regierende Bürger¬ 
meister Müller (SPD): Jedes Senatsmit¬ 
glied müsse „in Dialog“ mit den Bürgern 
kommen. Kein Thema war am Montag, 
ob Quoren für Volks- oder Bürgerbegeh¬ 
ren abgesenkt werden. Klaus Lederer, 
der Landesvorsitzende der Partei „Die 
Linke“ sprach davon, dass „weitere Parti¬ 
zipationsmöglichkeiten“ geschaffen wer¬ 
den sollen. 

Am Montag nahmen die einzelnen 
Verhandlungsgruppen ihre Arbeit auf. 
Die große Koalitionsrunde trifft sich 
nach den Herbstferien am 24. Oktober 
wieder. Sie soll das letzte Mal am 16. No¬ 
vember tagen und die Ressorts verteilen. 

Die Linkspartei startet danach einen 
Mitgliederentscheid zum Koalitionsver- 
trag. Die Grünen wollen eine Landes¬ 
delegiertenkonferenz am 3. Dezember 
durchführen. Der SPD-Parteitag findet 
am 5. Dezember statt. nh 


deren Abschlussbericht „Die Akte Ro¬ 
senburg“ Bundesjustizminister Heiko 
Maas (SPD) am Montag in Berlin vor¬ 
stellte. 

Die personelle Kontinuität hatte fatale 
Folgen. Sie habe den demokratischen 
Neubeginn belastet, behindert und ver¬ 
zögert. Bis heute fände man - so der Be¬ 
richt - in Gesetzen Formulierungen und 
Ideen, die aus der NS-Zeit stammten - 
etwa der umstrittene Jugendarrest. Darü¬ 
ber hinaus seien in der jungen Bundesre¬ 
publik Opfer der Nazis weiter diskrimi¬ 
niert worden - etwa Homosexuelle. Und 
schließlich habe das Bundesjustizminis¬ 
terium Völkermördern und Kriegsver¬ 
brechern geholfen, indem es deren Straf¬ 
verfolgung systematisch verhinderte. 


D ie Medien haben sich auf den 
neuen vermeintlichen Skandal 
in der Linkspartei gestürzt: Sah- 
ra Wagenknecht und Dietmar Bartsch 
hätten sich selbst zu Spitzenkandidaten 
für die Bundestagswahl krönen wollen 
und die Partei erpresst. Das sagten ei¬ 
nige Teilnehmer, nachdem am 26. Sep¬ 
tember in Berlin führende Politikerin¬ 
nen und Politiker der Partei „Die Lin¬ 
ke“ - unter ihnen die Partei- wie die 
Fraktionsspitze - über mögliche Spit¬ 
zenkandidaten debattiert hatten. 

Bartsch wies die Behauptungen zu¬ 
rück. Ein von 40 Linkspartei-Politikern 
unterschiedlicher Parteiflügel - darun¬ 
ter Jan Körte, Dieter Dehrn und Sevim 
Dagdelen - stellte richtig: „Nachdem 
die Parteivorsitzende Katja Kipping 
den Tagesordnungspunkt Spitzenkan¬ 
didaturen auf der Sitzung eröffnet und 
verschiedene Varianten erörtert hat¬ 
te, erklärten Sahra Wagenknecht und 
Dietmar Bartsch, dass sie als Spitzen¬ 
kandidaten zur Verfügung stehen wür¬ 
den. Sie erklärten außerdem, dass sie 
eine der von Katja Kipping vorgetrage¬ 
nen Varianten - die Viererspitze - un¬ 
ter anderem aufgrund der schlechten 
Erfahrungen in der Vergangenheit für 
nicht erfolgversprechend hielten und 
für eine solche Konstellation daher 
persönlich auch nicht zur Verfügung 
stünden.“ 

Die bürgerliche Presse nutzte die 
Gelegenheit vor allem, um sich auf 
Sahra Wagenknecht zu konzentrieren. 
Wagenknecht hat durch manche Äuße¬ 
rungen - auch zu Flüchtlingen - nicht 
nur bei anderen Linken, sondern auch 
in der eigenen Partei Irritationen her¬ 
vorgerufen. 

Die Internetzeitung „Die Huffing- 
ton Post“ schrieb am 5. Oktober: „Wa¬ 
genknecht gegen Kipping: Machtkampf 
bei den Linken droht zu eskalieren“. 
„Die Welt“ titelte am 8. Oktober „Kon¬ 
flikt der Alphafrauen Wagenknecht 
vs. Kipping - der Grundkonflikt der 
Linken“. Im Zusammenhang mit dem 
Doppelinterview Wagenknecht-Petry 
im der „FAS“ am 2. Oktober wurde 
gar behauptet, Wagenknecht und Pe- 
try würden sich in vielen Positionen 
nicht sehr unterscheiden. In der „Süd¬ 
deutschen Zeitung“ schrieb Constanze 
von Bullion am 4. Oktober, das Dop¬ 
pelinterview zeige, wie sehr sich „linker 


Rund 60 Mitglieder von DKP und 
SDAJ nahmen am vergangenen Wo¬ 
chenende in Berlin am jugendpoliti¬ 
schen und antimilitaristischen Rat¬ 
schlag beider Organisationen teil. Beim 
Ratschlag wollten sie gemeinsame 
Orientierungen für die dringendsten 
Aufgaben der revolutionären Kräfte 
in der Friedensbewegung entwickeln, 
sich austauschen, wie Jugendliche für 
die antimilitaristische Arbeit gewon¬ 
nen werden können und wie SDAJ 
und DKP besser Zusammenarbeiten 
und sich stärken können. 

DKP und SDAJ sehen einen 
Schwerpunkt ihrer Arbeit im Kampf 
für den Frieden. Der Ratschlag fand 
im Anschluss an die Friedensdemons¬ 
tration vom 8. Oktober statt, die ein 
Beispiel für gemeinsame Aktion un¬ 
terschiedlicher Teile der Friedensbe¬ 
wegung lieferte. Fast alle Bezirke der 
DKP und Landesverbände der SDAJ 
waren mit Leitungsmitgliedern beim 
Ratschlag vertreten. 

Als Leiter der Friedenskommissi¬ 
on der DKP leitete Björn Schmidt am 
Samstagabend in seinem Referat her, 
wie der relative ökonomische Auf¬ 
schwung der BRICS-Staaten und der 
damit zusammenhängende Abstieg des 
westlichen Imperialismus auch eine mi¬ 
litärische Konfrontation neuen Ausma¬ 
ßes nach sich zieht. An der jeweiligen 
Haltung zu den beteiligten Konfliktpar¬ 
teien hatten sich die Akteure der Frie¬ 
densbewegung in den letzten Jahren 


und rechter Rand“ angenähert hätten. 
„Die Gemeinsamkeiten sind groß - 
und gefährlich.“ Der Populismus sei 
die „heimliche Klammer zwischen ganz 
rechts und ganz links“ - Sahra Wagen¬ 
knecht sprach mit Blick auf solche Be¬ 
hauptungen von einem „Gipfel der De¬ 
nunziation“. Im Gespräch, das übrigens 
schon vor längerer Zeit geführt worden 


war, hatte sie die AfD ausdrücklich als 
antisozial, nationalistisch und in Teilen 
rassistisch bezeichnet. Auch das Inter¬ 
view sorgt im Augenblick für Unruhe in 
der Partei, denn die Behauptungen in 
den bürgerlichen Medien wirken. 

Die Debatte um die Spitzenkandi¬ 
daten wird weitergehen, die Debatte 
um die Inhalte und die Wahlstrate¬ 
gie, mit denen die Linkspartei in den 
Wahlkampf gehen will, hat noch über¬ 
haupt nicht begonnen. Der Parteivor¬ 
stand der Partei „Die Linke“ hatte im 
September einen Entwurf des Bun¬ 
desgeschäftsführers Matthias Höhn 
zur Wahlstrategie als unzureichend 
zurückgewiesen. Der hatte unter an¬ 
derem ein klares Bekenntnis zu „Rot- 
Rot-Grün“ gefordert. Das war wohl ein 
wichtiger Grund für die Zurückwei¬ 
sung. Daraufhin kritisierte der „Re¬ 
formflügel“ - und vor allem das „Fo¬ 
rum demokratischer Sozialistlnnen“ 
(fds) dieses Vorgehen. 

Aber es geht ja um mehr als um 
„Bekenntnisse“. Es geht vor allem um 


vielerorts geschieden. Schmidt plädier¬ 
te in seinem Referat dafür ohne Illusio¬ 
nen in die Motive der russischen Politik 
ihre in der Wirkung aktuell objektive 
Übereinstimmung mit den Positionen 
der Friedensbewegung auch stärker in 
unserer Agitation und Bündnisarbeit 
zu berücksichtigen. Das Referat legte 
bewusst den Schwerpunkt auf Themen, 
die auch in DKP und SDAJ in den letz¬ 
ten Jahren kontrovers diskutiert wor¬ 
den waren. Die folgende Diskussion 
war von verschiedenen Positionen ge¬ 
prägt, aber auch von dem Bedürfnis, 
gemeinsame Orientierungen zu erar¬ 
beiten. 

Am Folgetag standen konkrete¬ 
re Fragen der Friedensarbeit und Ju¬ 
gendpolitik auf dem Programm. Ein 
Workshop wertete die Erfahrungen 
aus, die die SDAJ in ihrer laufenden 
Kampagne mit dem „Outen“ von 
Kriegstreibern macht. Die Teilnehmer 
diskutierten, wie das Sofortprogramm 
der DKP in diese Arbeit einbezogen 
und wie die Aktionsform im Bundes¬ 
tagswahlkampf genutzt werden kann. 
Der zweite Workshop diskutierte The¬ 
sen zur aktuellen Flüchtlingspolitik 
und leitete konkrete Forderungen für 
gemeinsame Kämpfe auf Grundlage 
einer objektiv gemeinsamen Interes¬ 
senlage her. Wie Arbeiter- und Frie¬ 
densbewegung wieder zusammenge¬ 
bracht werden können, diskutierte ein 
dritter Workshop. Betont wurde, dass 
es sich bei betrieblichen Auseinander- 


die Inhalte. Eine Reihe von Landespo¬ 
litikern und Bundestagsmitgliedern der 
Partei, unter ihnen Christine Buchholz, 
Sabine Leidig und die stellvertretende 
Parteivorsitzende Janine Wissler, for¬ 
mulierten in einem Brief „Linke An¬ 
forderungen an das Spitzenpersonal im 
Bundestagswahlkampf“. Nur mit eige¬ 
nen inhaltlichen Positionen könne man 


Am Montag trafen sich die Vertreter der 
SPD, der Linkspartei und der Grünen in 
Berlin zu ihrer dritten Koalitionsrunde. 
Auch wenn bereits im Dezember der Re¬ 
gierende Bürgermeister gewählt und der 
Senat installiert werden soll: Man ist sich 
sicher, das Programm zu schaffen und 
sich auch in den bisherigen Streitpunk¬ 
ten wie der Finanzpolitik anzunähern. 

Jetzt aber geht es noch um das The¬ 
ma „Gutes Regieren“. Um Streitpunkte 
rechtzeitig auszuräumen, wollen sich die 
Fraktions- und Parteispitzen von „Rot- 
Rot-Grün“ nach dem Vorbild der Thü¬ 
ringer Koalition alle vier Wochen zu ei¬ 
nem regelmäßig tagenden Koalitionsaus¬ 
schuss treffen. Erklärt wurde auch, dass 
sich Berlin künftig stärker in bundespo¬ 
litische Debatten einmischen wird. Au¬ 
ßerdem will „Rot-Rot-Grün“ die Parti¬ 
zipation stärken und laut der Grünen- 
Fraktionsvorsitzenden, Ramona Pop, 
das Ehrenamt „stark machen“. Wie die- 


Alte Nazis 


Das Bundesjustizministerium übernahm 
nach Gründung der Bundesrepublik 
eine Vielzahl ehemaliger Nazi-Juristen. 
Bis 1973 gab es im Bonner Ministerium 
insgesamt 170 Abteilungs-, Unterabtei- 
lungs- und Referatsleiter; 53 Prozent da¬ 
von waren ehemalige NSDAP-Mitglie- 
der, jeder fünfte der 170 leitenden Juris¬ 
ten ein alter SA-Mann und 16 Prozent 
saßen schon im ehemaligen Reichminis¬ 
terium der Justiz. Im Durchschnitt lag 
die Zahl der ehemaligen NSDAP-Mit- 
glieder im Bundesjustizministerium zwi¬ 
schen 1949/1950 bis 1973 deutlich über 
50 Prozent und in manchen Abteilungen 
des Ministeriums zeitweilig sogar über 
70 Prozent. 

Zu diesem Ergebnis kommt eine unab¬ 
hängige wissenschaftliche Kommission, 


In einem Namensbeitrag für „Die Zeit“ 
beschäftigt sich der baden-württem¬ 
bergische Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann „selbstkritisch“ mit der 
Frage, ob die Grünen in ihrer Politik 
„vielleicht etwas falsch gemacht“ und 
damit zum Aufstieg der AfD beigetra¬ 
gen hätten. Analyse und Schlussfolge¬ 
rungen Kretschmanns zeigen vor al¬ 
lem, dass er, Kretschmann, gerade al¬ 
les falsch macht. Vor allem, weil er sich 
vom Kampf um Emanzipation und se¬ 
xuelle Vielfalt distanziert. 

Beginnend mit der Frage „Woher 
kommt diese wachsende Spaltung?“ 
und damit der Aufstieg der AfD, ver¬ 
weist Kretschmann zwar auf „soziale 
Verwerfungen“, schiebt diese aber auf 
„Globalisierung und technischen Fort¬ 
schritt“. Kein Wort zur Verantwortung 
der Grünen für die Agenda 2010 und 
die Einführung von Hartz IV. Genau 
diese sozialen Verwerfungen und die 
Angst vor dem sozialen Abstieg sind 
die soziale Basis, auf der Rechtspopu¬ 
lismus und neofaschistische Tendenzen 
derzeit aufblühen. Doch - und darum 
geht es Kretschmann - die neoliberale 
Wirtschaftspolitik der Grünen soll nicht 
in Frage gestellt werden. Aber irgend¬ 
wo müssen die Grünen ja etwas falsch 
gemacht haben? 

Und, schwupps, landet Kretsch¬ 
mann bei den Schwulen und Lesben: 
Er schreibt von der „neuen Liberalität 
bei individuellen Lebensentwürfen“ 
und davon, dass „die neuen Freiheiten 
in der Lebensgestaltung ein Angebot“ 
seien. Da müssen Schwule und Leben 
nun also dankbar sein für Liberalität? 
Freiheit ist kein Recht, sondern ein 
„Angebot“? Und morgen ist das An¬ 
gebot eventuell nicht mehr verfügbar, 
oder wie? Kretschmann relativiert so 
ganz nebenbei Grundrechte, um gleich¬ 
zeitig auf die AfD zugehen zu können: 


„So ist und bleibt die klassische Ehe 
die bevorzugte Lebensform der meis¬ 
ten Menschen - und das ist auch gut 
so.“ Gute Mehrheit, böse Minderheit, 
denn als Gegensatz zur klassischen Ehe 
schreibt er im Satz zuvor: „Individualis¬ 
mus darf nicht zum Egoismus werden“ 
und bedient damit das Klischee vom 
selbstverliebten Schwulen. 

Zwar, so Kretschmann, gelte es, die 
„Liberalität“ und die „Angebote“ zu 
verteidigen, aber: „Es geht darum eine 
neue Mitte zu finden“, führt Kretsch¬ 
mann aus und wechselt dabei zum 
Thema „Sprache“. Er schreibt weiter: 
„Schließlich brauchen wir eine Spra¬ 
che, in der wir uns politisch verständi¬ 
gen können. Auf der einen Seite erle¬ 
ben wir eine tendenziell übersteigerte 
politische Korrektheit, auf der anderen 
Seite das krasse Gegenteil: einen Ver¬ 
balradikalismus und eine Verrohung 
der Sprache.“ 

Gendersternchen auf der einen Sei¬ 
te, Volksverhetzung und hate Speech 
auf der anderen. Und der Herr Grünen- 
Ministerpräsident rät allen Ernstes, da¬ 
zwischen eine „neue Mitte“ zu finden? 

Nein: es geht darum, Rechtspopulis¬ 
mus und Neofaschismus ganz entschie¬ 
den zu bekämpfen. Das aber wird nur 
funktionieren in einer Gesellschaft, in 
der es soziale und rechtliche Gleichheit 
für Alle gibt. Es geht um mehr als da¬ 
rum, das Erreichte zu verteidigen: Es 
geht darum, eine humanistische und 
soziale Gesellschaft aufzubauen und 
der Angst vor dem sozialen Abstieg, 
der Angst vor der Zukunft, der Angst 
vor Diskriminierung etwas entgegenzu¬ 
setzen: soziale Gerechtigkeit, Hoffnung, 
Mut, Vielfalt und Solidarität. 

Jasper Prigge ist stellvertretender Lan¬ 
dessprecher der Linkspartei in Nord¬ 
rhein-Westfalen. 


Schwerpunkt Antimilitarismus 

Ratschlag von SDAJ und DKP stärkt Zusammenarbeit 



Personal im Mittelpunkt: Dietmar Bartsch, Bodo Ramelow, Sahra Wagenknecht. 


bestehen. Unter anderem schreiben sie: 
„Wir werden mit unserer Forderung 
nach offenen Grenzen und einem dau¬ 
erhaften Bleiberecht für Menschen in 
Not auch 2017 in der Asylpolitik stand¬ 
haft bleiben ... Im Bundestagswahl¬ 
kampf werden wir ... als gesamte Par¬ 
tei die zunehmende soziale Spaltung 
der Gesellschaft und die fortschreiten¬ 
de Prekarisierung und Unsicherheit in 
den Lebens- und Arbeitsverhältnissen 
zum Thema machen ... Wir stehen als 
,Linke 4 für einen klaren Kurs als Frie¬ 
denspartei und bleiben bei unserem 
grundsätzlichen Nein zur NATO und 
unserem entschiedenen Nein zu Krieg 
und Auslandseinsätzen. Die undemo¬ 
kratische, militaristische und neolibera¬ 
le Verfasstheit der EU lehnen wir ab.“ 
Die Partei „Die Linke“ müsse für die 
tatsächliche Veränderung der gesell¬ 
schaftlichen Kräfteverhältnisse eintre- 
ten. Den Inhalten entsprechend müs¬ 
se man die Spitzenkandidatinnen und 
-kandidaten aufstellen. 

Nina Hager 


Setzungen lohne, auch stärker die Kos¬ 
ten für Kriegseinsätze den staatlichen 
Investitionen in Gesundheit und So¬ 
ziales gegenüberzustellen. Um auch 
in den Gewerkschaften Diskussionen 
um Krieg und Frieden wieder stär¬ 
ker auf die Tagesordnung zu rücken, 
schlugen die Workshop-Teilnehmer 
vor, die Gründung friedenspolitischer 
Arbeitskreise anzugehen. Ein vierter 
Workshop befasste sich mit der Frage, 
wie es gelingen kann, mehr Jugend¬ 
liche für antimilitaristische Arbeit zu 
gewinnen, und welche Organisations¬ 
formen es dafür braucht. Zurückge¬ 
griffen wurde dafür auch auf erste 
Erfahrungen, die die SDAJ mit der 
Gründung von „Offenen Antikriegs¬ 
treffen“ sammeln konnte. In einem 
letzten Workshop ging es dann allge¬ 
meiner um die Frage, wie es gelingen 
kann, gemeinsam und geplant neue 
SDAJ-Gruppen zu gründen. Wenn es 
eine DKP-Gruppe gibt, ist es leichter, 
die SDAJ vor Ort aufzubauen, aber 
kein Selbstläufer. 

Zum Abschluss des Ratschlags be¬ 
rieten die Teilnehmer für die jeweili¬ 
gen Bundesländer, was die nächsten 
Schritte in der Zusammenarbeit von 
DKP und SDAJ sind. Die Jugendkom¬ 
mission der DKP plant die Ergebnisse 
des Ratschlags für die Parteigruppen 
bereitzustellen. Paul Rodermund 

Paul Rodermund leitet die Jugendkom¬ 
mission der DKP. 
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ELN führt 
Friedensgespräche 

Die Nationale Befreiungsarmee (ELN) 
und die Regierung Kolumbiens haben 
am Montag im venezolanischen Au¬ 
ßenministerium den Beginn der öffent¬ 
lichen Phase ihrer Friedensverhandlun¬ 
gen angekündigt. In einem von beiden 
Seiten Unterzeichneten Kommunique 
heißt es, man wolle die Verhandlun¬ 
gen am 27. Oktober in Quito, Ecuador, 
eröffnen. Für diesen Tag ist auch eine 
Freilassung von Gefangenen und Ent¬ 
führten vorgesehen. 

Neben Venezuela sind Ecuador, 
Kuba, Chile, Norwegen und Brasilien 
als sogenannte Garantieländer vorge¬ 
sehen. 

i,i Milliarden „für“ 
Griechenland 

Die EU-Finanzminister fassten am 
Montag in Luxemburg einen Grund¬ 
satzbeschluss zur Freigabe von 1,1 
Milliarden Euro für die Begleichung 
griechischer Staatsschulden. Zuvor 
hatten sie nach Beratungen in Luxem¬ 
burg ausdrücklich die Politik der grie¬ 
chischen Regierung gelobt, die wie 
vereinbart 15 Reformschritte abgear¬ 
beitet habe. Vor allem der Umbau des 
Rentensystems und des Energiesektors 
sowie der Verkauf von Staatsvermögen 
fand Anerkennung. 

Die Auszahlung könne der Ret¬ 
tungsfonds ESM am 24. Oktober be¬ 
schließen. Für weitere 1,7 Milliarden 
Euro gebe es noch kein grünes Licht. 

Reicher Rechter 
gewinnt Wahl 

Die rechte ANO-Bewegung hat bei 
den Regional- und Teilsenatswahlen 
in Tschechien gewonnen. Die Partei 
von Finanzminister, Medienunterneh¬ 
mer und Dollar-Milliardär Andrej Ba- 
bis wurde in 9 der 13 Regionen stärks¬ 
te Kraft und kam auf 21 Prozent der 
Stimmen. 

Palästinensergebiete 

abgeriegelt 

Israel riegelte Anfang der Woche we¬ 
gen des jüdischen Feiertages Jom Kip¬ 
pur die Palästinensergebiete ab. Von 
Montagnacht bis Mittwochnacht konn¬ 
ten Palästinenser nur unter besonderen 
Umständen oder in humanitären Fällen 
das Westjordanland und den Gazastrei¬ 
fen verlassen. 

Rosneft übernimmt 
Baschneft 

Russlands größter Ölkonzern Rosneft 
übernimmt auf Wunsch der Regierung 
den Konkurrenten Baschneft. Für den 
Staatsanteil in Höhe von 50,8 Prozent 
bezahlt Rosneft umgerechnet 4,7 Mil¬ 
liarden Euro. 

US-Spionageflugzeug 
nahe Halbinsel Krim 

Ein U-Boot-Jagdflugzeug der USA hat 
einen Spionageflug nahe der Gren¬ 
ze zur Halbinsel Krim unternommen. 
Am frühen Sonntag war ein Flieger 
vom Typ Boeing P-8 „Poseidon“ vom 
Luftstützpunkt Sigonella auf Sizilien 
gestartet und über Griechenland und 
Bulgarien geflogen. 

Islamisten gewinnen 
in Marokko 

Die regierende islamistische Partei für 
Gerechtigkeit und Entwicklung (PJD) 
ist bei der Parlamentswahl in Marok¬ 
ko stärkste Kraft geworden. Sie habe 
125 der 395 Sitze errungen, teilte das 
Innenministerium mit. 

Putin in Istanbul bei 
Weltenergiekongress 

Der russische Präsident Putin statte¬ 
te der Türkei Anfang der Woche einen 
Besuch ab. Er nahm dort am Weltener¬ 
giekongreß teil. Auch ein Treffen mit 
dem türkischen Präsidenten Erdogan 
stand auf dem Programm. Dies wird 
als weiteres Zeichen der Entspannung 
zwischen der Türkei und Russland ge¬ 
wertet. 


Sozial und national 

Theresa May will Großbritannien wieder groß machen 



Die britische Premierministerin Theresa May und ihre verrückten Freunde 


I n die Infrastruktur investieren, die 
sechs großen Energiekonzerne in ihre 
Schranken weisen und Steuervermei¬ 
dung beenden - auf dem Parteitag der 
konservativen Tories letzte Woche in 
Birmingham gab die britische Premi¬ 
erministerin Theresa May einiges zum 
Besten, was sich seit Margaret That¬ 
cher recht unbritisch anhört. Darunter 
das Versprechen, 2 Milliarden Pfund 
aus der Staatskasse in den Wohnungs¬ 
bau zu investieren und 3 Milliarden für 
Kredite bereitzustellen, die mehr Briten 
den Bau eines Eigenheims ermöglichen 
sollen. Das Medienecho war eindeutig: 
Theresa May rücke von der Sparpolitik 
ihrer Vorgänger ab. 

Dazu trug auch die Behauptung 
Mays bei, die Tories seien nun „die Par¬ 
tei der Arbeiter, die Partei des staatli¬ 
chen Gesundheitssystems NHS, die Par¬ 
tei der öffentlich Beschäftigten“. Zur 
Erläuterung: Die zukünftige Finanzie¬ 
rung des Gesundheitssystems war im 
Wahlkampf mit dem Austritt aus der 
EU verknüpft worden. 

May will angeblich den Staat zum 
Wohle aller stärken und ist dafür sogar 
bereit, ein höheres Haushaltsdefizit in 
Kauf zu nehmen. Für die Zeit nach 
dem sogenannten Brexit formulierte 
sie die Vision eines souveränen und 
unabhängigen Großbritanniens. Dazu 
gehört, dass weniger EU-Ausländer 
auf die Insel kommen sollen. Zwischen 
der vom Parteilinken Corbyn geführ¬ 
ten Labour-Partei und der in UKIP 
organisierten Rechten versucht May, 
eine Politik zu formulieren, die die 
durch den Brexit vielleicht zu erwar¬ 


tenden Verluste an Investitionen und 
Arbeitsplätzen ausgleicht und gleich¬ 
zeitig die Zuwanderung stärker regle¬ 
mentiert. 

Das soll bei der Wählerschaft fol¬ 
gendes Bild erzeugen: Der Topf wird 


ein klein wenig größer, und wenn nicht, 
dann sind es zumindest weniger, die sich 
daraus bedienen dürfen. 

Die sozialistische Tageszeitung 
„Morning Star“ charakterisiert die An¬ 
kündigungen der Premierministerin als 


„links reden, rechts handeln“ oder in 
Deutschland besser bekannt als „links 
blinken, rechts abbiegen“ - eigentlich 
eine sozialdemokratische Kernkompe¬ 
tenz. 

Lars Mörking 


Erinnerung an Befreiungskampf verblasst 

Der ANC hat kaum Antworten auf aktuelle Probleme 



Die politische Dominanz des African 
National Congress (ANC) war in Süd¬ 
afrika lange Zeit unumstritten, weil er 
die Partei der Befreiung von der Apart¬ 
heid ist. Diese Zeiten scheinen vorbei, 
ist doch über die letzten Jahre hinweg 
ein klarer Abwärtstrend in der Un¬ 
terstützung des ANC zu beobachten. 
Konnte der ANC seit 1994 durchweg 
mit einer stabilen absoluten Mehrheit 
regieren, deutet sich nun ein grund¬ 
legender Wandel hin zu Koalitionsre¬ 
gierungen an. 22 Jahre nach Ende der 
Apartheid gibt es offenbar insbesonde¬ 
re für junge Wähler wenig Anlass, den 
ANC allein aus Tradition des Kampfes 
gegen die Apartheid zu wählen. Das 
zeigte sich besonders deutlich bei den 
jüngsten Kommunal wählen Anfang Au¬ 
gust dieses Jahres. 

Mit landesweit 54,5 Prozent hat der 
ANC sein schlechtestes Wahlergebnis 
der Geschichte eingefahren und den 
Abstiegstrend der letzten Jahre fortge¬ 
setzt. Während das westliche Kap schon 
länger in der Hand der größten Oppo¬ 
sitionspartei, der Democratic Alliance 


(DA), ist, hat der ANC nun auch in Nel¬ 
son Mandela Bay,Tshwane und Johan¬ 
nesburg seine absolute Mehrheit einge¬ 
büßt. Die Economic Freedom Fighters 
(EFF), mit dem ehemaligen Vorsitzen¬ 
den der ANC-Jugendliga, Julius Male- 
ma, an der Spitze, traten erstmals zu den 
Kommunalwahlen an und erreichten 
mit landesweit 8,2 Prozent mehr als ei¬ 
nen Achtungserfolg. Während die EFF 
einerseits eine Koalition mit der DA 
kategorisch ausschlossen, verhalten sie 
andererseits jüngst Bürgermeistern der 
DA ins Amt, um die als korrupt und un¬ 
fähig empfundenen Vertreter des ANC 
abzustrafen. 

Vom Vorsitzenden Jacob Zuma 
und aus der Parteiführung des ANC 
waren nach der Wahl kaum selbstkri¬ 
tische Töne zu vernehmen. Anders bei 
den beiden dauerhaften Koalitionspart¬ 
nern des ANC, dem Gewerkschafts¬ 
bund COSATU und der Kommunisti¬ 
schen Partei (SACP). Beide betonten, 
dass die Entfernung der Partei von den 
Anliegen der Massen eine gefährliche 
Entwicklung sei. Korruption, Arroganz 


führender Politiker und das Fortbeste¬ 
hen drängender sozialer Probleme hät¬ 
ten viele dazu veranlasst, dem ANC 
einen Denkzettel zu verpassen. Dazu 
passt, dass auch im Wahlkampf interne 
Machtkämpfe, Korruptionsskandale 
und die schwindende Popularität Zu- 
mas eine größere Rolle gespielt haben 
als die Frage, wie die drängendsten so¬ 
zialen Probleme zu lösen seien. 

Die Stimmverluste des ANC gehen 
Medienberichten zufolge weniger auf 
eine gewachsene Zustimmung zur DA, 
sondern vor allem auf eine Abkehr wei¬ 
terer Teile der Bevölkerung vom ANC 
zurück. Traditionell erhält der ANC 
insbesondere aus ärmeren, ländlichen 
Gegenden einen Großteil der Stim¬ 
men. Während vor allem in den ers¬ 
ten Jahren nach Ende der Apartheid 
umfangreiche Häuserbauprogramme, 
Elektrizitätsversorgung und Ausbau 
der öffentlichen Daseinsfürsorge an¬ 
gekurbelt wurden, folgten schon bald 
neoliberale Maßnahmenprogramme, 
Freihandelsabkommen und Schaffung 
weiterer Investitionsmöglichkeiten für 


ausländisches Kapital. Während sich 
Südafrika zu einem aufstrebenden ka¬ 
pitalistischen Land entwickelt hat, ha¬ 
ben die Klassenunterschiede innerhalb 
des Landes weiter zugenommen. 

Ein größerer Teil der ländlichen, 
verarmten Bevölkerung ist den Wah¬ 
len dieses Mal ganz ferngeblieben. Auf 
der anderen Seite hat sich in den Me¬ 
tropolen Südafrikas mittlerweile eine 
Schicht von Facharbeitern und leiten¬ 
den Angestellten herausgebildet, die 
der ANC mit seiner Rhetorik ebenfalls 
immer weniger erreicht. Sie treiben 
Verlustängste, Sicherheit und persön¬ 
liche Freiheiten um - kurz gesagt, ihre 
sozialen Probleme sind vordergründig 
andere als die der Menschen in den 
Vororten und Townships. 

Die Wahlergebnisse sind damit 
gleichzeitig auch Symbol für die Zer¬ 
rissenheit des ANC selbst. Der ANC 
hatte 1994 als Massenorganisation nicht 
viel mehr Zusammenschweißendes als 
den Kampf gegen die Apartheid. In ei¬ 
nem Interview im Juni 1990 ging Man¬ 
dela sogar so weit, den ANC als Bewe¬ 
gung ohne eine umfassende Ideologie 
zu beschreiben. COSATU und SACP 
versuchen daher von Beginn an, den 
ANC auf eine linkere Linie mit stärke¬ 
rer Verbindung zur Arbeiterklasse zu 
drängen. War die bedingungslose Un¬ 
terstützung des ANC in beiden Orga¬ 
nisationen immer wieder umstritten, ist 
nach der Wahl vor allem der Ruf nach 
Einigkeit zu vernehmen. Die Kommu¬ 
nisten fürchten, dass eine Änderung ih¬ 
rer Strategie sie selbst in die politische 
Bedeutungslosigkeit befördert und den 
rechten Kräften in- und außerhalb des 
ANC die politische Macht übergibt. 

Gab es zum Ende der Apartheid 
tatsächlich eine Phase, in der die politi¬ 
sche Ausrichtung des ANC umkämpft 
war, deutet heutzutage nichts darauf 
hin, dass der ANC von seiner liberalen 
Wirtschaftspolitik abrückt und einen 
Schwenk hin zu einer Politik zu Lasten 
des aus- und inländischen Großkapi¬ 
tals vollziehen könnte. Die aufrüttelnde 
Wirkung, die insbesondere die jüngsten 
Wahlergebnisse eigentlich haben soll¬ 
ten, scheint damit auszubleiben. Leider. 

Paul Rodermund 
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Separatist ist, wer von 
Energiepreisen spricht 


Der Kommunistischen Partei der Ukraine (KPU) ist 
jegliche Tätigkeit verboten. Nachdem die Berufung ge¬ 
gen die Verbotsverfügung des ukrainischen Justizmi¬ 
nisteriums von einem Gericht in Kiew im Dezember 
letzten Jahres abgelehnt wurde, darf die Partei nicht 
mehr öffentlich auftreten oder Kandidaten zur Wahl 
aufstellen. Faktisch sind Kommunisten seit dem Euro- 


Maidan ständigen gewaltsamen Angriffen ukrainischer 
Faschisten ausgesetzt. 

UZ sprach am Rande der Veranstaltung „60 Jahre 
KPD-Verbot - Weg damit!“, die am 10. September in 
Karlsruhe stattfand, mit Wladimir Aleksij, seit 2005 
Mitglied des ZK der Kommunistischen Partei der Uk¬ 
raine. 


UZ: Seit dem Gerichtsurteil im Dezem¬ 
ber letzten Jahres ist deiner Partei öffent¬ 
liches Auftreten untersagt. Was bedeutet 
das für euch? 

Wladimir Aleksij: Das Bezirksgericht 
in Kiew hat im Dezember 2015 den 
Beschluss gefasst über das Verbot der 
Tätigkeit der Kommunistischen Par¬ 
tei. Das ist weder durch die Verfassung 
noch durch andere Gesetze gedeckt. 
Deshalb haben wir einen Berufungs¬ 
antrag gestellt. Jetzt ist September, 
und alle paar Wochen prüft das Ge¬ 
richt diesen Antrag. Es zieht sich alles 
hin und der Beschluss dieses Bezirks¬ 
gerichts in Kiew ist noch nicht in Kraft 
getreten - weil ja noch die Berufung 
geprüft wird. 

UZ: Wie geht ihr mit der Situation um? 

Wladimir Aleksij: Wir haben die Be¬ 
zeichnung unserer Partei nicht geändert 
und auch nicht die Symbolik. Wir dür¬ 
fen jedoch unsere Symbolik nirgendwo 
zur Schau stellen. Das betrifft die Fahne 
mit Hammer und Sichel, und auch die 
rote Fahne dürfen wir nicht verwenden. 
Wir können nichts mehr machen. Unse¬ 
re Periodika können wir nicht mehr he¬ 
rausgeben, an erster Stelle die Zeitung 
„Kommunist“. 

UZ. Was passiert, wenn ihr mit einer 
Fahne mit Hammer und Sichel auf die 
Straße geht? 

Wladimir Aleksij: Beim ersten Mal gibt 
es eine Geldstrafe, dann können auch 
Gerichtsverfahren folgen. Die gehen je¬ 
doch ganz anders vor: Der rechte Sek¬ 
tor und andere radikale Kräfte greifen 
sich Leute, die offen auftreten, verprü¬ 
geln sie und die Miliz, die Polizei, die 
steht dann daneben und kümmert sich 
nicht. 

Das betrifft nicht nur die Kommu¬ 
nistische Partei. Am 4. September, ich 
weiß nicht, ob das bis hierher gedrungen 
ist, gab es einen Angriff auf den Fern¬ 


sehkanal „Inter“. Dieser Fernsehkanal 
sendet vor allem in russischer Sprache, 
und wurde beschuldigt, viele russische 
und sowjetische Filme zu zeigen. Bei 
diesem Angriff auf „Inter“ wurde Feu¬ 
er gelegt und es sind auch Leute ver¬ 
letzt worden. Von den Angreifern hat 
die Polizei einige festgenommen. Und 
dann haben sie sie wieder laufen lassen. 

UZ: Welche Möglichkeiten habt ihr, als 
Partei aktiv zu werden? 

Wladimir Aleksij: Wenn wir bestimm¬ 
te Aktionen machen, dann können wir 
das nur über andere Organisationen 
machen. Also was die DKP hier heute 
gemacht hat, offiziell aufzutreten und 
Erklärungen abzugeben, das können 
wir als Kommunistische Partei derzeit 
nicht. Es gibt die Kriegsveteranen, Ar¬ 
beitsveteranen, Frauenorganisationen - 
wenn wir was machen wollen, dann 
über diese Organisationen. 

UZ: Heißt das, dass die Partei ihre Ar¬ 
beit eingestellt hat? 

Wladimir Aleksij: Also wir sind nicht in 
den Untergrund gegangen. 

Wir arbeiten unter uns Kommunis¬ 
ten mit den Parteiorganisationen und 
sehen zu, dass wir unsere Parteistruk¬ 
turen erhalten, dass wir unsere Leute 
bei uns behalten. 

Was geschehen ist, wirkt ja auf die 
Leute ein. Wir haben zum Beispiel 30 
Prozent unserer Mitglieder verloren. 
Und jetzt sind es sicher noch mehr - in 
unserem Oblast sind es mehr. Einige 
Rayons - das ist die Organisationsebe¬ 
ne darunter - sind aufgelöst, die gibt es 
nicht mehr. 

Unsere Hauptaufgabe ist jetzt, die 
Leute bei uns zu halten, dass die Grund¬ 
organisationen weiter existieren. 

UZ: Die Regierung und die Rechten 
werfen euch vor, eine separatistische Par¬ 
tei zu sein. Was antwortet ihr auf diese 
Vorwürfe? 


Wladimir Aleksij: Das können die nir¬ 
gendwo finden, dass wir irgendwelche 
separatistischen Bestrebungen unter¬ 
stützen. In keinem Dokument, das wir 
verfasst haben. 

Mehr noch, die Territorien, die 
jetzt nicht unter Kontrolle der Uk¬ 
raine stehen - um es so zu formulie¬ 
ren - das sind Donezk, Lugansk, die 
Krim. Dort haben Leute bis 2014 die 
meisten Stimmen für die Kommunisti¬ 
sche Partei der Ukraine gegeben. Wie 
kann man sagen, dass das Separatis¬ 
ten sind? 

Wenn jemand die Machthaber kriti¬ 
siert, dann sagt man ihm gleich, du bist 
ein Separatist. Wenn jetzt ein Mensch 
sagt, ich habe Hunger, dann ist er wohl 
auch ein Separatist. Wenn man jetzt von 
den Preisen spricht, für die Energie, für 
Gas, Strom usw. - wenn das jemand kri¬ 
tisiert, dann ist er schon kein ukraini¬ 
scher Patriot mehr. 

Die Machthaber haben die Ukra¬ 
ine gespalten, nicht wir. Sie missbrau¬ 
chen das Wort Patriot. Sie benutzen es 
für sich. 

UZ: Was sind die nächsten Schritte für 
eure Partei? 

Wladimir Aleksij: Das erste ist, dass wir 
wieder legal werden. Dass diese unge¬ 
setzlichen Beschlüsse annulliert, aufge¬ 
hoben werden. 

Das ist der erste Schritt, um über¬ 
haupt normal legal arbeiten zu können. 
Wenn wir wieder legal arbeiten können, 
können wir auch wieder Kritik an den 
Machthabern legal äußern. Dann kön¬ 
nen wir die Schritte kritisieren, die sie 
unternommen haben, um das Leben des 
Volkes zu verschlechtern. Aber ohne 
die Möglichkeit öffentlich aufzutreten, 
geht das nicht. 

Die normalen Leute, die wissen 
nichts über diesen Gerichtsprozess. Die 
kommen zu mir und die fragen: Warum 
seid ihr nicht mehr zu sehen? Versteckt 
ihr euch, oder was ist da los? 

Das Interview führte Olaf Matthes 


Schlechtes Jahr für 
Goodyear-Beschäftigte 

Bossnapping in Notwehr - Urteil gegen kämpfende Kollegen 


In Amiens fand diese Woche (nach Re¬ 
daktionsschluss) der Prozess gegen die 
„8 von Goodyear“ vor dem Berufungs¬ 
gericht statt. Sie sind angeklagt wegen 
„Bossnappings“. Eineinhalb Tage lang 
sollen sie zwei Manager in ihr Büro ein¬ 
gesperrt haben, um mit ihnen über die 
Modalitäten der Schließung des Werkes 
in Amiens zu verhandeln. 

Die Gewerkschaft CGT und Un¬ 
terstützerkomitees in 14 Departements 
riefen landesweit zu Streiks auf und for¬ 
derten, die angeklagten Kollegen frei¬ 
zusprechen. 

Die Direktion von Goodyear hat¬ 
te - wie im Falle von Air France - groß¬ 
zügig ihre Anzeigen zurückgezogen. 
Wofür hat man die Staatsmacht? Der 
Staatsanwalt wurde aktiv, und die Klas¬ 
senjustiz fällte ihr entsprechendes Ur¬ 
teil: 24 Monate Gefängnis, davon 9 ohne 
Bewährung, hieß es im Januar. 

Während das Goodyear-Werk in 
Amiens von Leiharbeitern demontiert 
wird, macht man dem gewerkschaftli¬ 
chen Verhandlungskomitee den Pro¬ 
zess. Sie, die ihre Arbeitsplätze ret¬ 
ten wollten, stehen vor Gericht, und 
nicht die Manager, die Arbeitsplätze 


vernichteten, obwohl das Werk wirt¬ 
schaftlich „gesund“ war. Die Arbeiter 
machte es zu diesem Zeitpunkt bereits 
krank. 

Das Management hat das Werk 
systematisch abbruchreif gemacht. In¬ 
vestitionen blieben aus, selbst die In¬ 
standhaltung wurde unterlassen. Um 
die Belegschaft „weichzukochen“, gab 
es Schikanen wie die willkürliche Ein¬ 
teilung von Schichten. Unregelmäßige 
Schichtwechsel hatten Stress zur Folge, 
Scheidungen und sogar elf Selbstmorde 
waren die Folge. Personaleinsparungen 
und fehlende Instandsetzung führten zu 
Unfällen: Im Jahr 2009 wurden 220 zum 
Teil schwere Arbeitsunfälle gemeldet, 
in den Folgejahren 2010 und 2011 noch 
jeweils 210. 

Am 7. September 2011 wurde das 
Unternehmen zu 13 600 Euro und zwei 
Direktoren zu 1 000 Euro Strafe verur¬ 
teilt, weil sie ihre Arbeiter falsch darü¬ 
ber informiert hatten, dass sie bei ihren 
Tätigkeiten krebserregenden Stoffen 
ausgesetzt waren. Es kam zu Krebser¬ 
krankungen und sogar zu zehn von der 
Berufsgenossenschaft anerkannten To¬ 
desfällen. Damit überhaupt etwas ge¬ 


schah, musste erst der kommunistische 
Parlamentsabgeordnete Maxime Gre- 
metz beim Gesundheitministerium in¬ 
tervenieren. Das war 2009. Die Prozes¬ 
se, die die Geschädigten gegen Good¬ 
year in den USA anstrengten, laufen 
noch. 

Gewerkschafter um Mickael Wa¬ 
rnen hatten beinahe acht Jahre lang - 
von 2007 bis 2014 - die Schließung ihres 
Reifenwerks und die Verlagerung der 
Produktion verhindert. 1 173 Beschäf¬ 
tigte wollten ihre Arbeitsplätze erhal¬ 
ten. Mit politischen und juristischen 
Mitteln, auf der Straße und vor Gericht 
zogen sie gegen eine Geschäftsleitung 
zu Felde, die jeden „sozialen Dialog“ 
ablehnte, Gespräche mit den Gewerk¬ 
schaftern verweigerte. Zuerst sollte das 
Werk mit Dunlop fusioniert werden, 
dann mit Titan. Aus der Gründung ei¬ 
ner Kooperative auf der Basis der Ab¬ 
findungen wurde nichts. Die Anschub- 
Subventionierung durch die Regierung 
wurde verweigert. 

Übrigens: Im dritten Quartal 2015 
ist der Reingewinn von Goodyear um 
68 Prozent auf 271 Mio. US-Dollar ge¬ 
stiegen. Georges Hallermayer 


Mediales Sperrfeuer 

Dschihadisten verweigern Abzug aus Aleppo 


Seit die syrische Armee die bewaffne¬ 
ten Dschihadisten in Ost-Aleppo von 
ihrem Nachschub abgeschnitten hat, 
macht sie weitere militärische Fort¬ 
schritte. Sie führt von mehreren Sei¬ 
ten Angriffe und drängt al-Nusra und 
ihre Verbündeten zurück. 

Dabei stößt sie auf zum Teil hefti¬ 
gen Widerstand, muss zurückweichen 
und erreicht ihre Ziele erst im zwei¬ 
ten oder dritten Anlauf. Ein Beispiel 
dafür war der Kampf um das Flücht¬ 
lingslager Handarat im Norden Alep¬ 
pos. 

Mit den Luftangriffen versuchen 
die russische und syrische Luftwaffe, 
befestigte Stellungen und Kommuni¬ 
kationseinrichtungen zu zerstören, um 
die Aktionen der Armee zu erleich¬ 
tern. 

Für Zivilisten in Aleppo ist die 
Situation untragbar. Deshalb schlägt 
die syrische Regierung den Bewaff¬ 
neten in Aleppo immer wieder vor, 
aus der Stadt abzuziehen. Sie könn¬ 


ten das wie in anderen Gebieten auch 
(in Horns, zuletzt in Daraya) unbehel¬ 
ligt tun. Der Vorschlag von De Mis- 
tura, UNO-Gesandter für Syrien, für 
einen „ehrenhaften“ Abzug aus Alep¬ 
po, für den er durch seine persönliche 
Beteiligung die Sicherheit garantieren 
würde, wird von Russland ausdrück¬ 
lich unterstützt. 

Bisher wird dieser Vorschlag von 
al-Nusra nicht akzeptiert. 

Die militärische Situation in Alep¬ 
po ist für al-Nusra und ihre Verbün¬ 
deten nicht haltbar. Ihr einziger Weg 
zum Erfolg ist ein anderer: Sie versu¬ 
chen, die Kämpfe möglichst lange an¬ 
dauern zu lassen, weitere Horrorbil¬ 
der zu verbreiten und über ihre me¬ 
dialen Unterstützer doch noch das 
eigentliche Ziel zu erreichen: Eine 
Flugverbotszone. Die UN-Resolution 
Frankreichs, die durch das russische 
Veto abgelehnt wurde, verfolgt genau 
dieses Ziel. 

mz 


Mossul: IS außer Konkurrenz 

Türkische Truppen bleiben im Irak 


Ministerpräsident Haider al-Abadi hat 
die Türkei aufgefordert, ihre Soldaten 
aus dem Norden des Irak abzuziehen. 
Er drohte öffentlich - wenn auch nicht 
wirklich glaubhaft - mit einem mögli¬ 
chen regionalen Krieg. 

Der Streit geht um türkische Trup¬ 
pen, die ohne offizielle Zustimmung 
der irakischen Regierung im Norden 
des Landes aktiv sind und eigene Mi¬ 
lizen ausbilden. 

Die Türkei hatte Anfang Oktober 
beschlossen, ihre Besetzung von Tei¬ 
len des Irak für ein Jahr zu verlängern. 
Die USA erhöhen die Zahl ihrer Streit¬ 
kräfte im Irak und 600 weitere Soldaten 
sollen als Berater und Ausbilder für die 
irakische Armee und kurdische Kräfte 
tätig werden. 

Im Hintergrund steht der Kampf 
um Mossul. Eine Vielzahl von Gruppen 
steht bereit, Mosul vom IS zu befreien: 


Kurdische Peschmerga, schiitische Mi¬ 
lizen, sunnitische Stämme, die Armee, 
die USA und eben auch Milizen, die 
von der Türkei ausgebildet werden. 

Im Kampf um Mossul, einer bedeu¬ 
tenden Stadt im Irak, geht es mehr um 
das künftige Gleichgewicht der Kräf¬ 
te als um den Islamischen Staat. Mosul 
grenzt an das kurdische Autonomiege¬ 
biet und ist nicht weit von der Grenze 
zum Iran entfernt. Die ethnische Zu¬ 
sammensetzung ist unübersichtlich. 
Schon in der Vergangenheit gab es von 
kurdischen Politikern die Forderung, 
Mossul den kurdischen Autonomiege¬ 
bieten zuzuschlagen. 

Es wird wichtig sein, wer Mosul be¬ 
setzt - und alle Beteiligten scheinen 
vorerst den Status Quo vorzuziehen. 
Lieber sehen sie Mossul in der Hand 
des IS als in der eines irakischen Kon¬ 
kurrenten. mz 


Saudi-Arabien erreicht 
Kriegsziele nicht 

Waffenlieferung aus den USA für den Krieg im Jemen 


Mehr als 150 Menschen wurden bei 
einem Luftangriff Saudi-Arabiens auf 
eine Trauerfeier in Sanaa getötet. Der 
Angriff wurde international verurteilt, 
die Verurteilung dürfte aber für Saudi- 
Arabien folgenlos bleiben. 

Dieser Angriff ist eine weitere Eska¬ 
lation im Krieg gegen den Jemen. Eine 
Ursache für die Eskalation ist, dass Sau¬ 
di-Arabien in anderthalb Jahren seine 
Kriegsziele nicht erreicht hat - im Ge¬ 
genteil. Die Kämpfe im Grenzgebiet zu 
Saudi-Arabien lassen nicht nach, die 
aufständigen Ansarollah (Huthi) konn¬ 
ten zuletzt sogar ein Schiff in Diensten 


des saudischen Militärbündnisses an¬ 
greifen und stark beschädigen. Regel¬ 
mäßig werden von Ansarollah Videos 
von Angriffen auf saudische Militär¬ 
stützpunkte veröffentlicht. 

Erst vor kurzem haben die US-Re- 
gierung und der Senat eine Waffenlie¬ 
ferung an Saudi-Arabien (Panzer, Gra¬ 
natwerfern, Munition) im Wert von ca. 
1 Milliarde Dollar genehmigt. Seit dem 
Amtsantritt von Obama wurden Waf¬ 
fen im Wert von 100 Milliarden Euro 
an Saudi-Arabien geliefert - mehr als 
von seinen Vorgängern. 

mz 


Dokumentiert: Erklärung zum 75. der Tudeh-Partei des Iran 

Über zehn Millionen in Armut 


Am 2. Oktober 2016 beging die Tudeh- 
Partei des Iran den 75. Jahrestag ihrer 
Gründung. In einem Communique des 
Zentralkomitees heißt es: 

„Die Parteigründung jährt sich nun 
zum 75. Mal in einer Zeit, in der unser 
Land mit großen zunehmenden inne¬ 
ren und äußeren Schwierigkeiten kon¬ 
frontiert ist. Einerseits die umfassen¬ 
den zerstörerischen Wirtschaftspläne 
(nach dem Diktat des Regime-Führers, 
Ali Khameni), die die maßlose Armut 
und das Elend nur verschärfen, und an¬ 
derseits die Fortsetzung der allgemei¬ 
nen Angst-, und Unterdrückungsatmos¬ 
phäre, haben das Land in ein großes 
wirtschaftliches, gesellschaftliches und 


politisches Gefängnis für Millionen Ira¬ 
nerinnen und Iraner verwandelt. Mehr 
als zehn Millionen Iranerinnen und Ira¬ 
ner leben - sogar nach offiziellen An¬ 
gaben - unter der Armutsgrenze, bei 
rasch zunehmender Arbeitslosigkeit 
(besonders unter der Jugend) verstärk¬ 
ten Bankrotts von Produktionsstätten, 
steigender Verteuerung von Grundnah¬ 
rungsmitteln und zunehmender Infla¬ 
tion, Zunahme von Drogenabhängig¬ 
keit und Prostitution, so wie verstärkter 
brutaler und blutiger Unterdrückung 
Andersdenkender, Arbeiteraktivisten, 
Gewerkschaftern, Studentinnen und 
Studenten und freiheitsliebenden Frau- 
en (•••)•“ 
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Gemeinsam gegen Krieg! 


Mehr als 8 000 Demonstranten zogen 
am vergangenen Samstag unter dem 
Motto „Die Waffen nieder! Koopera¬ 
tion statt NATO-Konfrontation! Ab¬ 
rüstung statt Sozialabbau!“ vom Berli¬ 
ner Alexanderplatz zum Brandenbur¬ 
ger Tor. 

Nein, eine Massendemonstration 
war das noch nicht wieder, aber es war 
ein guter Anfang. Da waren sich die Or¬ 
ganisatoren und beteiligten Gruppen 
einig. Seit langem hatten die Bündnis¬ 
se Kooperation für den Frieden, Bun¬ 
desauschuss Friedensratschlag und die 
Berliner Friedenskoordination (Friko) 
zu einer gemeinsamen Aktion aufgeru¬ 
fen. 150 Organisationen und Gruppen 
hatten den Aufruf unterschrieben. Bar¬ 
bara Majid-Amin von der Friko schätz¬ 
te gegenüber der UZ ein: „Zu diesem 
großartigen Erfolg haben alle beige¬ 
tragen, die gemeinsam um den Aufruf 
gestritten und dann mit allen Kräften 
mobilisiert haben. Es war die erste 
bundesweite Friedensdemonstration 
in Berlin seit Jahren. Ihre Stärke lag in 
der Vielzahl der beteiligten Gruppen 


und in der Vielfalt und Kreativität der 
Transparente, Plakate und Losungen, 
in denen dennoch große Einigkeit zum 
Ausdruck kam.“ 

Positiv gestimmt fuhr auch Jan 
Meier, Bundesvorsitzender der SDAJ 
wieder ins Ruhrgebiet: „Die Demo 
war ein wichtiges Zeichen gegen die 
Kriegspolitik von NATO und Bundes¬ 
regierung. Mit deutlich mehr Teilneh¬ 
merinnen als erwartet haben wir als 
SDAJ, gemeinsam mit Linksjugend, 
solid, DIDF-Jugend, Naturfreunde¬ 
jugend und SDS, einen lautstarken 
Jugendblock organisiert, der klar ge¬ 
macht hat: Wir wollen weder die Auf¬ 
rüstung bezahlen, noch in den Kriegen 
der Bundeswehr unser Leben riskie¬ 
ren!“ Stark vertreten und lautstark 
trat zudem die DIDF auf und auch 
der DKP-Block konnte sich mit der 
Losung „Frieden mit Russland“ vor¬ 
ne weg gut sehen lassen. 

Ja, in Berlin war angesichts der 
Dringlichkeit, des brennenden Krieges 
in Syrien, der zunehmenden NATO- 
Aggressionen und der Hetze gegen 


Russland noch Luft nach oben. Viele 
fehlten. Die GEW Berlin und verein¬ 
zelten ver.di-Kreisverbände machten 
unter den Unterstützerinnen des Auf¬ 
rufs die positive Ausnahme. Entspre¬ 
chend waren auf der Demonstration 
nur wenige Gewerkschaftsfahnen und 
die gelben Westen der EVG zu sehen. 
Von der Partei Die Linke hatten neben 
dem Parteivorstand auch viele Kreis¬ 
verbände unterzeichnet und beim Ab¬ 
schluss sprach Fraktionschefin Sahra 
Wagenknecht. An der Basis war die 
Mobilisierung aber offenbar schwach. 
Auch das kritische Potential von Grü¬ 
nen und Sozialdemokraten war zu 
Hause geblieben. Dennoch: „Der An¬ 
fang ist gemacht. Wir selber können 
mit unserer Mobilisierung ganz zufrie¬ 
den sein, aber darauf können wir uns 
natürlich nicht ausruhen“, so Patrik Kö- 
bele, Vorsitzender der DKP. „Wir müs¬ 
sen diesen Schwung mitnehmen in die 
Städte und vor allem in Betriebe, Uni¬ 
versitäten, Schulen und in die Gewerk¬ 
schaften.“ 

Wera Richter 
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Arbeit, Alter, Armut 

Zu einigen Hintergründen der Renten-Debatte • Von Hans-Peter Brenner 



Patrik Köbele zur Faschismusgefahr 

Antworten für heute 


E nde September legte das Bundes- 
arbeits- und -Sozialministerium 
erstmals Berechnungen zur Ren¬ 
tenentwicklung bis 2045 vor. Selbst 
nach Meinung von Medien und Ex¬ 
perten, die grundsätzlich dieser Regie¬ 
rungskoalition politisch nahestehen, 
wirken diese Vorhersagen und Daten 
„erschreckend“ (Generalanzeiger Bonn 
v. 29.9.16) Im November will Ministerin 
Andrea Nahles ihr endgültiges Renten¬ 
konzept vorlegen. 

Die Fakten: Das Rentenniveau be¬ 
trug im Jahr 2000 noch 53 Prozent des 
letzten Bruttolohns. Heute liegt es bei 
nur noch 47,8 Prozent. Nach den neu¬ 
en Prognosen wird es bis 2035 unter die 
bisher für 2030 prognostizierte Unter¬ 
grenze von 43 Prozent vom Bruttolohn 
(Sozialbeiträge sind abgezogen) fallen. 
Und bis 2045 wird es sogar auf nur noch 
41,6 Prozent vom Bruttolohn absinken. 

Doch selbst diese für 2045 prognos¬ 
tizierten 41,6, Prozent gelten nur für die 
so genannten „Eckrentner“, also dieje¬ 
nigen Lohn- und Gehaltsbezieher, die 
45 Jahre bei voller Arbeitszeit Renten¬ 
beiträge eingezahlt haben. Dieser Ide¬ 
altyp des „Eckrentners“ ist nur eine fik¬ 
tive statistische Annahme. Gleichzeitig 
werden künftig die Rentenbeiträge in 
schwindelnde Höhen steigen. Der Bei¬ 
tragssatz würde von heute 18,7 Prozent 
im Jahr 2031 auf über 22 und danach 
bis 2045 auf 23,4 Prozent steigen. Nach 
noch geltendem Recht soll er bis 2030 
eigentlich auf 22 Prozent begrenzt blei¬ 
ben. Was bedeutet das künftig konkret 
für die Rentenhöhe? 

verdi zur Altersarmut 

Auf der Frauenalterskonferenz seiner 
Gewerkschaft lieferte der ver. di-Vor sit¬ 
zende Frank Bsirske Anfang September 
dazu folgende Informationen: Bei ei¬ 
nem Rentenniveau von 43 Prozent; das 
für 2030 vorhergesagt wird, bräuchte 
heute ein(e) Beitragszahler(in), die/der 
während seiner/ihrer Erwerbstätigkeit 
lediglich 80 Prozent des Durchschnitts¬ 
einkommens - immerhin 2 400 Euro - 
verdient, insgesamt 38,2 Beitragsjah¬ 
re, um das derzeit gültige gesetzliche 
Grundsicherungsniveau von 774 Euro 
zu erreichen. Beitragszahler, die mit 
2 500 Euro etwas über den 80 Prozent 
vom Durchschnittseinkommen liegen, 
könnten nach Abzug der rund 11 Pro¬ 
zent Krankenversicherungs- und Pfle¬ 
geversicherungsbeitrag - dann mit nur 
809,09 Euro im Monat rechnen. 

Altersarmut ist bereits heute weit 
verbreitet. Die Quote der Erwerbstä¬ 
tigen im Alter von 65 bis 69 Jahren hat 
sich daher innerhalb der letzten zehn 
Jahre mehr als verdoppelt. Betrug sie 
im Jahre 2005 noch 6,5 Prozent, so stieg 
sie bis zum Jahr 2015 auf 14,5 Prozent. 
Jeder siebte in dieser Altersgruppe geht 
als Rentnerin/Rentner bereits heute ei¬ 
ner zusätzlichen Erwerbstätigkeit nach. 
Im Osten Deutschlands sind die Daten 
und Zustände noch schlimmer als in der 
Alt-BRD. Im Osten liegt die Armuts¬ 
quote 26 Jahre nach der Wiedereinfüh¬ 
rung des Kapitalismus mit 19,7 Prozent 
um fünf Punkte höher als im Westen: 


Während die durchschnittliche gesetzli¬ 
che Rente im Westen 2015 nominell bei 
1315 Euro (real 1133 Euro) lag, betrug 
sie im Osten nominell nur 1141 Euro 
(real sogar nur 984 Euro). Doch auch 
diese „Durchschnittsrente“ trügt; viele 
Versicherte mit weniger als 45 Beitrags¬ 
jahren müssen mit 900 oder 1000 Euro 
auskommen. Erst im Jahre 2050 wird in 
Ost und West der Gleichstand der Ren¬ 
ten erreicht sein. 

Gegen die neuen Angriffe auf die 
gesetzliche Rentenversicherung ent¬ 
wickeln sich jetzt deutlich hörbarer als 
sonst Proteste und Kritiken aus den Ge¬ 
werkschaften, vom DGB, der IG Me¬ 
tall und von ver.di. Dass der DGB 
eine Rückkehr zum Rentenniveau von 
53 Prozent wie zu Anfang der 2000er- 
Jahre und eine Rückkehr zu einer pari¬ 
tätischen Finanzierung der Rentenbei¬ 
träge von Unternehmern und Lohn¬ 
abhängigen und erhöhte staatliche 
Leistungen fordert, findet die volle Un¬ 
terstützung der DKP. Doch reichen da¬ 
mit die bisherigen gewerkschaftlichen 
Alternativen aus? Leider nein. 

Betriebsrente ist Privatisierung 

Insbesondere die Zustimmung zu der 
von Nahles jetzt aufgeworfenen Höher¬ 
bewertung der Rolle der betrieblichen 
Altersrente, um damit eine so genann¬ 
te „Haltelinie“ in der Absenkung der 
gesetzlichen Renten mitzufinanzieren, 
muss eigentlich klaren Widerspruch he¬ 
rausfordern. 

Doch es sieht derzeit anders aus. 
Nahles und Finanzminister Wolfgang 
Schäuble verständigten sich darauf in 
der vergangenen Woche in einem Spit¬ 
zengespräch mit Vertretern von DGB, 
IG Metall, IG BCE und ver.di sowie 
der Bundesvereinigung BDA, der Ar¬ 
beitgeberverbände „Gesamtmetall“ 
und der Chemiebranche. Die betrieb¬ 
liche Altersvorsorge (bAV) soll unter 
anderem durch neue Zuschüsse und 
höhere steuerliche Förderung sowie ei¬ 
nen Wegfall von Rentengarantien durch 
den Arbeitgeber gestärkt werden. 

Diese neue Variante der weiteren 
Privatisierung der Altersrente in Höhe 
von sechs Prozent des Bruttolohnes 
liegt nach dem spektakulär gescheiter¬ 
ten Privatisierungsversuch durch die 
„Riester-Rente“ ganz im Sinne ural¬ 
ter Rentenpläne der Unternehmerver¬ 
bände, die die „Eigenbeteiligung“ und 
Selbstverantwortlichkeit“ der Versi¬ 
cherten ausweiten soll. Denn im Prinzip 
heißt „bAV“ nichts anderes als weite¬ 
rer Lohnabzug und Vorenthaltung von 
Geld für die Absicherung der Aufgaben 
der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
(DPWV) kritisierte bereits im Frühjahr 
die Pläne von Finanzminister Schäuble 
zur Bezuschussung von Betriebsrenten 
bei Geringverdienern als „Irrweg der 
Privatisierung“. Stattdessen müsse die 
gesetzliche Rentenversicherung ge¬ 
stärkt werden. Der DPWV-Vorsitzen¬ 
de Ulrich Schneider betonte damals im 
„Mannheimer Morgen“: „Die betrieb¬ 
liche Altersvorsorge ist im Prinzip ge¬ 
nauso gescheitert wie die Riester-Ren¬ 


te.“ Nur etwa 60 Prozent der Beschäf¬ 
tigten verfügten über entsprechende 
Verträge. Ziehe man die ruhenden Ver¬ 
träge ohne Beitragszahlungen ab, seien 
es sogar unter 50 Prozent. 

Noch härter fällt die Kritik des 
Bundesverbands der Betriebsrentner 
(BVB) am System der bAV aus. Sie 
sei der Willkür der Unternehmen und 
den Schwankungen der Konjunktur¬ 
entwicklung ausgesetzt. Es gebe auch 
keine Verpflichtung der automatischen 
jährlichen Anpassung. Zwei Drittel der 
Arbeitgeber erhöhen die Betriebsren¬ 
ten überhaupt nicht (55 Prozent) oder 
nur unzureichend (13 Prozent) zitiert 
der BVB aus einer Studie des Bayri¬ 
schen Sozialministeriums und belegt 
diese Feststellung mit einer langen Fir¬ 
menliste, darunter so erlauchte Namen 
wie Commerzbank, Daimler, Continen¬ 
tal, EADS, Eon, Ford, Gerling, Germa¬ 
nischer Lloyd, ThyssenKrupp, die teil¬ 
weise sogar die Betriebsrenten noch 
willkürlich absenkten. Das System der 
bAV gereiche vor allem der Finanz¬ 
wirtschaft zum Vorteil. Und selbst das 
Manager Magazin räumte 2012 in einer 
Untersuchung ein: „In acht von zehn 
Fällen fährt der Arbeitnehmer mit der 
garantierten Rente nur Verluste ein.“ 

Kampf gegen Rentenkür¬ 
zung ist Klassenkampf 

Doch selbst eine solche notwendige 
Kritik am System der „bAV“ dürfte ei¬ 
gentlich nicht das letzte Wort gewerk¬ 
schaftlicher Kritik sein. Die Frage des 
Erhalts oder der Zerstörung des ge¬ 
setzlichen Rentensystems ist eine ihrem 
Wesen nach allgemein gewerkschaftli¬ 
che und systembedingte Frage. Das Be¬ 
streben der Unternehmer zielt grund¬ 
sätzlich immer auf eine Kürzung der 
Löhne und Gehälter durch Absenkung 
der so genannten „Lohnnebenkosten“. 
Der Brutto-Gesamtlohn bzw. das Ge¬ 
samtentgelt muss eigentlich komplett 
die Kosten für Alter und Invalidität be¬ 
inhalten. Denn der Wert der Ware Ar¬ 
beitskraft und ihr um diesen Wert zirku¬ 
lierender Preis wird bestimmt durch die 
zum Erhalt der Arbeitskraft notwendi¬ 
gen Kosten. Dazu gehören nicht nur die 
Ausbildungskosten und die Kosten für 
die Gesunderhaltung, sondern auch für 
die Versorgung im Alter und bei Inva¬ 
lidität. 

All diese Kosten müssen deshalb ei¬ 
gentlich komplett als Teil des Gesamt¬ 
preises der Ware Arbeitskraft vom Un¬ 
ternehmer bezahlt werden. Das be¬ 
deutet für die Kapitalisten aber eine 
Reduzierung ihres Profits und deshalb 
sind auch alle Kosten für die sozialen 
Sicherungssysteme aus Sicht des Kapi¬ 
tals, wie Karl Marx sagte, „faux frais“ 
(falsche Kosten). Sie sind also histo¬ 
risch ständig umkämpft. Der Grund¬ 
widerspruch zwischen Lohnarbeit und 
Kapital spiegelt sich auch in diesen Aus¬ 
einandersetzungen konkret wider. Da¬ 
vor dürfen Gewerkschaften grade jetzt 
nicht die Augen verschließen und sich 
auf das falsche Gleis der „Sozialpart¬ 
nerschaft in den Rentenfragen“ lenken 
lassen. 


Falk Mikosch, Landessprecher der 
VVN in NRW, äußert (UZ vom 7.10.) 
kritische Gedanken zu einem Satz mei¬ 
nes Referats der vergangenen PV-Ta- 
gung. Mit dieser Erwiderung möchte 
ich einen Beitrag zu einer notwendigen 
Debatte (nicht nur) in der antifaschisti¬ 
schen Bewegung leisten. 

Falk schreibt, dass bis zum Septem¬ 
ber 1930 eine Chance bestand, den Fa¬ 
schismus zu stoppen, „wenn die Politik 
der Linken (KPD und linke Sozialisten) 
so wie ab Juli 1932 gewesen wäre“. Die 
KPD nahm 1932 zu Recht Korrekturen 
ihrer Politik vor. Dies wurde nach der 
Machtübertragung an die Faschisten 
mit der Brüsseler Konferenz und dem 
VII. Weltkongress der Komintern fort¬ 
geführt. Es waren grundsätzliche Än¬ 
derungen in der Bündnispolitik, die mit 
tiefer Selbstkritik verbunden waren. 

Falks Formulierung beinhaltet al¬ 
lerdings die Möglichkeit einer falschen 
Interpretation. Bislang war es unter uns 
Konsens, dass Ursache für Faschismus 
und Krieg die Orientierung wesentli¬ 
cher Teile des Monopolkapitals und 
der Großgrundbesitzer war und sei¬ 
ne Durchsetzung möglich wurde, weil 
es nicht gelang die Arbeiterbewegung 
(vor allem SPD, KPD und Gewerk¬ 
schaften) im antifaschistischen Kampf 
zu einen. Die Schuld an dieser Nicht¬ 
einigung lediglich bei KPD und linken 
Sozialisten zu verorten, ist historisch 
falsch. Damit würde die Verantwortung 
der SPD-Führung für das Erstarken der 
Freikorps, für die Ermordung von Karl 
und Rosa, damit würde Noske, die Be¬ 
zeichnung der Kommunisten als „rot¬ 
lackierte Nazis“, die Ausschlüsse von 
Kommunisten aus den Gewerkschaf¬ 
ten vergessen gemacht. Die Kommu¬ 
nisten korrigierten ihre Politik bereits 
vor 1933, die Sozialdemokraten nicht. 

Aus meiner Sicht ist nach wie vor 
richtig, was die KPD in ihrem Aufruf 
vom 11. Juni 1945 formulierte: „Nach all 
dem Leid und Unglück, der Schmach 
und Schande, nach der dunkelsten Ära 
deutscher Geschichte, heute, am Ende 
des „Dritten Reiches“, wird uns auch 


Die Entscheidung des Nobelpreisko¬ 
mitees in Sachen Frieden lässt reichlich 
Platz für Spott, aber leider mehr noch 
für Zynismus. Nach einem Friedensno¬ 
belpreis für Kissinger mit seinen Na¬ 
palm- und Agent-Orange-Einsätzen in 
Vietnam mit Millionen Toten, für Me- 
nachem Begin, den Verantwortlichen für 
den Libanonkrieg 1982 und die Massa¬ 
ker in Palästinenserlagern, für Obama, 
der der Ehrung tausendfaches Drohnen¬ 
morden folgen ließ, ist der kolumbiani¬ 
sche Präsident Juan Manuel Santos ge¬ 
wiss keine schlechte Wahl. 

Auf der Liste aus seiner Zeit als Ver¬ 
teidigungsminister unter Ex-Präsident 
Uribe steht vor allem die Anreizregelung 
an seine Soldaten, wonach jeder getötete 
Guerillero Sonderurlaub und Geldprämi¬ 
en bedeutete. Das führte zu mehr als 1200 
Morden an irgendwelchen armen Land¬ 
bewohnern vor allem aus der Gegend um 
Soacha; Menschen, die man in FARC- 
Uniformen gesteckt und erschossen hatte. 
Neben der auf diese Weise durch Santos’ 
Verfügung quasi nebenbei eingeführten, 
in Kolumbien illegalen Todesstrafe, diese 
also noch dazu an Unbeteiligten auszu¬ 
führen - das zeugt von einem extremen 
Maß an Menschenverachtung. Dass au¬ 
ßerdem ausgerechnet UN-Flüchtlings- 
kommissar Filippo Grandi sich für San¬ 
tos freute, hat angesichts von fünf Millio¬ 
nen Binnenvertriebenen eine besondere 
Note. Und dass Santos zwei Tage vor der 
Preisvergabe erklärt hatte, dass der Waf¬ 
fenstillstand zum 31. Oktober beendet 
sein werde, hat das Osloer Komitee selt¬ 
samerweise nicht berührt. 

Dennoch: Man muss anerkennen, 
dass Santos diesen Krieg gegen einen 
Teil seines Volkes jetzt beenden wollte, 


der sozialdemokratische Arbeiter recht 
geben, dass sich die faschistische Pest 
in Deutschland nur ausbreiten konn¬ 
te, weil 1918 die Kriegsschuldigen und 
Kriegsverbrecher ungestraft blieben, 
weil nicht der Kampf um eine wirkli¬ 
che Demokratie geführt wurde, weil die 
Weimarer Republik der Reaktion freies 
Spiel gewährte, weil die Antisowjethet¬ 
ze einiger demokratischer Führer Hit¬ 
ler den Weg ebnete und die Ablehnung 
der antifaschistischen Einheitsfront die 
Kraft des Volkes lähmte.“ 

Daraus lässt sich Wichtiges für den 
heutigen antifaschistischen Kampf ab¬ 
leiten: Das Erstarken der AfD ist Be¬ 
standteil einer gefährlichen Entwick¬ 
lung in unserem Land. Ein Hintergrund 
dafür ist, dass Menschen, die in dieses 
Land flüchten, instrumentalisiert wer¬ 
den, um die Konkurrenz innerhalb der 
Arbeiterklasse (zu denen die Geflüch¬ 
teten gehören) zu erhöhen. Ursache der 
Flucht sind vor allem Kriege, Verursa¬ 
cher die imperialistischen Länder bzw. 
deren herrschende Klassen, darunter die 
Bundesrepublik. Die wachsende Aggres¬ 
sivität des deutschen Imperialismus nach 
innen und außen führt zu berechtigter 
Perspektivangst bei vielen Menschen. 
Rassismus lenkt von den Ursachen ab. 
Eine ausschließliche Fokussierung des 
antifaschistischen Kampfes auf die AfD 
halte ich deswegen für falsch. Die Ver¬ 
bindung „Nie wieder Krieg, nie wieder 
Faschismus“ ist zentral. Deswegen halte 
ich eine Bündnispolitik, die Krieg und 
Armut als Faktoren nicht benennt, um 
deren Mitverursacher konfliktfrei in ein 
Bündnis zu integrieren, nicht für richtig. 

Zu guter Letzt: Falk schreibt, dass es 
ihm nicht um eine Einmischung in die 
parteiinterne Entscheidung zur Wahl¬ 
frage gehe. Leider tut er genau das. Das 
Zitat aus meinem Referat befasst sich 
ausschließlich mit der Wahlfrage. Falks 
Argumentation wäre aus meiner Sicht 
zwar immer noch nicht richtig, aber 
dann zumindest konsequent, wenn er 
auch die Partei „Die Linke“, die SPD 
und die Grünen zum Verzicht auf die 
Eigenkandidatur auffordern würde. 


für dessen Menschenrechtsverletzungen 
vor allem die Oberschicht mit ihrem Mi¬ 
litär, ihren Paramilitärs, ihren Präsiden¬ 
ten und manchen ihrer Minister verant¬ 
wortlich war. Trotz des Drucks rechts; 
nicht weniger als dreißig Unternehmun¬ 
gen haben die Kampagne des „Nein“ fi¬ 
nanziell unterstützt. 

Wollte man die Beendigung des Tö¬ 
tens also dennoch würdigen, dann wäre 
ein Friedensnobelpreis an beide Seiten 
sicher zu begrüßen gewesen. Das Min¬ 
deste wäre gewesen, auch die FARC mit 
dem Nobelpreis zu würdigen. Sie waren 
es, die immer wieder mit einseitigen Waf¬ 
fenstillständen Vorleistungen erbracht 
haben. 

Und überhaupt: Es geht nicht um ei¬ 
nen Krieg zwischen Nationen. Zwei Klas¬ 
sen stehen sich in Kolumbien gegenüber, 
von denen sich die eine, neben ihrem ei¬ 
genen - der anderen abgepressten - Geld 
der milliardenschweren Hilfe der größten 
Militärmacht der Welt bedienen kann. 
Wäre auch diese Erkenntnis noch nicht 
genug: Der Krieg hat nicht mit der Ent¬ 
stehung der FARC 1964 begonnen, son¬ 
dern die historische Wahrheit ist, dass es 
sich um einen Konflikt handelt, der 1948 
mit der Tötung von Jorge Eliecer Gaitän 
begann und in den folgenden eineinhalb 
Jahrzehnten 200 000 Tote forderte, be¬ 
vor die FARC-Gründung dem Bauern¬ 
schlachten wenigstens in ein paar Land¬ 
kreisen ein Ende setzen wollte. 

Angesichts der Lebensleistung eini¬ 
ger seiner Preisvorgänger könnte sich 
Juan Manuel Santos nun ermutigt sehen, 
ab November nicht dem Töten, sondern 
den FARC ein Ende zu setzen. Er wür¬ 
de scheitern, aber es gäbe Tausende Tote 
mehr. 


Günter Pohl zum Nobelpreis für Santos 

Ein würdiger Preisträger 
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Vor 70 Jahren endete der Nürnberger 
Hauptkriegsverbrecherprozess 

Verurteilt wegen Verbrechen gegen den Frieden, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 


I n vielen Ländern wurde nach dem 
Sieg über den Faschismus 1945 die 
Forderung der Antihitlerkoalition 
und ihrer Verbündeten nach Bestrafung 
der Nazi- und Kriegsverbrecher verwirk¬ 
licht. ( Siehe dazu auch den Artikel von 
Tim Engels „ Ein Jahrhundertprozess “ in 
der UZ vom 7. und 13.11.2015 ) 

Bereits 1940 hatten die britischen, 
tschechischen, französischen und pol¬ 
nischen Regierungen offiziell Protest 
eingelegt gegen die Verbrechen, die von 
den deutschen Okkupanten während 
der Besetzung der Tschechoslowakei 
und Polens begangen wurden. In Lon¬ 
don wurde 1942 erstmals der Versuch 
unternommen, ein Programm zur Be¬ 
strafung der Kriegsverbrecher zu ent¬ 
wickeln (Erklärung von St. James). Im 
Oktober 1942 trat erstmals die gebildete 
„Kriegsverbrecherkommission der Ver¬ 
einigten Nationen zusammen. Im No¬ 
vember 1943 wurde anlässlich der Mos¬ 
kauer Konferenz die „Erklärung über 
deutsche Grausamkeiten im besetzten 
Europa“ veröffentlicht. 

Als sich der Krieg in Europa seinem 
Ende näherte, wurde die Frage des Um¬ 
gangs mit den Kriegsverbrechern eine 
der wichtigsten Aufgaben für den Frie¬ 
den (G. Müller-Ballin, „Die Nürnberger 
Prozesse “ Nürnberg 1995, S. 7). Auf der 
Londoner Konferenz, die am 26. Juni 
1945 eröffnet wurden, wurde durch die 
Vertreter der vier Alliierten - Großbri¬ 
tannien, Frankreich, UdSSR, USA - ein 
„Abkommen über die Verfolgung und 
Bestrafung der Hauptkriegsverbrecher 
der europäischen Achse“ sowie eine 
„Verfassung der Internationalen Militär¬ 
gerichte“ diskutiert und erarbeitet. Dem 
Abkommen, das nach kontroversen De¬ 
batten am 8. August 1945 beschlossen 
wurde, schlossen sich 19 weitere Staaten 
an. Berlin wurde als Dauersitz des Tribu¬ 
nals, Nürnberg als Verhandlungsort des 
ersten Prozesses ausgewählt, {ebenda) 
Dieser erste Prozess fand in Nürn¬ 
berg vom 20. November 1945 bis 1. Ok¬ 
tober 1946 vor dem eigens von den al¬ 
liierten Siegermächten eingerichteten 
Internationalen Militärgerichtshof statt. 
Er war der erste der dreizehn Nürnber¬ 
ger Prozesse und richtete sich gegen die 
Hauptkriegsverbrecher. Hitler, Goeb¬ 
bels, Himmler und andere Hauptkriegs¬ 
verbrecher hatten sich durch Selbstmord 
der Verantwortung entzogen. Erstmals 
in der Geschichte wurden in Nürnberg 
die für die Vorbereitung und Entfesse¬ 
lung eines Aggressionskrieges und un¬ 
fassbarer Verbrechen Hauptverantwort¬ 
lichen angeklagt und verurteilt. 


Am 20.11.1945 begann im Nürn¬ 
berger Justizpalast in der Fürther Stra¬ 
ße 110 im Saal 600 der Prozess gegen 
die Hauptkriegsverbrecher. Hauptver¬ 
antwortliche faschistische deutsche Po¬ 
litiker und Militärs standen vor Gericht: 
Göring, Hess, von Ribbentrop, Keitel, 
Kaltenbrunner, Rosenberg u.v.a. An¬ 
geklagt waren 24 Einzelpersonen sowie 
sechs Gruppen und Organisationen - 


das Reichskabinett, das Führerkorps der 
NSDAP, SS und SD, SA und Gestapo, 
Generalstab und Oberkommando der 
Wehrmacht. Robert Ley erhängte sich 
noch vor Prozessbeginn in seiner Zel¬ 
le. Gustav Krupp von Bohlen und Hai¬ 
bach, der „symbolisch“ für die deutsche 
Rüstungsindustrie angeklagt wurde, war 
„nicht verhandlungsfähig“. Ihm warf die 
Anklage vor: „dass er die Machtergrei¬ 
fung der Nazi-Verschwörer förderte und 
ihre Kontrolle über Deutschland stärk¬ 
te und festigte; er förderte die Vorbe¬ 
reitung für den Krieg. Er nahm teil an 
den militärischen und wirtschaftlichen 
Plänen und Vorbereitungen der Nazi- 
Verschwörer für Angriffskriege; er ge¬ 
nehmigte und leitete Kriegsverbrechen 


und Verbrechen gegen die Humanität, 
besonders Ausbeutung und Missbrauch 
von Menschen für Arbeit in der Füh¬ 
rung von Angriffskriegen, und nahm 
an diesen Verbrechen teil“, {zitiert nach 
ebenda, S. 16) Anträge der Anklagever¬ 
tretung, gegen ihn in Abwesenheit zu 
verhandeln oder an seine Stelle Sohn Al¬ 
fred zu setzen, wurden von den Richtern 
abgewiesen (siehe ebenda, S. 16). Mar¬ 


tin Bormann, Hitlers Privatsekretär, saß 
gleichfalls nicht auf der Anklagebank. 
Sein Verbleib galt als unbekannt. 

So wurde letztlich gegen 21 ehemals 
führende Vertreter des „1000-jährigen 
Reiches“ sowie die genannten Gruppen 
und Nazi-Organisationen verhandelt. 
Die Anklage lautete auf Verschwörung, 
Verbrechen gegen den Frieden, Kriegs¬ 
verbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit. Nach dem Verlesen der 
Anklageschrift erklärten sich alle 21 für 
„unschuldig“. 

Ankläger Robert H. Jackson (USA) 
verlas daraufhin die Eröffnungsrede der 
Anklage. Darin erklärte er unter ande¬ 
rem: „... Die Untaten, die wir zu verur¬ 
teilen und zu bestrafen suchen, waren so 


ausgeklügelt, so böse und von so verwüs¬ 
tender Wirkung, dass die menschliche 
Zivilisation es nicht dulden kann, sie un¬ 
beachtet zu lassen, sie würde sonst eine 
Wiederholung solchen Unheils nicht 
überleben. Als vier große Nationen, er¬ 
füllt von ihrem Siege und schmerzlich 
gepeinigt von dem geschehenen Un¬ 
recht, nicht Rache üben, sondern ihre 
gefangenen Feinde freiwillig dem Rich¬ 


terspruch des Gesetzes übergeben, ist ei¬ 
nes der bedeutsamsten Zugeständnisse, 
das die Macht jemals der Vernunft ein¬ 
geräumt hat.“ {Zitiert nach ebenda, S. 1 7) 

Das Gericht fällte nach 10 Verhand¬ 
lungsmonaten und umfangreicher Be¬ 
weisführung 12 Todesurteile, verhängte 
sieben Haftstrafen (drei mal lebensläng¬ 
lich - Rudolf Heß, Walter Funk sowie 
Erich Raeder -, vier Strafen zwischen 
10 und 20 Jahren) und entschied gegen 
die Stimme des sowjetischen Anklage¬ 
vertreters General Rudenko auf drei 
Freisprüche (Hjalmar Schacht, Franz 
von Papen sowie Hans Fritsche). 

Die Todesurteile wurden in den frü¬ 
hen Morgenstunden des 16. Oktober 
1946 vollstreckt. Hermann Göring ent¬ 


zog sich der Hinrichtung durch Selbst¬ 
mord. Die zu Haftstrafen verurteilten 
faschistischen Kriegsverbrecher wur¬ 
den in das unter Befehl der vier alliier¬ 
ten Mächte gestellte Gefängnis in Ber¬ 
lin-Spandau überführt. 

Raeder, Oberbefehlshaber der fa¬ 
schistischen Kriegsmarine, der 1920 
schon den Kapp-Putsch begrüßt hatte, 
wurde im September 1955 aus gesund¬ 
heitlichen Gründen aus der Haft entlas¬ 
sen. Als er 1960 starb, schrieb „Der Spie¬ 
gel“: „Er musste zwar auf die Festung, 
als Deutschland frei wurde, aber er wur¬ 
de begnadigt, als man die ersten Fisch¬ 
kutter für die Bundesmarine umrüste¬ 
te.“ Doch das Verteidigungsministerium 
erklärte - anders als bei anderen Nazi- 
und Kriegsverbrechern, die die Bundes¬ 
wehr aufbauten oder nach denen Kaser¬ 
nen benannt wurden -, der freigelassene 
Raeder sei nicht das Vorbild dieser Bun¬ 
desmarine. {„Der Spiegel“ 16.11.1960) 

Das sahen andere damals durchaus 
anders. 

Walter Funk, Reichswirtschaftsmi¬ 
nister und Reichsbankpräsident wäh¬ 
rend der Zeit des Faschismus, wur¬ 
de 1957 aus den gleichen Gründen 
aus der Haft entlassen. Im Dezember 
1958 verurteilte ihn die West-Berliner 
Spruchkammer zu einer Geldstrafe von 
10900 DM. Das Urteil sollte als symbo¬ 
lische „Wiedergutmachung“ für die von 
ihm unterstützte Verfolgung und Ermor¬ 
dung der europäischen Juden begriffen 
werden.Welch ein Hohn. 

Einige Monopolvertreter standen 
später noch im Flick-,sowie im IG-Far- 
ben- sowie im Krupp-Prozess vor Ge¬ 
richt. In diesen gab es nicht nur eine Rei¬ 
he von Freisprüchen, sondern nicht we¬ 
nige der Verurteilten wurden vorzeitig 
aus der Haft entlassen. Teilweise - wie 
der gerade zu sieben Jahren Haft verur¬ 
teilte Fritz ter Meer, Vorstandsmitglied 
der IG Farben und oberster Verantwort¬ 
licher der IG für Auschwitz - schon 1950 
oder früher. Im Krupp-Prozess wurden 
zwar härtere Urteile verhängt, jedoch 
erhielt Alfred Krupp von Bohlen und 
Haibach, dessen Vermögen (Urteilsver¬ 
kündung am 31. Juli 1948) zudem einge¬ 
zogen worden war, dieses 1951 wieder 
zurück. 

Die UNO bestätigte im Dezember 
1946 die Prinzipien des Nürnberger 
Prozesses als völkerrechtliche Grund¬ 
sätze. Nicht wenige der später zu Haft¬ 
strafen verurteilten Kriegsverbrecher 
machten aber in der Bundesrepublik 
Deutschland recht bald wieder Karri¬ 
ere. nh 



Acht der Angeklagten in Nürnberg während des Prozesses gegen die Hauptkriegsverbrecher 1945-1946 
(vordere Reihe, v.l.n.r.): Hermann Göring, Rudolf Heß, Joachim von Ribbentrop, Wilhelm Keitel 
(dahinter, v.l.n.r.): Karl Dönitz, Erich Raeder, Baldur von Schirach, Fritz Sauckel 


„Nachtrag“ zur „Einheitsfeier“ in Dresden 

Horst Schneider zur Auseinandersetzung um das Geschichtsbild in Sachsen nach der „Wende“ 


Vor 15 Jahren schrieb der Historiker 
Prof. Dr. Horst Schneider aus Dresden 
in der „ Geschichtskorrespondenz “ der 
Zeitschrift des Marxistischen Arbeitskrei¬ 
ses zur Geschichte der deutschen Arbei¬ 
terbewegung, unter anderem: 

„Am auffälligsten ist, dass und wie die 
Geschichte der Wettiner aufgewer¬ 
tet wird. August der Starke begegnet 
Dresdnern und Besuchern allenthal¬ 
ben. ,König’ Kurt (Biedenkopf) ließ 
sich die sächsische Königskrone vergol¬ 
det auf sein Amtsgebäude setzen und 
,opferte’ dafür eine halbe Million DM 
aus Steuergeldern. Publizisten haben 
mit den Wettinern und ihren Mätressen 
ein unerschöpfliches und profitables 
Thema. Auch im Alltag sind die Wetti¬ 
ner ,angekommen’. Elbdampfer, die vor 
1990 ,Ernst Thälmann 4 und ,Wilhelm 
Pieck 4 hießen, tragen nun Namen wie 
,August der Starke 4 und ,Gräfin Co¬ 
sel 4 . Kein Scherz: Am 1. Juli {des Jahres 
2000 - UZ) fand auf der Freilichtbühne 
im Großen Garten ein Strauß-Konzert - 
gesponsert von Opel, Bitburger und der 
,Sächsischen Zeitung’ - statt, bei dem an 


Stelle von,König’ Kurt ein kostümierter 
Reichsgraf von Cosel begrüßt wurden. 

Die Geschichte der traditionsreichen 
sächsischen Arbeiterbewegung und ih¬ 
rer Repräsentanten werden systematisch 
aus der Erinnerung gestrichen, wobei 
nicht zu übersehen ist, dass weder die 
SPD noch die PDS - von wenigen Aus¬ 
nahmen abgesehen - dieser Tendenz Wi¬ 
derstand entgegensetzen und die wert¬ 
vollen Erfahrungen der sächsischen 
Arbeiterbewegung bewusst nutzen. Ei¬ 
nen zentralen Platz bei der reaktionä¬ 
ren Umdeutung des Geschichtsbildes 
nimmt die ,Sächsische Zeitung’ ein, die 
zu diesem Behufe einen Nolte-Schüler 
eingestellt hat, der zuvor in Eggerts* In¬ 
nenministerium gearbeitet hatte. 

Ein wichtiges Kampffeld der Ausein¬ 
andersetzungen ist die Geschichte der 
Hitlerdiktatur und der DDR, wobei der 
Streit besondere Schärfe angenommen 
hat. Das Besondere beginnt bereits in 
der sächsischen Verfassung, in deren 
Präambel die umstrittene Totalitaris¬ 
mus-Doktrin zur Verfassungsnorm erho¬ 
ben wurde. Sachsen handeln,ausgehend 
von den leidvollen Erfahrungen natio¬ 


nalsozialistischer und kommunistischer 
Gewaltherrschaft’. Die historischen Tat¬ 
sachen scheinen es den Verfechtern der 
Totalitarismus-Doktrin leicht zu ma¬ 
chen, Gründe für ihre Thesen zu finden: 
In Dresden liegt das Landgericht, in dem 
vor und nach 1945 Urteile - auch Todes¬ 
urteile - verhängt wurden. Bautzen war 
(und ist) seit 100 Jahren Strafvollzugs¬ 
anstalt. In Torgau gab es die Kriegsge¬ 
richtsbarkeit der Nazis und die sowjeti¬ 
schen Speziallager Nummer 8 und Num¬ 
mer 10. 

Um den ,Diktaturenvergleich’ 
auch wissenschaftlich’ betreiben zu 
können, wurde in Dresden (...) das 
Institut zur Erforschung des Totali¬ 
tarismus geschaffen, das den Namen 
Hannah Arendt (meines Erachtens 
missbräuchlich) trägt. Der Leiter hat 
vorher in der Gauck-Behörde gearbei¬ 
tet. Die Liste der Veröffentlichungen 
des Instituts und die Vortragstätigkeit 
der Mitarbeiter zeigen, dass die Auto¬ 
ren ihre Hauptaufgabe darin sehen, die 
DDR ,delegitimieren’ zu helfen. (...) 

Den Tiefpunkt der Geschichtsklit¬ 
terung erreichten zwei Mitarbeiter 


des Instituts, als sie den bedauerlichen 
Herztod des ersten Nachkriegs-Minis- 
terpräsidenten Sachsens, Dr. Rudolf 
Friedrichs, in einen ,Giftmord’ um¬ 
fälschten, den der damalige Innen¬ 
minister Fischer begangen habe. An 
diesem Streit nahmen sogar Ärzte teil, 
die ihre Berufsehre gegen die Klitte- 
rer verteidigten. Das besonders Spek¬ 
takuläre an diesem Vorgang ist, dass 
diese ,Expertise’ des Totalitarismus- 
Instituts im Auftrag des Ministerpräsi¬ 
denten Kurt Biedenkopf und des (da¬ 
maligen) sächsischen SPD-Vorsitzen- 
den Karl-Heinz Kunckel erarbeitet 
und aus Steuergeldern hoch honoriert 
wurde. Dieses Buch hat auch deshalb 
Bedeutung, weil in ihm hoch geach¬ 
tete und integre Politiker der Nach¬ 
kriegsjahre wie Landtagspräsident 
und SED-(Ko-)Vorsitzender Otto 
Buchwitz in niederträchtiger Weise 
verleumdet werden. Die Gründe da¬ 
für liegen nicht auf wissenschaftli¬ 
chem Gebiet. Buchwitz und Friedrichs 
und ihre Mitstreiter beeinflussten da¬ 
mals nicht nur den Verlauf der säch¬ 
sischen Geschichte. Der Sozialdemo¬ 


krat Buchwitz war aus tiefster Über¬ 
zeugung ein leidenschaftlicher und 
unbeugsamer Verfechter der Arbei¬ 
tereinheit. Friedrichs hatte entschei¬ 
denden Anteil am Volksentscheid zur 
Enteignung der Kriegs- und Nazi Ver¬ 
brecher und an der Bodenreform. Fi¬ 
scher war Sprecher auf der Tagung 
der deutschen Ministerpräsidenten in 
München Mitte Juni 1947. 

Mehr als bedauerlich ist, dass An¬ 
griffe auf den demokratischen Cha¬ 
rakter des Volksentscheids und die 
Bodenreform auch von der PDS-Re- 
formerin Christine Ostrowski vorge¬ 
tragen worden sind, die von den Or¬ 
ganisatoren der Restitution als Schüt¬ 
zenhilfe gewertet wurde. (...)“ 

* Heinz Eggert (geboren in Rostock) 
war von 1991 bis 1995 Sächsischer 
Staatsminister des Innern und von 
1994 bis 2009 Mitglied des Sächsi¬ 
schen Landtags 

Der Text von Horst Schneider wur¬ 
de in der Geschichtskorrespondenz, 
Nr. 1/2001 veröffentlicht 
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Zolas schlimmster Streich 

Die Filmbiografie „Meine Zeit mit Cezanne“ verliert über Eifersüchteleien und 
Freundschaftsschwüren die Kunst aus den Augen 


Kultursplitter 


Kulturelle Vorbereitung 

Ein Satz von Antonio Gramsci: „Der 
Weg zum Sozialismus in einem entwi¬ 
ckelten westlichen Land ist nicht denk¬ 
bar ohne tiefgreifende kulturelle Vorbe¬ 
reitung.“ Schaut man sich die Aktivitäten 
der linken Kräfte an, so ist davon wenig 
zu spüren. Wenn Veranstaltungen im 
Programmtext die Formulierung haben 
„kulturelle Begleitung“ oder „kulturelles 
Rahmenprogramm“, dann hat dies den 
Geschmack von Beiwerk oder Gedöns. 

Warum ellenlange Referate und Re¬ 
den und nicht Kurzülme, so z.B. vom 
Ende Oktober beginnenden Leipziger 
Dok-Festival, warum lesen nicht Schrift¬ 
steller oder Dichter oder treten Schau¬ 
spielerinnen auf? 

Solange politische Arbeit reduziert 
ist auf die Nachahmung bürgerlicher Po- 
litikweise und nicht zu eigenständigen, 
dem sozialistischen Verständnis von Weg 
und Ziel entsprechenden Formen und 
Ausgestaltungen kommt, bleibt es beim 
schmückenden Rahmen. 

Über den Gräben 

In den 1960er Jahren erschienen im Rüt- 
ten & Loening Verlag in der DDR die 
drei Bände „Tagebuch der Kriegsjahre 
1914-1919“ von Romain Rolland. Dank 
gebührt dem Verlag C.H.Beck München 
für eine kleine Zusammenstellung von 
rund 170 Seiten aus diesem natürlich ver¬ 
griffenen Werk unter dem Titel „Über 
den Gräben“. 

Rolland, französischer Schriftsteller 
mit großer Beachtung und Wertschät¬ 
zung seiner Zeit, verbrachte die Jahre des 
1. Weltkrieges im Exil in der Schweiz und 
arbeitete als Freiwilliger beim Internati¬ 
onalen Roten Kreuz in der Kriegsgefan¬ 
genen-Auskunftsstehe. Neben der Wie¬ 
dergabe erschütternder Briefstehen von 
Soldaten aus vielen Ländern, von Frauen 
und Müttern, die keine Nachrichten über 
den Verbleib ihrer Lieben hatten, reflek¬ 
tiert Rolland durch Lektüre der europä¬ 
ischen Zeitungen und Korrespondenz 
und Gespräche mit Schriftstellerkollegen 
das von ihm so genannte „große Morden 
der Völker Europas“. 

Mit Empathie schreibt er über Lenins 
Reise nach Russland im Frühjahr 1917, 
zitiert aus dem Abschiedsbrief Lenins 
an die Schweizer Arbeiter „es lebe die 
beginnende proletarische Revolution in 
Europa“ und schreibt dann selbst: „Die¬ 
se Worte Lenins sind der erste Kampf¬ 
ruf der Weltrevolution, die wir in der von 
Fieber und Krieg ausgezehrten Mensch¬ 
heit schlummern fühlen.“ 

Ständig war Rolland bemüht, die eu¬ 
ropäischen Intellektuellen und Künstler 
zu gemeinsamem Handeln aufzurufen, 
bitter enttäuscht stellte er fest, bei zu vie¬ 
len sei neben besoffenem Hurrapatrio¬ 
tismus nationalistisches und chauvinisti¬ 
sches Auftreten zu vermerken. Selbst die 
Meldung über den Nobelpreis für Lite¬ 
ratur für 1915 an ihn führte neben ver¬ 
einzelten Glückwünschen zu einer Reihe 
abfälliger Kommentare. 

Dies heute lesen, führt zu der Frage: 
Was hört man denn heute von den euro¬ 
päischen Intellektuellen und Künstlern 
zum großen Morden in Afghanistan, 
dem Irak, Syrien, Palästina, der Ukraine, 
in Afrika usw.? Was hört oder liest man 
zur gewollten Verelendung in den südli¬ 
chen Ländern Europas, zum Umgang mit 
denen, die vor Krieg und Zerstörung flie¬ 
hen? Nichts oder nur sehr wenig, und das 
auch nur von Wenigen. Das PEN-Zen- 
trum Deutschland will nicht, Otto Köh¬ 
ler kann mit bitterem Stolz sagen, dass er 
eine einsame Stimme dort ist. 

Wen könnten die Veranstalter der 
großen Kundgebungen gegen TTIP und 
CETA im September oder jetzt bei der 
Friedensdemonstration in Berlin auch 
einladen? Die meisten sind mit ihren 
Innerlichkeiten, Reminiszenzen an ihre 
Kindheit und Jugend, mit Fluchten in 
das „Seelenleben der Bäume“ oder mit 
gruseligem Geschwafel über den Isla¬ 
mismus beschäftigt. Romain Rolland 
blieb standhaft, er fuhr mehrere Male in 
die Sowjetunion, er organisierte Treffen 
und Aufrufe gegen den Faschismus und 
die neue Kriegsgefahr in Europa, er war 
trotz Krankheit und hohen Alters Mit¬ 
organisator des Pariser Kongresses zur 
Verteidigung der Kultur in Europa 1935, 
zusammen mit Ehrenburg, Malraux und 
Gide. Herbert Becker 


„Meine Zeit mit Cezanne“ versucht 
sich als Biopic gleich zweier großer 
französischer Künstler. Den Maler 
Paul Cezanne und den Schriftsteller 
Emile Zola verbindet seit Kinderta¬ 
gen eine innige Freundschaft, die im 
Zentrum des Films steht. 

Daniele Thompson, ver¬ 
antwortlich für Regie und 
Drehbuch, macht den 
Konflikt um Zolas Roman 
„LCEuvre“ zum Zentrum 
des Films. Von der Ausei¬ 
nandersetzung der beiden 
um Zolas Darstellung ei¬ 
nes scheiternden Künst¬ 
lers, in dem sich Cezanne 
wiederzuerkennen glaubt, 
wird die Geschichte ihrer 
Freundschaft erzählt. Lei¬ 
der beschränkt sich der 
Film weitgehend auf die 
emotionalen Aspekte wie 
Eifersucht auf den Erfolg 
und den Kampf um eine 
Frau, verliert sich manch¬ 
mal in kitschigen Gefühls¬ 
ausbrüchen und erwähnt 
zu beiläufig die großen 
Ereignisse dieser Lebens¬ 
geschichten. Die revoluti¬ 
onäre Erneuerung in der 
Malerei durch die Impres¬ 
sionisten sowie der Krieg 
von 1870/71 oder Zolas mutiges Han¬ 
deln in der Dreyfus-Affäre und seine 
anschließende Zeit im Exil werden 
nicht bis kaum behandelt. 

Schwerer noch wiegt jedoch, dass 
das eigentliche Anliegen der Künstler 
unklar bleibt. Der Film geht so weit, 


Wie von der Hamburger Krimi-Auto¬ 
rin Doris Gercke nicht anders zu er¬ 
warten, platziert sie auch die Hand¬ 
lung ihres neuen Buchs mitten hinein 
in die neuralgischen Punkte, in die po¬ 
litischen Geschwüre unserer Zeit. 

Gegen Ende des fieberhaften Je- 
der-gegen-Jeden liegen zwei in Plas¬ 
tik verschnürte Leichen im Gebüsch 
des Hydro-Parks. Mainstream-Me¬ 
dien wissen zu berichten, dass wohl 
auch diesen „unerhört grausamen 
Anschlag“ der russische Geheim¬ 
dienst auf dem Gewissen hat. Jedoch 
auch von anderen Leichen und von 
Agenten wimmelt es nur so in der uk¬ 
rainischen Hauptstadt. Zwei davon 
kennen Gercke-Fans bereits aus den 
beiden Bänden „Milenas Verlangen“ 
und „Beringers Auftrag“, 2002 bzw. 
2003 unter Gerckes Pseudonym Ma- 
rie-Jo Morell veröffentlicht. 

Nach mehr als zehn Jahren hat 
der österreichische Haymon-Verlag 
alle drei Bücher neu herausgebracht. 
Nun führt die Schöpferin der „Bella- 
Block“-Krimis die beiden früheren 
Protagonisten wieder zusammen, ins 
gewaltgeschüttelte Kiew. Dort sol¬ 
len sie - jeder für sich - irgendwie die 
„deutschen Interessen“ wahren. 

Milena, jetzt Eva Kohäcs, residiert 
als Chefin in einem stark frequentierten 
Edelbordell, quasi der BND-Zentrale. 
Dessen Personal muss als Zweitqualifi¬ 
kation vor allem sehr offene Ohren für 
die prominenten Kunden haben. 

Beringer operiert von einem Ho¬ 
tel aus, in dem rein zufällig auch ein 
„Humanitärer“ namens Bill wohnt, 
Leiter eines Heims für Waisenkinder. 
In der US-Botschaft geht er aus und 
ein. Ansonsten geben sich dort außer 
Agenten des CIA und befreundeter 
Dienste finstere Schlägertypen vom 
„Rechten Sektor“ und diverse mehr 
oder weniger obskure Politiker wie 
„der Boxer“ und „das Kaninchen“ die 
Klinke in die Hand. Darunter mischt 
sich die Schar wohlfeiler Journalisten 
und Schriftsteller mit ihrem „Freedom- 
and-democracy“-Gedöns, gesponsert 


Zola den Satz „Ein Roman ist nicht 
die Wahrheit“ in den Mund zu legen. 
Geschieht dies auch im Zuge seiner 
Verteidigung von Fiktionalität, wirkt 
diese Darstellung eines Schriftstel¬ 
lers, dem die „verite“ oberstes Ziel 


war, reichlich misslungen. Der Begriff 
„Naturalismus“ wird übrigens gar nicht 
erst erwähnt. Auch Cezannes künstle¬ 
rische Ziele werden kaum verhandelt. 
Guillaume Gallienne spielt überzeu¬ 
gend einen zerrissenen und choleri¬ 
schen Charakter; leider zeigt der Film 


von internationalen Stiftungen. Auch 
der charmante Bill bezieht sein Ge¬ 
halt von solch einem Geldgeber. Ab¬ 
gesehen von Kurt, einem ekligen Deut¬ 
schen, hat er kaum Freunde. 

Was Milena/Eva mit ihm verbin¬ 
det, kann Beringer nicht gefallen. Der 
einstige Star-Ermittler hat den Kie- 
wer Auftrag vor allem ihretwegen an¬ 
genommen. Die gemeinsame Vergan¬ 
genheit mit ihr und Ziehsohn Ronny, 
dem Edward-Snowden-Verehrer, lässt 
ihn nicht los. 

Leider ist die wildmähnige Schöne 
nicht mehr dieselbe - eine gescheiterte 
Suchende wie viele von Gerckes Figu¬ 
ren, zerrissen von Begierden und Irr¬ 
wegen, sich selbst entfremdet. Umso 
praktischer für den Geheimdienst. In¬ 
folge der gesteigerten Weltmachtambi¬ 
tionen der BRD muss das Personal an 
den globalen Krisen-Hotspots aufge¬ 
stockt werden. Amtshilfe leistet dabei 
das BKA. Trotzdem fehlt es erkenn¬ 
bar an geeigneten Bewerbern, ganz zu 
schweigen von Kompetenz und klaren 
Vorgaben. Obendrein traut keiner dem 
anderen über den Weg. Wie es sich für 
einen anständigen Agenten-Thriller ja 
auch gehört. 

Zu zackig ist das Auftreten der 
BKA-Frau Klein, alias Dr. Kurz, was 
ihr trotz Respekt heischendem blauen 
Schlapphut nicht gut bekommt. An¬ 
gewidert von den Wiesbadener Un- 
appetitlichkeiten rund um den Unter¬ 
suchungsausschuss zum Nazi-Terror- 
NSU, erhofft sie sich Karrierechancen 
im neuen Einsatzgebiet. Sie soll dieser 
Eva Kohäcs auf den Zahn fühlen: Ist 
die etwa insgeheim für den russischen 
Geheimdienst unterwegs? 

Versteht sich, dass dieser keines¬ 
wegs untätig ist. Welche Rolle spielt da 
Wadim, ein enger Freund Beringers aus 
alten Kaliningrader Zeiten? Ein Mys¬ 
terium umgibt diesen Kriminalisten mit 
echtem Berufsethos. Und welche Be- 
wandnis hat es mit der Hilfsbereitschaft 
einiger russischsprachiger Zufallsbe¬ 
gegnungen wie dem alten Einsiedler 
im Kiewer Bahnhof? 


wenig Einblicke in die Schaffenspha¬ 
sen seiner Malerei und lässt den Maler 
sein Dilemma nicht benennen. So wird 
dem Mythos des genialen Künstlers, 
der aus reiner Intuition Meisterwerke 
schafft, Nahrung gegeben. Lediglich 


während der sehr schönen Aufnah¬ 
men der provenzalischen Landschaft 
wird sein Ringen um Form und Farbe 
angedeutet. Wirklich Unrecht erfährt 
Cezanne in seiner Darstellung als ein 
der Malerei Verfallener, der von seiner 
Frau angefleht wird, sich nicht im Wahn 


Irgendwelche Aufrechte muss es 
doch geben in diesem Morast, die ernst¬ 
haft eingreifen und künftige Untaten 
verhindern wollen! Andeutungen ver¬ 
dichten sich, dass eine besonders un¬ 
erhörte Grausamkeit ausgeheckt wird. 
Doch von wem und wo? 

Seit dem Scharfschützenangriff 
auf den Maidan sind freilich Anschlä¬ 
ge an der Tagesordnung: Schüsse auf 
Passanten aus vorbeifahrenden Autos 
oder Morde rivalisierender Vasallen 
der jeweiligen Oligarchen. Menschen 
verschwinden, insbesondere lästige 
Zeugen, politische Gegner oder de¬ 
monstrierende Mütter, die sich der 
Zwangsrekrutierung ihrer Söhne ent¬ 
gegenstellen. 

Doris Gercke zeigt uns auch das 
„andere“ Kiew: eine moderne europä¬ 
ische Metropole - mit Verliebten und 
Bettelarmen, mit Familien und Kriegs¬ 
veteranen. Die streben am Wochenen¬ 
de ins Freie, um sich nahe der „Tochter 
Breshnews“ auf der Wiese gemütlich 
auszubreiten. 

Sie wie auch andere Arglose gera¬ 
ten unweigerlich zwischen die Fron¬ 
ten. Alle kann es treffen, auch die, 
bei denen es besonders wehtut: die 
Kinder. Niemand warnt die blondbe¬ 
zopften Mädchen bei ihrem Folklore- 
Auftritt zu Ehren des „Kaninchens“, 
des Polit-Aufsteigers. Die schwülsti¬ 
ge Heimatkulisse aus Strohballen und 
Kornblumen, kitschig „wie in einem 
historischen Kostümfilm“ zerreißt der 
Schrecken. Während von fern überle¬ 
bensgroß die Monumente von „Mutter 
Heimat“ und Babyn Jar ihre Schatten 
in die Stadt werfen - Menetekel des 
Großen Vaterländischen Krieges. 

Doris Gercke fügt die kapitelwei¬ 
sen Berichte ihrer Protagonisten aus 
Kaliningrad, Kiew und Wiesbaden, aus 
Moskau und Hamburg zu einer wir¬ 
belnden Gleichzeitigkeit zusammen. 
Die Autorin kennt diese Städte und 
ihre Menschen, mit ihren Wünschen 
und Illusionen, ihrer Gier nach Geld 
und Aufstieg, ihren Selbstzweifeln und 
ihrer Selbstüberschätzung. 


zu verlieren. Diese Szene entspricht bis 
ins Detail dem Verhalten des Malers 
Claude Lantier in „LCEuvre“ und über¬ 
trifft damit Zolas falsche Darstellung. 

Gemessen an der Masse der Ereig¬ 
nisse und Persönlichkeiten, die teils 
sehr gehetzt erwähnt wer¬ 
den, hätte eine lineare Er¬ 
zählstruktur gutgetan. Die 
unausgewogene Gewich¬ 
tung von privaten Kon¬ 
flikten und historischen 
Ereignissen stiftet Verwir¬ 
rung und verwehrt einen 
Einblick in die Entstehung 
der Romane und Gemälde. 
Auch ist die Auseinander¬ 
setzung um „LCEuvre“, die 
so wahrscheinlich nie statt¬ 
gefunden hat, viel zu lang 
und zu arm an Erkenntnis¬ 
sen. Trotz dieser den rea¬ 
len Ereignissen zugefügten 
Aussprache der Freunde, 
endet ihre Beziehung in 
Verbitterung. Zola bezeich¬ 
net Cezanne als gescheiter¬ 
tes Genie. 

Der Film ist der Ver¬ 
such, zwei Künstler zu wür¬ 
digen, die auf ihrem Gebiet 
neue Wege gegangen sind. 
Man kann ihn zum Anlass 
nehmen, die „Rougon- 
Macquart“ zu lesen oder die Anfänge 
der abstrakten Malerei im Museum zu 
bewundern. Eine wirkliche Vorstellung 
der künstlerischen Leistung bringt der 
Film trotz guter schauspielerischer 
Darstellung und schöner Bilder nicht. 
Das ist schade. Sophie Zeise 


Gerckes besondere Zuwendung 
als Autorin gilt Milena/Eva, der einzi¬ 
gen Ich-Erzählerin im Buch. Kann es 
für diese abgebrühte, nach wie vor le¬ 
benshungrige Frau einen Neuanfang 
geben? Wäre nicht auch Beringer, der 
selbst ernannte Romantiker, bereit aus¬ 
zusteigen? 

Doris Gercke, verschmitzte Meiste¬ 
rin des Understatements, zeichnet ihre 
Figuren lapidar und treffend, gewürzt 
mit einer saftigen Prise weiblicher Bos¬ 
haftigkeit. Dabei scheut sie auch nicht 
vor dem einen oder anderen Kalauer 
zurück, als augenzwinkernden Tribut 
ans Agententhriller-Genre. 

In ihrem vielschichtigen Werk ver¬ 
knüpft sie mit kühler Hand Handlungs¬ 
stränge und jede Menge Anspielungen, 
nicht zuletzt literarischer Art. Da ge¬ 
ben sich Brecht und Marcel Proust, 
Tschechow und der in Kiew gebürtige 
Michail Bulgakow die Ehre und viele 
andere. 

Ein packender Thriller - und viel 
mehr als das. 

Eva Petermann 
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Erfolg für „Gießener Echo“ 

Faschist darf als Faschist bezeichnet werden 


Mit Genugtuung hat der Kreisvor¬ 
stand der DKP Gießen die Einstellung 
des Ermittlungsverfahrens gegen Erika 
Beltz „wegen des Verdachts der Belei¬ 
digung zum Nachteil von Herrn Hilmar 
Jordan“ zur Kenntnis genommen. Eri¬ 
ka Beltz, Mitglied des Kreisvorstands 
und inhaltlich Verantwortliche für die 
DKP-Zeitung „Gießener Echo“ hatte 
im April dieses Jahres in einem Artikel 
festgestellt, dass mit dem AfD-Stadtver- 
ordneten Jordan erstmals ein Faschist 
im Gießener Stadtparlament sitzt, der, 
so wörtlich „seine Hauptaufgabe darin 
sieht, die Nazi-Verbrecher des „Greif¬ 
geschwaders 55“, das Städte wie War¬ 
schau und Coventry in Grund und Bo¬ 
den bombte, in Ehren zu halten. 

Darin konnte die Staatsanwaltschaft 
keinen Anlass zur Klageerhebung fest¬ 
stellen und stellte das Verfahren nach 
§ 170 Abs. 2 Strafprozessordnung ein. 


Ob die Entscheidung der Staatsan¬ 
waltschaft nun bedeutet, dass der Be¬ 
griff „Faschist“ keine Beleidigung dar¬ 
stellt oder ob nur Jordan als Faschist 
bezeichnet werden darf, geht daraus 
nicht hervor. 

Erika Beltz meinte hierzu, dass sie 
zwar mit diesem Ergebnis gerechnet 
habe, aber auch einen Prozess gegen 
Herrn Jordan keinesfalls gescheut und 
gerne auch vor Gericht ihre Überzeu¬ 
gung vorgetragen und belegt hätte. 

Der Verlauf des letzten parlamenta¬ 
rischen Abends, den Jordan dazu miss¬ 
braucht habe, für seine faschistischen 
Gedenkrituale zu werben, habe die im 
Gießener Echo geäußerte Feststellung 
bekräftigt und dürfte auch bei anderen 
Stadtverordneten keine Zweifel mehr 
über seine Gesinnung aufkommen las¬ 
sen. 

DKP Gießen 


Defizit auf Rekordniveau 

Verschuldung der Kommunen legt weiter zu 


Die deutschen Kommunen schlossen 
das erste Halbjahr 2016 mit einem De¬ 
fizit von knapp drei Milliarden Euro ab, 
teilte das Statistische Bundesamt (De- 
statis) mit. Gegenüber dem Vorjahr war 
das eine Milliarde Euro mehr. Beson¬ 
ders schlecht steht es um die Finanzen 
der Kommunen in Nordrhein-Westfa¬ 
len: Im Vergleich zum ersten Halbjahr 
2015 stieg das Defizit um 372 Millionen 
Euro auf 1,2 Milliarden Euro. 

Nach Einschätzung von „Der Neue 
Kämmerer“ liegt der wesentliche 
Grund für das im Vorjahresvergleich 
höhere Defizit im Anstieg der Sozial¬ 
ausgaben. „So gaben die Kommunen 


im ersten Halbjahr 2015 für soziale 
Leistungen 26,3 Milliarden Euro aus, 
im ersten Halbjahr 2016 dagegen 29,6 
Milliarden Euro.“ 

Bei den Einnahmen der Kommu¬ 
nen gab es durchaus positive Entwick¬ 
lungen, die allerdings nicht ausreichten, 
um die Mehrausgaben auszugleichen. 
Die Schlüsselzuweisungen durch die 
Länder stiegen um 1,4 Milliarden Euro 
auf 18,4 Milliarden Euro, die Gewerbe¬ 
steuereinnahmen stiegen um 1,2 Mil¬ 
liarden Euro auf 20,7 Milliarden. Die 
Verschuldung der Kommunen legte im 
ersten Halbjahr 2016 um 1,4 Milliarden 
Euro zu. Gerd Ziegler 


Faule Eier zum 70. Geburtstag 

NRW-Landtag beschloss „umfassende Reform“ 


Um die Landesverfassung an die ver¬ 
änderten Erwartungen des Kapitals 
anpassen zu können, bedarf es einer 
„Super-Koalition“, denn für eine sol¬ 
che Gesetzesänderung ist eine Zwei¬ 
drittelmehrheit notwendig. Geändert 
hat sich viel seit dem Inkrafttreten der 
NRW-Verfassung am 10. Juli 1950. Kein 
Problem: Die Super-Koalitionäre von 
SPD, CDU, Grünen und FDP stimm¬ 
ten dem neuen Gesetzeswerk überein¬ 
stimmend zu. Kein Wunder, denn eine 
interfraktionelle Verfassungskommissi¬ 
on aus diesen Parteien hatte zwei Jahre 
lang ganze Vorarbeit geleistet. Über die 
„reformierte“ Landesverfassung durfte 
das Wahlvolk nicht abstimmen. 

Neben einigen Spielregeln, die die 
Arbeit im Parlament effektiver machen 
sollen, wurde die Verbindung zwischen 
Legislative (Parlament) und Judikative 
(Richter) etwas enger geschnürt: Die 
„passenden“ Verfassungsrichter sollen 
in Zukunft durch den Landtag gewählt 
werden. Die „Gewaltenteilung“ zwi¬ 
schen Legislative und Judikative kann 
dadurch etwas geschmeidiger gestaltet 
werden. Manche Richter erkennt man 
am Parteibuch. Andererseits darf das 
Wahlvolk nun nicht mehr mitspielen, 
wenn ein vom Parlament abgelehnter 
Gesetzentwurf durch einen Volksent¬ 
scheid doch noch durchgesetzt werden 
könnte (Artikel 68 Absatz 3). 


Auf die Bremse wurde auch an an¬ 
derer Stelle getreten: Die CDU sperrte 
sich gegen die Absenkung des Wahlal¬ 
ters auf 16 Jahre und ein Kommunal¬ 
wahlrecht für Nicht-EU-Ausländer. Es 
gibt auch kein niedrigeres Quorum für 
Volksbegehren. 

Eine Sperrklausel mit einer 2,5-Pro- 
zent-Hürde für die Kommunalwahlen 
hatte der Landtag bereits in diesem 
Sommer am 10. Juni mit den Stimmen 
von SPD, CDU und Grünen beschlos¬ 
sen. Diese Einengung wurde durch die 
Zweidrittelmehrheit sogar in der Lan¬ 
desverfassung verankert. Vor 1999 gab 
es eine 5-Prozent-Hürde. Sie wurde am 
6. Juli 1999 vom Landesverfassungsge¬ 
richt in Münster gekippt. Danach gab 
es fünf Kommunalwahlen ohne Sperr¬ 
klausel, so dass auch kleinere Parteien 
ins Rathaus einzogen. Das fanden SPD, 
CDU und Grüne hinderlich und ihre 
Arbeit „im hohen Maße gefährdet.“ 

Es geht auch anders: Nahezu zeit¬ 
gleich feierte der Landtag den 70. Ge¬ 
burtstag des Bundeslandes mit 450 
geladenen Gästen im Plenarsaal. Der 
Festredner, Bundestagspräsident Nor¬ 
bert Lammert, betonte die große Linie: 
NRW müsse „lernfähig sein, aber es 
dürfe nicht wankelmütig sein.“ Minis¬ 
terpräsidentin Hannelore Kraft (SPD) 
wünschte „Gottes Segen“. 

Uwe Koopmann 


Flächennutzungsplan 

beschlossen 

Bürgerinitiativen werden in Heidenheim nicht respektiert 


Der „Flächennutzungsplan“ wurde vom 
Gemeinderat in Heidenheim nach acht 
Jahren lebhafter Diskussionen und Ein¬ 
wände der Bürgerinnen und Bürger ge¬ 
gen die Stimmen der Grünen und der 
DKP beschlossen. Bürgerinnen und 
Bürger haben mit hunderten Unter¬ 
schriften gegen Bebauungspläne, die 
ihrer Meinung nach zur Zerstörung der 
Umwelt führen, protestiert. 

Ohne Diskussion aber ging die Ver¬ 
abschiedung des Planes auch diesmal 


nicht über die Bühne. Den sich weh¬ 
renden Bürgerinnen und Bürgern warf 
man „Einzelinteressen“ vor, es seien 
keine „Allgemeininteressen“. DKP- 
Stadtrat Reinhard Püschel entgegnete, 
dass Stadträtinnen und Stadträte von 
der Bevölkerung gewählt wurden und 
dass diese sehr wohl selber entscheiden 
können, ob einem Antrag zugestimmt 
oder ob er abgelehnt wird. 

Aus „Blickpunkt“, Zeitung der DKP Heidenheim, 
September 2016 


Keine Mehrheit für die 
Hans-Günther-Sohl-Straße 


Düsseldorfer Stadtbezirk fordert Umbenennung 



Die DKP setzte sich „außerparlamentarisch“ dafür ein, dass die „Hans-Günther-Sohl-Straße“ umbenannt werden soll. 


Ein knappes Jahr betrug die Zeit¬ 
spanne zwischen einer DKP-Aktion 
auf der Straße und einem nachfolgen¬ 
den Beschluss im Rathaus des Düs¬ 
seldorfer Stadtbezirks 2: Die Hans- 
Günther-Sohl-Straße soll umbenannt 
werden. Akteur im Rathaus: Ben Klar 
(Linke). 

Die Straße war 1991 - anscheinend 
ohne Bedenken - nach Sohl benannt 
worden. Offensichtlich war ausgeblen¬ 
det worden, dass der Industriemagnat 
von 1933 bis 1945 Mitglied der NSDAP 
und Wehrwirtschaftsführer war. Genau 
darauf wies die DKP hin, indem sie an 
das Straßenschild ein aufklärendes Zu¬ 
satzschild mit diesen Informationen 
montierte. 

Dr. Bastian Fleermann und Dr. Pe¬ 
ter Henkel von der Mahn- und Ge¬ 


denkstätte bestätigten in einem Gut¬ 
achten die Vorbehalte, die auch die 
DKP geäußert hatte. Neben der Sohl- 
Biografie lieferte der Standort der 
Straße eine weitere Begründung: Sie 
beherbergt in der Hausnummer 1 die 
ThyssenKrupp Information Services 
GmbH. In unmittelbarer Nähe befand 
sich das KZ-Außenlager „Berta“, das 
dem KZ Buchenwald zugeordnet war. 
Sohl war für den Einsatz der Zwangs¬ 
arbeiter verantwortlich bei den Verei¬ 
nigten Stahlwerken, einem „Kind“ der 
Thyssen-Gruppe. 

Die Umbenennung wurde im Stadt¬ 
bezirksrathaus kontrovers diskutiert 
und im Ergebnis stimmte die CDU da¬ 
gegen, den Namen zu entziehen. Unter 
anderem führte sie an, dass ein großes 
Ärztehaus Nachteile erleiden könnte, 


wenn ihm die Adresse weggenommen 
werde. Außerdem sei dem Wirtschafts¬ 
führer das Bundesverdienstkreuz ver¬ 
liehen worden. 

Mit ihrem Beharren auf Sohl mit 
seiner NS-Vergangenheit stellte sich 
die CDU zugleich gegen einen alterna¬ 
tiven Vorschlag: Ben Klar hatte Luise 
Rainer vorgeschlagen. Rainer war eine 
Düsseldorfer Schauspielerin jüdischer 
Herkunft, die 1935 in die USA ging und 
zweimal mit dem Oskar ausgezeichnet 
wurde. 

Nun muss der Rat der Stadt Düs¬ 
seldorf dem Anliegen noch zustimmen. 
Es wird sich zeigen, wem die CDU und 
andere ihre Stimmen geben. Dem ehe¬ 
maligen NSDAP-Mitglied oder der jü¬ 
dischen Schauspielerin. 

Uwe Koopmann 


Klagen gegen 

Grundsteuererhöhung abgewiesen 

Bürger aus Mörfelden-Walldorf waren vor Gericht gezogen 


Bürger aus Mörfelden-Walldorf, die 
gegen die (mehrfache) Erhöhung der 
Grundsteuer B geklagt hatten, beka¬ 
men dieser Tage Post vom Verwal¬ 
tungsgericht. Darin werden sie infor¬ 
miert, dass die beiden Klagen, die als 
Musterverfahren ausgesucht worden 
waren, abgewiesen wurden. Die Klä¬ 
ger haben die Kosten zu tragen. 

Dazu steht im Begleitbrief ein An¬ 
gebot: Wer seine Klage zurücknimmt, 
bekommt ein bisschen Geld zurück 
(etwa ein Drittel der vorausbezahlten 
Gerichtskosten). Die Abweisung wird 
mit juristischen Ausführungen begrün¬ 
det, die 17 Seiten lang sind. Papier ist 
geduldig und für jedes Gesetz gibt es 
irgendeinen schlauen Text, mit dem 
man seinen Inhalt ins Gegenteil ver¬ 
kehren kann. Es finden sich Sätze, die 
zeigen, wohin die Reise geht: 

„Eine gesetzliche Höchstgrenze 
für die Grundsteuer gibt es nicht; der 
hessische Landesgesetzgeber hat von 
der ihm in § 26 GrStG insoweit einge¬ 
räumten Ermächtigung bis dato kei¬ 
nen Gebrauch gemacht.“ Zu deutsch: 
„Seid froh, dass ihr nicht noch mehr 
abgezockt werdet.“ 

Schön auch der Satz: „Die Überwa¬ 
chung der Einhaltung der Haushalts¬ 
grundsätze ist nicht Sache der Ge¬ 
meindebürger, sondern allenfalls der 


kommunalen Aufsichtsbehörde.“ Zu 
deutsch: Das Volk hat nichts zu mel¬ 
den, auch wenn in den Verfassungen 
etwas anderes steht. 

Oder: „Eine erdrosselnde Wirkung 
einer Steuer ist erst dann anzunehmen, 
wenn nicht nur ein einzelner Steuer¬ 
pflichtiger, sondern die Steuerpflich¬ 
tigen ganz allgemein unter normalen 
Umständen die Steuer nicht mehr 
aufbringen können.“ Zu deutsch: Erst 
wenn sämtliche Steuerpflichtigen ban¬ 
krott gehen, kann das Gericht etwas 
dagegen unternehmen. Trifft es aber 
nur ein paar hundert, dann „kammer 
nix mache.“ 

Der Trick hierbei: Die Behauptung 
wird nicht mit einem Gesetz begrün¬ 
det, sondern mit einem anderen Urteil 
des hessischen Verwaltungsgerichtsho¬ 
fes und einem Gesetzeskommentar. 
Das Gericht nimmt also seine eige¬ 
ne Meinung (und die einiger privater 
Gesetz-Erklärer) als Grundlage seines 
Urteils. Das Gesetz selbst bleibt au¬ 
ßen vor. Und so geht es munter durch 
sämtliche 17 Seiten. 

Zwischen den Zeilen des Urteils 
und seiner Begründung ist deutlich zu 
lesen: Wo kämen wir denn hin, wenn 
ein Gericht den Städten und Gemein¬ 
den Grenzen für das Abkassieren ihrer 
Einwohner setzen würde? Das aber ist 


keine Verwaltungsgerichtsbarkeit - 
das ist politische Justiz. 

Kurt Tucholsky schrieb 1930: „Ich 
habe ja nichts gegen die Klassenjustiz. 
Mir gefällt nur die Klasse nicht, die sie 
macht. Und daß sie noch so tut, als sei 
das Zeug Gerechtigkeit - das ist hart 
und bekämpfenswert.“ Dem haben wir 
nichts hinzuzufügen. 

Den verbliebenen Klägern emp¬ 
fehlen wir, das Angebot des Gerich¬ 
tes - auch wenn es unsittlich ist - an¬ 
zunehmen, ihre Klagen zurückzuzie¬ 
hen und sich das Restgeld auszahlen 
zu lassen. 

Eine Niederlage ist das nicht. 

Im Gegenteil: 

Die Widersprüche und die Klage¬ 
bereitschaft vieler Einwohner haben 
den politisch Verantwortlichen vor 
Augen geführt, dass weitere Steuer- 
und Gebührenerhöhungen wegen des 
zu erwartenden Widerstands nicht 
durchsetzbar sind. 

Der Verwirklichung des Wahl¬ 
versprechens der Freien Wähler, die 
Grundsteuer wieder zu senken, sehen 
wir mit Spannung entgegen. 

Und die Lehre, die das Gericht 
über das Wesen dieses Staates erteilt 
hat, war ihr Geld wert. 

Wir haben verstanden! 

Gerd Schulmeyer 
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Normalstation 

versus 

Komfortstation 

Eine Reportage über das Zwei-Klassen- 
System der Krankenversicherungen 

Roxy hat sich mit zwei Jugendlichen über ihre Erfahrungen im Kran¬ 
kenhaus unterhalten. Einer war als Patient dort, der andere arbeitet auf 
Station. Wie unterschiedlich ist die Behandlung je nach Versicherungs¬ 
status? 


Meine Schule macht mich krank 

Mobbing, Leistungsdruck und keine Freizeit 


„Mir wurde immer gesagt, die Kindheit und Jugend sei 
die,goldene Zeit des Menschen', in der man viel Freizeit 
hat und tolle Erfahrungen machen kann. Leider merke 
ich in meinem Alltag nichts davon. Ich gehe auf ein Gym¬ 
nasium in Marburg. Mit sechs Jahren wurde ich in einer 
sechsjährigen Grundschule eingeschult, in der Siebten 
kam ich dann auf meine heutige Schule. Hier erfuhr ich 
was es bedeutet, keine Markenklamotten und nicht das 
neueste Handy zu haben. Seit der Oberstufe ist es bes¬ 
ser geworden aber dafür hat der Stress mit den Noten 
zugenommen. Ich möchte gerne Medizin studieren, weil 
ich Menschen helfen möchte, aber dafür brauche ich ein 
i,oer-Abi, momentan stehe ich auf 1,2. Ich muss also noch 
besser werden und konnte mir schon jetzt kaum Pausen 
leisten. Wie soll das nur in der Zukunft aussehen? Vor 


Klausuren bekomme ich Angst, weil sie über meine Zu¬ 
kunft entscheiden. Nur bei den besten Noten kann ich 
zufrieden sein. Dieser ganze psychische Druck hat mich 
krank gemacht. Das muss man offenbar in Kauf nehmen, 
wenn man nicht als Verlierer enden will. Und wenn mein 
Arzt mir rät, weniger zu tun, dann kann ich das nicht er¬ 
füllen, weil ich später selber Arzt werden will. 
Leistungsdruck, Stress, Angst vor dem Versagen und keine 
Freizeit. Das ist mein Alltag im deutschen Schulsystem. 
Und wenn Lehrerinnen und vor allem Politikerinnen sa¬ 
gen, dass es wichtig ist, neben der Schule noch Hobbys 
zu haben, Sport machen zu können und ausgeglichen zu 
leben, dann ist das blanker Zynismus." 

Lino (17) ist Schüler aus Marburg und würde gern Arzt werden. 


Es ist 10 Uhr morgens, als Antonio* 
die Ambulanz der Uniklinik betritt. 
Er hat sich mit der Axt an der Hand 
verletzt, die Wunde schmerzt. Men¬ 
schen sitzen herum, warten, bis ihre 
Nummer aufgerufen wird. Notfälle 


eingeschärft. Es wird 14 Uhr, dann 
16 Uhr. Die Hand schmerzt und der 
Magen knurrt. Die Stunden vergehen, 
der Warteraum füllt sich. „Kaum ei¬ 
ner, der dort ankam, musste weniger 
als zwei Stunden auf die Behandlung 


Lehrjahres und hat schon einige Pra¬ 
xiseinsätze hinter sich. Ich frage nach: 
Kann das sein, dass Menschen im 
Krankenhaus unterschiedlich - und 
zwar unterschiedlich gut - behandelt 
werdende nachdem wie sie versichert 
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sind davon ausgenommen. Die dür¬ 
fen direkt durchgehen zu Schalter 
1, der nur leider unbesetzt ist. Anto¬ 
nio wartet, starrt Löcher in die Luft, 
die Schmerzen werden schlimmer. 
Irgendwann wird an Schalter 2 eine 
Nummer aufgerufen. Der Mann, der 
dran wäre, ist freundlich, lässt ihn vor. 
„Ich war zwar immer noch in Jogging¬ 
hose, aber immerhin hatte ich an mei¬ 
ne Versichertenkarte gedacht“ sagt 
Antonio schmunzelnd. „Darum ging 
es zuallererst. Dann noch drei Zettel 
unterschreiben, für die das Lesen al¬ 
leine zehn Minuten dauert, und zwi¬ 
schendurch die Frage, was ich eigent¬ 
lich habe.“ Danach geht es plötzlich 
schnell, ab in den Röntgenraum, nach 
wenigen Minuten steht fest: die Hand 
muss operiert werden. Gegen 14 Uhr 
sei er dran, essen und trinken dürfe 
er bis nach der OP nichts, wird ihm 


warten“, sagt Antonio. Erst um Mit¬ 
ternacht, nach 14 Stunden ohne Nah¬ 
rung, dafür mit Schmerzen, kann er 
mit frisch operierter Hand die Klinik 
verlassen. 

Mir gibt das zu denken. Vor zwei 
Jahren war ich für ein paar Monate 
verbeamtet. Und, weil das so billiger 
war, in dieser Zeit auch privat ver¬ 
sichert. Musste ich vorher wochen- 
und manchmal monatelang auf einen 
Arzttermin warten, bekam ich auf 
einmal immer sofort einen Termin, 
oft noch am selben Tag. Und da ging 
es nicht um einen Notfall. Das macht 
mich stutzig. 

Geboren als Kassenpatientin? 

Ich unterhalte mich mit Clara* über 
das Thema. Sie macht eine Ausbildung 
zur Gesundheits- und Krankenpflege¬ 
rin, befindet sich am Ende ihres ersten 


sind? Clara lacht nur. „Oh ja, das ist 
ein Unterschied wie Tag und Nacht. 
In meinem ersten Einsatz ist mir das 
besonders aufgefallen. Da war ich auf 
der Geburtenstation eingeteilt. Auf 
der für die Normalen, die Kassenpati¬ 
enten. Aber ab und zu musste ich doch 
mal rüber auf die Privatstation. Kom¬ 
fortstation nennt man die.“ Auf mei¬ 
ne Frage, worin sich die Unterschiede 
am deutlichsten zeigen, zögert Clara 
zunächst. „Eigentlich merkt man das 
an fast allem. Auf der Komfortstati¬ 
on, das ist fast wie im Hotel. Aber am 
krassesten finde ich den Unterschied 
in der Betreuung und beim Essen. 
Dort bekommen die Patienten viel hö¬ 
her wertiges Essen. Es gibt zum Bei¬ 
spiel guten Käse und viele Gerichte 
mit frischem Gemüse. Davon können 
die Frauen auf der normalen Station 
nur träumen.“ 


Meine Arbeit macht mich krank 

Die Wahl zwischen einer Erkältung 
und giftigen Dämpfen 


„Monatelang dieselbe eintönige, anstrengende Arbeit zu 
machen ist die eine Sache. Dabei auch noch giftige Dämp¬ 
fe einzuatmen und mit ätzenden Substanzen zu arbeiten, 
vor denen man sich nur mehr oder weniger schützen kann, 
eine ganz andere. 

Regelmäßig arbeiten wir in der Restaurierung mit Che¬ 
mikalien, von denen wir nicht immer wissen, was genau 
sie machen und wie genau sie wirken. Auf einer unserer 
Baustellen arbeiteten wir beispielsweise mit Abbeizer, ei¬ 
ner Paste, die auf Oberflächen aufgetragen wird und die¬ 
se dann bis aufs Holz aufweicht. Natürlich wurden dabei 
Dämpfe freigesetzt, denen wir nicht entgehen konnten. 
Eigentlich wird Abbeizer nur im Freien oder in einem,La¬ 
ckierraum' mit Abzug verwendet. Und eigentlich trägt 
man dabei Gummihandschuhe, eine Atemmaske und 


eine Schutzbrille. Doch wer mal versucht, acht Stunden 
am Tag eine Atemmaske zu tragen, wird schnell feststel¬ 
len, dass es unter den Dingern sehr warm werden kann. 
Zusammen mit einer Schutzbrille, Gummihandschuhen 
und dem nicht atmungsaktiven Schutzanzug war man 
nach einer halben Stunde schon so verschwitzt, dass man 
Pause machen musste. Und dann hatten wir die Wahl: 
Entweder wir nahmen unsere Schutzausrüstung ab und 
kamen in Kontakt mit den Dämpfen oder wir stellten uns 
verschwitzt in die kalte Winterluft. Wir hatten also die 
Wahl zwischen Kopfschmerzen und Übelkeit oder einer 
Erkältung." 

Caro (23) aus Berlin ist gelernte Tischlerin und 
arbeitet in einem Restaurierungsunternehmen. 


Auch sonst sei auf der Privatsta¬ 
tion vieles anders, vieles besser. Die 
Frauen dort haben beispielsweise im¬ 
mer Zugang zu frischem Obst, können 
zwischen mehreren Tageszeitungen 
wählen und im Besucherraum gebe 
es einen kostenlosen Kaffeevollauto¬ 
maten. Aber die Verpflegung sei nicht 
das einzige. „Gerade für die Mütter, 
die wir auf Station hatten, wäre Ruhe 
das allerwichtigste gewesen. Ruhe 
und Zeit, sich zu erholen. Außerdem 
braucht man Leute, die den Frau¬ 
en helfen, mit dem Baby zurecht zu 
kommen, die ihnen zeigen, wie das mit 
dem Stillen funktioniert und so weiter. 
Aber daran war gar nicht zu denken. 
Wir hatten viel zu wenig Personal, eine 
Hebamme hat acht oder mehr Frau¬ 
en betreut und die Pfleger und Ärzte 
standen selbst kurz vor dem Zusam¬ 
menbruch. Auf der Komfortstation ist 
auch die Betreuung eine ganz andere. 
Da betreut eine Hebamme nicht halb 
so viele Frauen gleichzeitig, es gibt ins¬ 
gesamt viel weniger Betten und trotz¬ 
dem nicht weniger Personal. Da ist es 
ruhig und schön, man kann sich wohl¬ 
fühlen und wirklich erholen.“ 

Worst case: Keine Versicherung 

Der Klinik geht es darum, so viel Geld 
wie möglich zu verdienen. Und Privat¬ 
patienten bringen nun mal deutlich 
mehr Profit ein als Kassenpatienten. 
Die Gesundheit der Menschen scheint 
da oft erst an zweiter Stelle zu stehen. 
Besonders schlecht stehen diejenigen 
da, die gar keine Versicherung haben. 
„Wir hatten sehr viele Flüchtlingsfrau¬ 
en auf der Station. Die waren mit Ab¬ 
stand am schlechtesten dran, an denen 
verdient man ja auch nicht so viel, ei¬ 
nige von ihnen waren gar nicht versi¬ 
chert“, sagt Clara nachdenklich. „Da 
kam dann schon nach der minimalen 
Aufenthaltszeit die Ansage, die Frauen 
möglichst schnell los zu werden. Meine 
Kolleginnen mussten das dann Umset¬ 
zen. Dabei wussten wir alle, dass die 
Frauen keinen Platz haben, wo sie mit 
ihrem Baby hingehen können.“ Clara 
redet sich in Rage. „Viele der Frauen 
konnten wenig oder gar kein Deutsch. 
Aber ihnen wurde nicht einmal ein 
Dolmetscher zur Seite gestellt. Mei¬ 
ne Kollegin war so verzweifelt, sie hat 
schon laut darüber nachgedacht, eine 
junge Frau mit zu sich nach Hause 
zu nehmen. Man setzt doch eine jun¬ 
ge Mutter kurz nach der Entbindung 
nicht einfach so auf die Straße. Das ist 
wirklich unfassbar!“ 

Es ist unfassbar und auch ich kann 
nur den Kopf schütteln. Aber es ist 
Alltag im kapitalistischen Deutsch¬ 
land. Gesundheit ist eine Ware. Und 
frei nach dem Prinzip „Wer hat, dem 
wird gegeben, wer nichts hat, dem wird 
genommen“, funktioniert auch das Sys¬ 
tem der Krankenversicherungen. Wer 
nicht verbeamtet oder selbstständig ist 
und weniger als 4687,50 Euro monat¬ 
lich verdient, muss sich gesetzlich ver¬ 
sichern. Alle anderen dürfen sich privat 
versichern und erhalten eine entspre¬ 
chende Komfortbehandlung. Doch ge¬ 
rade denjenigen, die eine gesundheit¬ 
liche Versorgung am nötigsten haben, 
fehlt häufig das Geld für die teuren 
Behandlungen. Wir können hier also 
definitiv von einem 2-Klassen-System 
der Krankenversicherungen sprechen. 

Roxy, Tübingen 

*Namen von der Redaktion geändert 


Meine Klassenzugehörigkeit 
verwehrt mir die Heilung 

Nur gegen 
Geld 

„Ich bin Diabetiker Typ 1, das heißt 
mein Körper kann kein Insulin mehr 
herstellen und damit keinen Zu¬ 
cker verarbeiten. Eine Krankheit, an 
der man noch vor vier Jahrzehnten 
elendig verreckt ist und es in eini¬ 
gen Ländern dieser Erde auch im¬ 
mer noch tut. Es gibt wenig Krank¬ 
heiten, bei denen es in den letzten 
Jahrzehnten einen solchen techni¬ 
schen Fortschritt und solche Verbes¬ 
serungen - was Lebenserwartung 
und Wohlbefinden angeht - gege¬ 
ben hat. Also alles gut? 

Mitnichten, denn vieles was es an 
technischem Fortschritt gegeben 
hat kostet und das wollen die ge¬ 
setzlichen Krankenkassen natürlich 
möglichst nicht zahlen. Beispiels¬ 
weisegibt es einige Insulin pumpen, 
die werden im Regelfall erst nach ei¬ 
nem Widerspruchsverfahren gegen 
den ersten Bescheid der Kasse ge¬ 
nehmigt. Gleiches gilt für spezielle 
Nadeln, Umstellung der Insulinsor¬ 
te, implantierte Messgeräte etc. Die¬ 
se Verfahren kosten Kraft, Nerven 
und allzu oft sind Zuzahlungen an 
der Tagesordnung. 

Besonders makaber: In Deutschland 
gilt man erst als chronisch krank, 
wenn man diese Krankheit mindes¬ 
tens ein Jahr hat und alle drei Mo¬ 
nate in Behandlung war. Das heißt, 
eine Befreiung von Zuzahlungen ist 
erst dann möglich und auch dann 
betrifft diese Regelung nur einen 
Teil der Hilfsmittel. Das führt zu ei¬ 
nem traurigen Ergebnis: Die besten 
und vor allem komfortabelsten Lö¬ 
sungen sind nur für den Teil zu ha¬ 
ben, der sich entweder im Wust der 
Paragrafen auskennt, einen sehr en¬ 
gagierten Facharzt hat oder zumin¬ 
dest ausreichend Kleingeld, um die 
Zuzahlungen zu bestreiten.“ 

Flo (25) ist gelernter Industriemechaniker und 
im Ortsvorstand der IG Metall Kiel. 



Vorabdruck aus: POSITION - Magazin 
der SDAJ, 5-2016. 

POSITION beziehen - bei der örtlichen 
SDAJ-Gruppe oder im UZ-Shop. 
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Im Alter von 76 Jahren starb nach längerer schwerer Krankheit 
unsere Freundin und Genossin 

Annelore Rosenbaum 

Seit ihrer Jugend hat Annelore für Frieden, Gerechtigkeit, So¬ 
lidarität und Sozialismus gekämpft. Mit 10 Jahren trat sie der 
Pionierorganisation bei und wurde später Pionierleiterin. Anfang 
der 60er Jahre, während der llligalität, nahm Annelore an der 
Gründung des Clubs für Internationale Jugendbegegnung teil. 
Mit anderen Jugendlichen bereitete sie die Weltfestspiele der 
Jugend und Studenten in Wien vor. Viele Jugendliche nahmen 
an diesem Ereignis teil. Dort schlossen sie Freundschaft mit 
Jugendlichen aus Holland, Belgien, Luxemburg, Dänemark und 
der DDR. Anschließend kamen Delegationen aus diesen Ländern 
nach Bremen. Gemeinsam setzten sie sich für die Rechte der 
Jugend ein. 

Annelore übernahm viele Funktionen in ihrem Leben. Sie war 
Betriebsrätin und Schulelternsprecherin. Sie arbeitete mit in der 
Stadtteil-Friedensinitiative, im Solidaritätsbasar für die Völker 
der 3. Welt, in der DKP-Nachmittagsschule und an der Wohnge¬ 
bietszeitung ..Hütte und Werft". Annelore und Wolfgang haben 
mit Sozialdemokraten und Parteilosen für das Bürgerhaus Os¬ 
lebshausen gekämpft, das 1977 eingeweiht wurde. Jahrzehnte 
war sie dort tätig, als Gruppenleiterin, im Vorstand, beim Die¬ 
lendienst und anderen Aufgaben. Sie leitete eine Gymnastik-, 
Tiffany- und Fotogruppe. 

Die Kuba-Solidarität war beiden eine Herzenssache. Sie ver¬ 
brachten viele Urlaube auf Kuba und arbeiteten dort an Aufbau¬ 
projekten der DKP und schlossen Freundschaft mit kubanischen 
Menschen. Höhepunkt ihrer Kubareisen war eine Einladung der 
Kubanischen Partei zu einer 1. Mai-Feier. 

Wir danken Annelore für alles, was sie für die Menschen, für die 
Partei und für den Frieden getan hat. 

Deine Genossinen und Genossen 
des Bezirks der DKP Bremen 

Trauerfeier Samstag, 15.10. 2016 um 11 Uhr GE-BE- IN Nordstr. 
An Stelle von Blumen und Kränzen bitten die Angehörigen um 
Spenden für das Bremer Friedensforum. IBAN DE47 2501 0030 
0123 2683 06 Kennwort: Annelore Rosenbaum 
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1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 

Peter im Speyer war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene der Klostergrafschaft. 

So wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, 
Brenner, Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. 
Männer und Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. 
Heute sind unsere Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant 
und Obstbrennerei. So bieten wir im Jubiläumsjahr ein 
monatlich wechselndes Menu an. 

Als Zugabe gibt es einen süßen Abschluss oder Kaffee aus 
Medebach oder einen Hausbrand Apfel-Birne. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Für unseren gut besuchten Gasthof und unser 
Super-Team suchen wir aus Altersgründen 
engagierte Nachfolger! 



Gentech 2.0 

BAYER 

startet durch 


im neuen Maflgqi 


www.stichwort-bayer.de • info@stichwort-bayer.de 
Postfach 150418 • 40081 Düsseldorf 
iS facebook/Coordination 


STICH WORT ---r, 
BAYER 


KOSTENLOSES PROBEHEFT BESTELLEN. JETZT. 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Die DKP Altona lädt ein: 


60 Jahre KPD-Verbot 

Eine Veranstaltung mit Zeitzeugen 

am 19.10. um 19.30 Uhr 

im Magda-Thürey-Zentrum in der Lindenallee 72 in Flamburg 


Die DKP Hamburg lädt herzlich ein zur außer¬ 
ordentlichen Bezirksmitgliederversammlung. 

Tagesordnung: 

1. ) Eröffnung und Begrüßung 

2. ) Konstituierung 

3. ) Referat des Bezirksvorsitzenden 

4. ) Diskussion und Beschlussfassung zu Anträgen 

5. ) Diskussion und Beschlussfassung über die 

Aufstellung einer Landesliste der DKP-HH zur 
Bundestagswahl 2017 

6. ) Wahl von Kandidatinnen und Kandidaten für die 

Landesliste der DKP-HH zur Bundestagswahl 2017 

7. ) Schlusswort 

Die BMV findet statt am Samstag, dem 22. Oktober 2016 
von 10.00 - 17.00 Uhr (Einlass ab 9.30 Uhr) im MTZ, 
Lindenallee 72, 20259 Hamburg (Nähe U-Christuskirche) 

Antragsschluss für Anträge an die BMV ist Sonntag, der 
9. Oktober 2016. 

Für die Verpflegung ist gesorgt. 

Das Mitgliedsbuch ist mitzubringen. 



Freihandel - Brexit - 
Arbeiterwanderung 

Was tun? 

Mit Beiträgen von: Wolfgang Rei- 
nicke-Abel, Freihandel als Fluch¬ 
tursache ☆ Lucas Zeise, Offene 
Grenzen, die EU und Frau Mer¬ 
kels Politik ☆ Andreas Wehr, Der 
Brexit und die Migrationsfrage 

☆ Klaus Stein, Historische Mig¬ 
rationsbewegungen ☆ Sebastian 
Woldorf, Geflüchtete im kom¬ 
munalen Raum ☆ Patrik Köbele, 
Überlegungen zu Flucht und kom¬ 
munistischer Politik ☆ Sofortpro¬ 
gramm der DKP. 

Weitere Themen: 6o Jahre KPD- 
Verbot ☆ Bundeswehr-Weißbuch 

☆ »Sonderlage dahoam« ☆ Türkei 
nach dem Putsch ☆ CETA/TTIP und 
die kommunale Daseinsvorsorge ☆ 
Dialektik von Reform und Revoluti¬ 
on ☆ Zur Frage der Nation ☆ Demo¬ 
kratischer Kampf und Leninismus 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 


UZ-Pressefest Samstag 

HELFERPARTY 29102016 


Karl4Jebknecht-Schule, Am Stadtpark 63, 51373 Leverkusen 



Wir wollen mit allen, die mit kleinen oder großen Einsätzen geholten 
haben, das 19. UZ-Piessefest auf die Beine zu steilen, gemeinsam 
feiern. Die Party beginnt um 19 Uhr. Ab 15 Uhr wollen wir das Fest 
mit denen, die Lust haben, gemeinsam auswerten. 


S* hflfcHjm keine Z*it 
Süh alt xu füllten 

Sind io li'Efol w\td*t HiHInun-q iit 
Und di« Id«, für sie zu leben 

Die herzlichsten Glückwünsche unserer Genossin 
Eleonore Surrt her 

die am IS. Oktober 70 Jahre alt wird. 

Für Deinen Einsatz f ür unsere Partei verdienst Du unser aJler fyank und 
Eespekt. Vta wären unsere Gruppenabende ohne Dich" Wo die Partei 
auf tritt, bist Du als zuverlässige Genossin stets dabei 
Wir wünschen b-ir Glück, Gesundheit und em langes Leben en der 5e*te 
Deines Majutes 1 

Deutsche Kommunistisch® Portei 
Schweinfurt - Haß berge 



W-r fiiwd sterk, zusammen ha kea. 

die .Starken uvrf d*e Schwachen, 
die Ju'vgen unti dt. Alten. 

Wenn mr der WHfe f eil blobi und untre Jtarici. 
da bin i£h i±±< 

Kurt Tuehgltky 

Herzlichen Glückwunsch unserem Genossen 

Karl-Heinz Röder 

der am 14. Oktober 80 Jahre alt wird! 

Beharrlich und tatkräftig warst Duals Aktivposten nicht nur in 
unserer Partei, sondern auch in der FDT von Anfang an dabei. 
Sters hältst Du mit Deinen Beitrügen unser Gruppen leben auf 
hohem Nwenu. 

Dos muss auch die nächsten Job re so bleiben! 

Für Deinen Einsatz danken wir Dir - 

verbunden mit den besten WlinSthen für Deine Gesundheit 
und viel Kraft für eine nach recht lange kreative Zeit mit uns. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Unterf ranken 


m siiop 





Neu 


Anstecker (Metall) 
Motiv: DKP 
(früheres Logo) 

Ca 1 x 1 cm 2,-€ 

Anstecker (Metall) 
Motiv: DKP 
(aktuelles Logo) 

Ca 1 x 1 cm 2,-€ 

Anstecker (Metall) 
Motiv: Friedenstaube 
auf rotem Stern 

Ca 1 x 1 cm 2,-€ 


www.uzshop.de 

Tel.: 0201 17788923 fax: -28 




In der Kad-LiebknechLSchule kann auch übernachtet werden. 

Wir bitten um eine kurze Rückmeldung, damit wir planen können 
Bitte per Mail an: pv@dkp.de 

Wir freuen uns auf euch! Uli Abc, Klaus Leger, Wera Richter 


Toskana, nah am Meer 


Mitarbeiter - gerne 
auch Teilzeit - auf 
kleinem Biohof 


gesucht. Ji 

in lAiiJEF 1 


/■-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
\_> 



orfoinreich steuern 


Unternehmen 


annherz.de 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 14. Oktober 2016 


Kandidat der Freien Wähler 

„Bundespräsident/in gesucht“, 

UZ vom 7.10., S. 4 

Es trifft nicht zu, dass sich bislang nur 
die AfD in Sachen Kandidat für das 
Bundespräsidentenamt festgelegt hat. 
Auch die Freien Wähler haben ihren 
Kandidaten eindeutig bestimmt und 
schicken ihn ins Rennen, und das ist 
kein Witz: Fernsehrichter Alexander 
Hold. Dieser ist auch im tatsächlichen 
Feben Richter in Kempten (Allgäu) 
und dort auch Fraktionschef der Frei¬ 
en Wähler im Stadtrat, die mit 8 Stadt¬ 
räten die zweitstärkste Fraktion bilden 
(CSU 16 Sitze, SPD 7, Grüne 6, ande¬ 
re 7). 

Und wenn ich mich zu der Notiz noch 
äußern darf, dass die Großbank ING 
7 000 Arbeitsplätze streicht: dazu ge¬ 
hört auch die Meldung, dass Peer 
Steinbrück bei eben derselben jetzt ei¬ 
nen hochdotierten Beraterposten über¬ 
nimmt. 

Kurt Wirth, Kempten 

Gemeinsam in die Sackgasse 

„Kommunisten im Praxistest“, Patrik 
Köbele auf der 5. PV-Tagung, 

UZ vom 23.9., S. 13 

Zum Referat von Patrik Köbele will ich 
zwei kurze Anmerkungen machen. Der 
Begriff der „roten Finie“ oder „roten 
Haltelinie“ erfreut sich großer Beliebt¬ 
heit, ist aber in seinen Schlussfolgerun¬ 
gen problematisch. Was ist der Sinn des 
Begriffs? Was ist denn, wenn es sol¬ 
che Finien gibt und sich jemand nicht 
dran hält? Gibt es dann ein Bußgeld? 
Gleichzeitig macht die Ausrufung von 
Haltelinien sofort im eigenen Fager 
erheblichen Handlungsdruck: Dann 
muss man nämlich was tun. 

Zum zweiten verwendet Köbele 
ein ziemlich tautologisches Argument 
in der Auseinandersetzung mit Uwe 
Fritsch: er beginnt mit der Feststellung 
„Wir sehen das anders“ (hier gibt es 
das kleinere Problem, dass dort Fritsch 
allein und hier wir - Köbele und wer 
noch? - steht). Aber dann folgt die 
Denkfigur: Wir sehen keine Gefahr ei¬ 
ner faschistischen Entwicklung ... wäre 
dies anders, müssten wir bei Wahlen al¬ 
les dem Ziel des Stopps unterordnen. 
Die eigene Antwort als Begründung 
dafür zu wenden, dass die eigene Ana¬ 
lyse stimmt, finde ich grundsätzlich und 
erkenntnistheoretisch gewagt. 

Es gibt unter Marxistinnen und 
in der DKP erhebliche Meinungsver¬ 
schiedenheiten bei der Analyse der 
politischen Fage und der „richtigen“ 
Antwort darauf. Wenn man die aber 
personalisiert und zuspitzt, landet man 
in der Sackgasse. Oft genug bin auch 
ich „richtigen“ Einschätzungen gefolgt 
und wir landeten gemeinsam in einer 
Sackgasse. Es stellt sich nämlich leider 
immer erst weit später heraus, welche 
Entscheidungen die Fage angemessen 
berücksichtigen. 

Dr. Michael Stiels-Glenn, per E-Mail 

Den BVB hochjubeln 

„Der Fußball-Ticker“, 

UZ vom 7.10., S. 16 

Fieber Genosse Rehnagel, ich weiß 
ja nicht ob das dein richtiger Name 


ist oder eine Anspielung auf Merkel- 
Freund Otto Rehhagel oder ob der 
russische Wodka die Feder führte? Da 
jubelst du den BVB hoch, den Verein, 
dessen eigener „Sicherheitsdienst“ im 
Ruf steht, Sympathie für rechte Hoo¬ 
ligans zu haben. Einige von uns erin¬ 
nern sich noch an den Edel-Fan SS- 
Siggi. Der Verein, der einst den Vor- 
zeige-Proletarier Amoroso bezahlte. 

Und Ronaldo ist der Böse. Der 
Junge aus den Favelas von Madeira. 
Der, der die 600 000 Euro Siegesprä¬ 
mie für die gewonnene Champions- 
Figa armen Kindern spendete und 
Botschafter von „Save the children“ 
ist: Da is doch dat kommunistische 
Herz am Fachen, woll? Nastrovje to- 
varitsch! 

Michael Nüssen, Hamburg 


Rätselhafter Weg Kubas 

„Die nationale Schande“, 

UZ vom 7.10., S. 6 

Wie kommt der Autor zu seiner Ein¬ 
schätzung: „Rousseffs ungerechtfertig¬ 
te Ausschaltung bedeutet endgültige 
Neokolonialisierung und strategischen 
Missbrauch ganz Fateinamerikas“? 
Das ist doch eine ziemlich kleingeisti¬ 
ge Einschätzung. Wie kann er die fort¬ 
schrittlichen Kräfte z.B. in Venezuela, 
Ecuador, Bolivien und Nicaragua ig¬ 
norieren? Wie kann er die Stellung 
Kubas ignorieren, insbesondere im 
Kampf um eine gemeinsame Position 
für Fateinamerika und die Karibik im 
Rahmen der CEFAC? Und schließ¬ 
lich: der Kampf gegen den Neokolo¬ 
nialismus ist noch lange nicht verloren, 
sondern ich bin überzeugt, dass er be¬ 
siegt wird. 

Dann kommt aber der größte 
Hammer: Der Autor sieht zu der o.g. 
Neokolonialisierung und dem strategi¬ 
schen Missbrauch Zusammenhänge zu 
der Wahl Macris in Argentinien, dem 
Putsch gegen Paraguays Präsidenten 
Fugo, den Wirtschaftsterror gegen Ve¬ 
nezuela, der Wahl von Kuczynski als 
Präsident in Peru, den Aktionen der 
Bergleute gegen die Regierung in Bo¬ 
livien und den Gräueln in Honduras 
und Mexiko. Und jetzt wird es obs¬ 
kur: „Feider auch mit dem rätselhaf¬ 
ten Weg, den Kuba eingeschlagen hat“. 

Das ist ja ein Ding, in unserer Wo¬ 
chenzeitung wird Kubas Politik ohne 
nähere Begründung und Erklärung in 
einen Zusammenhang mit konterrevo¬ 
lutionären, neokolonialistischen und 
terroristischen Aktionen und strategi¬ 
schen Mißbrauch gebracht. Wie kann 
die UZ als eine kommunistische Wo¬ 
chenzeitung eine solche Aussage un- 
kommentiert stehen lassen? Feute, ich 
dachte, die Redaktion hat bei Kuba 
eine klare Position. 

Jürgen Kelle, Frankfurt 

Wir bitten darum, uns kurze Feserzu- 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Fänge von 1800 Zeichen bleiben. 
Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Feserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


FR ★ 14 0KT 


Siegen: „Spanien 1936-39“, Erich Schaff¬ 
ner singt Spanienlieder. Veranstaltung der 
DKP Siegen-OLpe-HSK und VVN-BdA Sie- 
gen-Wittgenstein. VEB Politik Kunst und Un¬ 
terhaltung, Marienborner Straße 16, 20.00 
Uhr_ 

Nürnberg: „Syrien im Licht des Völker¬ 
rechts“, Veranstaltung mit Gregor Schir¬ 
mer. Villa Leon, Philipp-Körber-Weg 1, 

19.30 Uhr._ 

Frankfurt/Main: „Griechenland und die Eu¬ 
rokrise“, Veranstaltung von DKP und SDAJ 
mit Andreas Wehr. DGB-Haus, Wilhelm- 
Leuschner-Straße 69-77; 19.00 Uhr. 

Lübeck: „Auswertung der Wahl-Bezirks¬ 
mitgliederversammlung - Ergebnisse und 
aktueller Stand der Wahlvorbereitungen“, 
Gruppentreffen der DKP Gruppe Lübeck/ 
Ostholstein. Interkulturelle Begegnungsstät¬ 
te e.V. (IKB) „Haus der Kulturen“, Parade 12, 

19.30 Uhr. 


SA ★ 15. SEPT 


Essen: „Kapitalismus - Krise - Ökologie.“ 
Konferenz der Marx-Engels-Stiftung mit 
Beiträgen von Winfried Wolf, Bruno Kern und 
Bernhard Müller. Hoffnungstraße 18, 11.00 
Uhr bis 18.00 Uhr._ 

Gießen: Bezirksmitgliederversammlung der 
DKP Hessen zur Aufstellung und Wahl der 
Landesliste für die Bundestagswahl 2017. 
Bürgerhaus Gießen-Wieseck, Philosophen¬ 
straße 26,11.00 Uhr. 


SO ★ 16. 0KT 


Nürnberg: „Das Dschungelbuch“, Zeichen¬ 
trickfilm aus der UdSSR, Roter Filmabend 
der DKP, Rotes Zentrum, Reichstraße 8, 
17.00 Uhr. 


MO ★ 17. 0KT 


Hamburg: „Profit geht vor Gesundheit“, Öf¬ 
fentlicher Gruppenabend der DKP-Gruppe 
Hamburg-Nord mit Mitgliedern der Gruppe 
Öffentlicher Dienst zur Mindestpersonalbe¬ 
messung im Krankenhaus. Bürgerhaus Lan¬ 
genhorn, Tangstedter Landstraße 41,19.00 
Uhr_ 

Bad Kreuznach: Monatliche Versammlung 
der Bad Kreuznacher DKP mit den Themen: 
Aktion gegen neue Trinkwassertarife, Betei¬ 
ligung an den lokalen Friedenswochen, Rei¬ 
sebericht von der ManiFiesta der PTB und 
einer Stellungsnahme zu organisationspo¬ 
litischen Maßnahmen und der Karikaturen¬ 
ausstellung im „Dorf des Widerstandes“ auf 
dem UZ-Pressefest. Wassersümpfchen 23, 
19.00 Uhr. 


Dl ★ 18. 0KT 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Freigarten, Doberaner Straße 21, 

19.30 Uhr. 


Ml ★ 19.0KT 


Hamburg: „Notruf aus den Krankenhäu¬ 
sern - Kampf um mehr Personal.“ Eine 
Krankenschwester berichtet beim „Roten 
Stammtisch“ der DKP Wandsbek über den 
Kampf der Kolleginnen in Berlin und Ham¬ 
burg für mehr Personal in den Krankenhäu¬ 
sern. BRAKULA in den Ersatzräumen hinter 
der Post, Bramfelder Dorfplatz 2a, 19.00 Uhr. 


Termine@unsere-zeit.de 


Röthenbach/Pegnitz: Versammlung der 
DKP Nürnberger Land zu aktuellen Proble¬ 
men und zur Bundestagswahl 2017 mit dem 
Bezirksvorsitzenden der DKP Nordbayern, 
Gustl Ballin. Floraheim, 19.00 Uhr. 


DO ★ 20.0KT 


Nürnberg: Vorbereitung auf die Landes¬ 
mitgliederversammlung, Gruppenabend der 
DKP Nürnberg. Rotes Zentrum, Reichstraße 
8,19.00 Uhr._ 

Gotha: „Vor 70 Jahren geboren: Sozialisti¬ 
sche Einheitspartei Deutschlands. Und was 
bleibt heute?“ Der Interessenkreis Politik 
und Kultur lädt ein zu einer Diskussion von 
und zwischen damaligen und heutigen po¬ 
litischen Akteuren, kubixx e.V. - Blumen¬ 
bachstraße 5,17.00 Uhr. 


SA ★ 22. 0KT 


Rostock: Landesmitgliederversammlung 

der DKP Mecklenburg-Vorpommern zur Kan¬ 
didatur zur Bundestagswahl 2017 und einer 
Auswertung der Landtagswahl 2016. Cafe 
Maya; Wismarsche Straße 21,11.00 Uhr. 


SO ★ 23. 0KT 


Nürnberg: Wahlversammlung zur Aufstel¬ 
lung einer bayerischen Landesliste der DKP 
Nordbayern und Südbayern für die Bundes¬ 
tagswahlen 2017. Diese Wahlversammlung 
findet statt als gemeinsame Landesmit¬ 
gliederversammlung der Bezirke Nord- und 
Südbayern. Nachbarschaftshaus Gostenhof, 
Adam-Klein-Straße 6,10.30 Uhr. 

Wuppertal: Landesmitgliederversammlung 
der DKP Rheinland- und Ruhr-Westfalen 
zu den Landtags- und Bundestagswahlen 
2017. Else-Lasker-Schüler Gesamtschule, 
Else-Lasker-Schüler-Straße 30, 9.00 Uhr. 

Berlin: 32. Bundestreffen der AG DKP queer. 
Chile Freundschaftsgesellschaft Salvador 
Allende e.V. Jonasstraße 29. 


MO ★ 24. 0KT 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Süd. Gil¬ 
denstraße 20,19.00 Uhr. 


Dl ★ 25. 0KT 


Nürnberg: Der Krieg gegen die spanische 
Republik (1936-1939) und seine Folgen, 
Veranstaltung mit Hermann Kopp, Nachbar¬ 
schaftshaus Gostenhof, Adam-Klein-Straße 
6,19.00 Uhr._ 

Brandenburg: „Aktuelle Herausforderun¬ 
gen an den gemeinsamen Friedenskampf“, 
gemeinsame Veranstaltung der Partei „Die 
Linke“, KV Brandenburg, Rotfuchs und der 
DKP Brandenburg mit Norbert Müller, Partei 
„Die Linke“. Lighthouse-Konferenzlounge, 


Bahnhofspassage 4,17.00 Uhr. 

Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Ost. Gast¬ 
haus Gobrecht, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 26. 0KT 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP- 
Gruppe Bremen. Haverkamp 8,19.00 Uhr. 

Hof (Saale): „Krieg gegen die spanische 
Republik 1936-1939 und seine Folgen“, 
gemeinsame Veranstaltung von MES und 
DKP Hof aus Anlass des 80. Jahrestages 
des Kriegsbeginns in Spanien mit Hermann 
Kopp (Marx-Engels-Stiftung) und Randolph 
Oechslein (DKP Hof). Gaststätte „Meineis 
Bas“, Vorstadt 13,19.00 Uhr. 


DO ★ 27.0KT 


Nürnberg: „Nach der Wahlversammlung - 
wie geht’s weiter?“ DKP-Gruppenabend. 
Rotes Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 

Dortmund: „Imperialismus und Krieg - oder 
Putin ist an allem Schuld“, Diskussionsver¬ 
anstaltung der DKP mit Patrik Köbele, Vor¬ 
sitzender der DKP. Z, Oesterholzstraße 27, 
19.00 Uhr._ 

Marburg: „Antifaschismus heute - Krise, 
Kriminalisierung und Gegenstrategien“, 
Veranstaltung von DKP Marburg-Biedenkopf 
und SDAJ Marburg-Gießen mit Jenny Meu- 
rer (Aktivistin der Antifaschistischen Re¬ 
volutionären Aktion Gießen), Dr. Ulf Immelt 
(DGB-Organisationssekretär Mittelhessen), 
Dr. Ulrich Schneider (Bundessprecher der 
WN-BdA); Jan Schalauske (Landesvorsit¬ 
zender der Partei „Die Linke“ in Hessen) und 
Pablo Graubner (Bildungsreferent der DKP 
Hessen). Raum 00/0080 Hörsaalgebäude, 
Biegenstraße 14,19.30 Uhr. 

Suhl: „Der Griff der NATO nach der Ukrai¬ 
ne - Erben der deutschen Wehrmacht wollen 
dabei sein.“ Veranstaltung der DKP-Gruppe 
Suhl und RotFuchs e.V Regionalgruppe Suhl 
und Umgebung mit Thomas Hallung, Dipl.- 
Ing. und Lt. a.D. Gaststätte „Weiberwirt¬ 
schaft“, Bahnhofstraße 1,17.00 Uhr. 


SA ★ 29. OKTOBER 


Dortmund: „Gedenken an die Opfer des Na¬ 
ziaufmarsches am 16. Oktober 1932 in der 
Nordstadt.“ Nordmarkt, 15.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe 
der UZ, möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@unsere- 
zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 
18,45127 Essen. 


Die Kommission Betriebs- und Gewerkschaftspolitik 
beim Parteivorstand der DKP lädt ein: 

Bundesweites Branchentreffen 
für Beschäftigte in den Krankenhäusern 

Themen: 

★ Stand der Auseinandersetzung in der Personalbemessung 
★ Vernetzung 

Samstag, io. Dezember 2016,11.15 Uhr bis 16.00 Uhr 
Haus der DKP, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 


\ 


Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


FC St. Pauli und Hansa Rostock 


Wenn Politik im Stadion ausgetragen wird 


D ie bekannteste Fehde im deut¬ 
schen Fußball besteht unbestritten 
zwischen den Anhängern des FC 
St. Pauli und FC Hansa Rostock. 

Der Hamburger Stadtteilverein hat 
seine Wurzeln seit seiner Gründung 1910 
im Arbeiter- und Hafenviertel Sankt 
Pauli. Waren die Schlachtenbumm¬ 
ler schon immer etwas verrückter und 
„anders“ auf dem Kiez, änderte sich in 
1980er Jahren das Bild auf den Rängen 
immer mehr. Aus der in direkter Nach¬ 
barschaft liegenden Hafenstraße kamen 
regelmäßig Autonome und Punks zu den 
Spielen. So war es naheliegend, dass auch 
der Jolly Roger Einzug ins Stadion hielt. 
Der markante Totenkopf ist seit dem 
nicht mehr wegzudenken. 

Es gab gute Gründe, nicht nur im 
Stadtbild und auf politischen Veranstal¬ 
tungen oder Demos Präsenz zu zeigen. 
Denn zeitgleich kam es zu immer hef¬ 
tigeren Ausschreitungen seitens einer 
gewaltbereiten Hooliganszene im deut¬ 
schen Fußball. Diese vermischte sich seit 
jeher mit politisch rechten Kräften und 
Neo-Nazis. So entstanden Hochburgen - 
nicht nur um die Hamburger Löwen des 
HSV, sondern auch in weiteren Städten 
wie in Dortmund mit der Borussenfront 
um „SS Siggi“, in Frankfurt die Adler¬ 
front mit direkten Verbindungen zu den 
„Böhsen Onkelz“ oder die Hertha Frö¬ 
sche des BSC Hertha Berlin. 

Diese und weitere gewaltsuchende 
Gruppen waren es, die die Politik auch 
in die Stadien der Republik trugen. Ende 
der 1980er Jahre war das normale Fuß¬ 
ballerlebnis auch immer mit Horden von 
Nazi-Skinheads verbunden, die vor und 
im Stadion Gewalt verbreiteten. 

So entstand am Millerntor unter den 
Fans auf St. Pauli ein klares antifaschis¬ 
tisches und antirassistisches Selbstver¬ 
ständnis, welches in den Anfangszeiten 
in seiner Stärke und Klarheit seinesglei¬ 
chen suchte. Aus einer linken und pro¬ 
gressiven Einstellung der politischen 
Szene der Stadt wurde ein Gegenpol zu 
den damaligen Verhältnissen. Es entstan¬ 
den neben den üblichen Stadionheften 
auch Fanzines wie „Millerntor Roar“ 
oder später „Der Übersteiger“. 

In Rostock war die Ausgangslage 
eine völlig andere. Hervorgegangen aus 
dem SC Empor Rostock entstand Ende 
1965 der FC Hansa Rostock. Veranlasst 
hatte das die Sportführung der DDR. 
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Im Millerntor-Stadion, Hamburg Sankt Pauli 


Ziel war es, die Leistungszentren im gan¬ 
zen Land zur Stärkung des Fußballsports 
zu etablieren. Die Ostseestädter standen 
aber immer im Schatten der anderen 
großen Vereine aus Magdeburg, Berlin, 
Dresden, Leipzig oder Jena. 

Mit der Grenzöffnung am 9. Novem¬ 
ber 1989 wurde der Fußball in der DDR 
Oberliga schlagartig für junge Leute aus 
dem Westen interessant. Die Volkspolizei 
zeigte sich völlig überfordert mit der of¬ 
fenen Gewalt einer taumelnden Gesell¬ 
schaft in einem untergehenden Staat - 
vermengt mit vielen jungen Menschen 
aus dem Westen, die nur deshalb zum 
Fußballspiel anreisten, um zu randalie¬ 


ren. Diese explosive Mischung machte es 
leicht, sich komplett anders zu positionie¬ 
ren und offen neonazistische Gedanken 
und Werte ins Stadion zu tragen. Durch 
die geographische Nähe zwischen den 
beiden Städten im Norden war es nahe¬ 
liegend, dass sich der rechtsradikale Mob 
innerhalb der Anhängerschaft des Ham¬ 
burger SV zu den Spielen des FC Hansa 
aufmachte. Gemeinsam wurde so auch 
direkt ein Feind ausgemacht: Der FC 
St. Pauli und seine linkspolitischen Fans. 

Neben den Übergriffen auf stadtbe¬ 
kannte St.-Pauli-Kneipen zur Europa¬ 
meisterschaft 1988 oder Weltmeister¬ 
schaft 1990 durch HSV-Hooligans und 


Neo-Nazis der FAP oder NF, zusammen 
mit rechtsradikalen Skinheads, gehört 
ganz klar der rassistische Überfall im Au¬ 
gust 1992 in Rostock-Lichtenhagen. Hier 
sind auch einige der Ursprünge der Feh¬ 
de zwischen beiden Fangruppen zu fin¬ 
den. In den fünf Tagen - die auch die gan¬ 
ze BRD verändern sollten - trug man den 
Hass offen auf die Straße. Die radikale 
Rechte konnte endlich offen losschlagen. 
Nicht nur im Mikrokosmos Fußballstadi¬ 
on, sondern überall. Die Autonome Sze¬ 
ne der Hamburger Hafenstraße gehörte 
zusammen mit FC St. Pauli Fans zu den 
ersten, die sich organisierten und Gegen¬ 
proteste vor Ort organisierten. 


Zum Ende hin sollte man nicht die 
positiven Dinge innerhalb der Fanszene 
des FC Hansa vergessen, die heutzutage 
stattfinden. Junge Ultragruppen sehen 
sich zum Teil in linker Tradition. 

Und auch auf St. Pauli müssen im 
Zuge der Kommerzialisierung des Fuß¬ 
balls immer wieder Selbstverständlich¬ 
keiten zurückerobert werden - Stich Wor¬ 
te sind Sexismus und Homophobie. 

1993 entstand der einzige Fußball¬ 
film der ARD, der sich dieser Thematik 
annimmt. „Schicksalsspiel“ ist eine Art 
„Romeo und Julia“-Version zwischen 
zwei Teenagern aus eben diesen beiden 
Lagern. Andres Irurre 


Der rote Kanal 


Olympia wird unerschwinglich 

Für die Spiele in Tokio explodieren bereits jetzt die Kosten 


Tatort: Der Pott 

Jaja, schon wieder Tatort, und zwar 
ein alter. Aber lies doch: „Ein Pott 
von einer halben Million Mark - 
Spenden für Arbeiter, die mit einer 
Betriebsbesetzung die Schließung ih¬ 
res Werks verhindern wollen - ver¬ 
schwindet nach einem brutalen Raub¬ 
überfall; und kurz danach wird einer 
von ihnen, der Gewerkschaftsfunktio¬ 
när Broegger, ermordet.“ 

Ein sagenhafter Schimanski, wie 
Jüngere ihn nur vom Hörensagen 
kennen! Mit dem Hinweis versehen, 
dass der Arbeitskampf der Stahlar¬ 
beiter „der aktuelle Hintergrund für 
eine frei erfundene Kriminalgeschich¬ 
te“ war. Von vor *89, wenn auch knapp. 
SA 15.10., 22:45 Uhr, WDR 

Das Black Book 

Niederländische Jüdin schließt sich 
1944 dem Widerstand an, schleicht 
sich als Sekretärin und Geliebte beim 
SS-Hauptsturmführer ein und entwi¬ 
ckelt Gefühle für ihn. Melodram von 
Paul Verhoeven und die Frage: Sind 
Nazis Menschen? 

SO 16.10., 20.15 Uhr, Arte 

Terror - Ihr Urteil 

Fernsehfassung des aufsehenerre¬ 
genden Open-End-Dramas von Fer¬ 
dinand von Schirach. „Im Kern geht 
es um große, abstrakte moralische 
Fragen vor dem Hintergrund eines 


konkreten und thematisch aktuell ge¬ 
stalteten Szenarios:Terroristen haben 
ein Passagierflugzeug in ihre Gewalt 
gebracht und wollen es in ein vollbe¬ 
setztes Fußballstadion steuern. Ein 
Kampfpilot schießt die Maschine ent¬ 
gegen der in Deutschland geltenden 
Rechtslage und entgegen seinen Be¬ 
fehlen ab, alle Passagiere der Maschi¬ 
ne kommen um.“ (UZ vom 25.3.16) 
Am Ende fällen die Zuschauer das 
Urteil. 

M 0 17.10., 20.15 Uhr, Das Erste 
Frontal 2i 

Was früher „Monitor“ war, ist heu¬ 
te „Frontal 21“ - zumindest was die 
sozialen Themen betrifft. Für diese 
Sendung wird recherchiert - fast ein 
Alleinstellungsmerkmal. Gewerk¬ 
schafter kommen zu Wort, Linkspar¬ 
tei-Abgeordnete sowie Ökonomen, 
die nicht der neoliberalen Einheits¬ 
partei angehören. Zum Schluss dann 
immer der Satirebeitrag „Toll!“. Der 
war schon mal besser, geht aber - ist 
ja immer ganz kurz. 

Di 18.10., 21:00-21:45 Uhr, ZDF 

Space Night: The Blue Planet 

„Einmalige Bilder, wie sie bis dato 
noch nie im deutschen Fernsehen 
zu sehen waren.“ Bilder aus dem All. 
Gibt es Deutschlands schönste Bahn¬ 
strecken nicht mehr? Schade. 

Di 18.10., 1:45 Uhr, alpha 


Montreal soll seine olympischen Schul¬ 
den unlängst abbezahlt haben. Die 
Spiele hatten dort bekanntlich 1976 
stattgefunden, also vor vier Jahrzehn¬ 
ten. Als der IOC-Präsident Samaranch 
den Tischtennisverband in die olympi¬ 
sche Familie aufnahm, öffnete er end¬ 
gültig den Profis die Tore. Das große 
Geschäft begann! 

Dieser Tage ließen die kanadischen 
Eishockeyprofis wissen, dass sie sich 
mit dem Gedanken tragen, das olym¬ 
pische Turnier durch ein unolympi¬ 
sches Turnier zu ersetzen, dessen Ge¬ 
winn gesichert ist. Die Schlittschuh¬ 
läufer hatten sogar ein Argument für 
ihr Projekt: Die in der Endrunde der 
Meisterschaft noch beschäftigten Profis 
tragen schon seit Jahren nicht mehr das 
olympische Trikot. In dieser Sportart 
hat man sich längst damit abgefunden, 
ohne die Besten, die Olympia eigent¬ 
lich versammeln will, auszukommen. 
Nun kam man also auf die Idee, den 
olympischen Gewinn - basierend unter 
anderem auf den auf die Milliarden zu¬ 
steuernden Fernsehgebühren - selbst 
zu kassieren. Zwar hat das IOC inzwi¬ 
schen die fünf olympischen Ringe ge¬ 
setzlich sichern lassen, aber Eishockey 
könnte einen Puck als Symbol wählen 
oder sich sonst was einfallen lassen. 

Aber Olympia droht nicht nur von 
den Eishockeystars Gefahr, sondern - 
siehe oben - von den unsinnigen Kos¬ 
ten, die Olympia von heute verschlingt. 


Zum Beispiel die Spiele, die 2020 
in Tokio stattfinden sollen. Lange hatte 
man geglaubt, dass die Fundamente des 
Stadions, in dem die Spiele 1960 statt¬ 
gefunden hatten, nur erweitert werden 
müssten, aber nun erwies sich, dass die 
für die „modernen“ Spiele nicht aus¬ 
reichen. Nun soll also ein neues Sta¬ 
dion errichtet werden und das kostet 
vermutlich 1,3 Milliarden Euro - ver¬ 
mutlich, weil derzeit kaum Bauvorha¬ 
ben zu den angekündigten Kostenvor¬ 
anschlägen auch entstehen - und soll 
der „letzte Schrei“ sein. Erhebt sich die 
Frage, wann voraussichtlich die nächs¬ 
ten Olympischen Spiele in Tokio statt¬ 
finden werden? Nach den Erfahrungen 
der Vergangenheit in höchstens 30 Jah¬ 
ren. Dann aber wäre das neue Stadion 
nicht mehr „modern“ genug und müss¬ 
te durch ein neues ersetzt werden. Was 
das kosten könnte, weiß niemand! 

Mithin: In der kapitalistischen 
Marktwirtschaft ist Olympia zum un¬ 
erschwinglichen Luxusartikel gewor¬ 
den. Früher entsandte das IOC eine 
Kommission in die Bewerberstädte 
und ließ sich minutiös vorrechnen, mit 
welchen Kosten zu rechnen sein wür¬ 
de. Das geschieht heute vielleicht auch 
noch, aber den Kostenvoranschlä¬ 
gen, die man der Kommission vorlegt 
scheinen einige Nullen zu fehlen! Man 
erinnert sich, dass Berlin an den Spie¬ 
len nicht interessiert war. Wollte dann 
aber nicht. Wegen der Spiele? Nein! 


Wegen der Kosten. Berlin riss die le¬ 
gendäre Seelenbinder-Halle ab und 
errichtete eine neue Radrennbahn. 
Was dort stattfindet? Einmal im Jahr 
ein sogenanntes Sechstagerennen, das 
eher den Titel „Sechstagerummel“ tra¬ 
gen sollte. 

Nun also wird Tokio die Spie¬ 
le feiern. Vermutlich, denn der Wirt¬ 
schaftsprofessor Kazumasa von der 
Universität Hosei erahnte in einem 
Zeitungsartikel die Mitteilung: „Game 
over!“ 

2013 hatte Tokio die Spiele zuge¬ 
sprochen bekommen. Die Stadt hatte 
sich mit dem Versprechen beworben, 
dass 28 der 31 Wettkampfstätten in ei¬ 
nem Acht-Kilometer-Radius um das 
Olympische Dorf liegen. Inzwischen 
hat sich der Radius auf 500 km erwei¬ 
tert, ganz zu schweigen von den Kosten, 
die Tokio begleichen muss. Und die Ru¬ 
derstrecke zum Beispiel ist 440 km von 
Tokio entfernt. 

Man müsste dem IOC vorschlagen, 
künftig eine finanzielle Limitgrenze 
von allen Bewerbern zu fordern, aber - 
siehe oben - in dieser kapitalistischen 
Gesellschaft ist das eine Illusion! 

Fazit: Olympia ist in Gefahr! Er¬ 
innern Sie sich noch der Schlagzeilen, 
die in den letzten Monaten vor Rio de 
Janeiro die Szene beherrschten? Kre¬ 
dite wurden aufgenommen. 

Raten Sie mal, wer die bezahlen 
muss! Klaus Huhn 








